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F. J. Strauß - eine Weltaffäre 

Wer die imcrnalionalc: Brisanz eines Regicrcngsanlrius des CSU­
Vorsitzenden, bayrischcn Minisu:rprllsidcmcn und CDU/CSU­
Kanzlerkandidaten Franz loser Strauß (63) ermc~n will . sollte sich 
zun:lthSl einmal nach den Stimmen seiner inlimen Freunde im Ausland 
umhören, 
Chiles Mil itlir raschislcn sehen in ihm eine bcll'undcrungswOrdigc 
"Führer"-Persönl ichkeit (\-gl. Chile-Beiträge in diesem Hef!). Chinas 
Macher der Auression gegen Viemam, Dena Xiaopina. philosophicnc 
bei seiner Begegnung mit F. J. Strauß im Januar ]975 in Peking: " Man 
hat Ihnen drei Etikeuen angeMng!: Feind des Friedens, Feind der Si· 
cherheit und Feind der Entspannung . . . Diese Leute. die Herrn 
Strauß die Elikenen anhlln!l.cn, nennen uns Abcmeun:r und kriegslil­
~tern . Unsc-re Zusammenkunft in Peking ist daher naeh Ansieht diner 
Leute ein Treffen der schltthte5ten 1I,Ienschen deT Weil. Leider jedoch 
gibt es auf der Wel t noch ... iel zuwenig solcher schl tthtnten 
Menschen." (dpa, 15. I. 1975) Und SUdafrika s Rassisten , denen F. J . 
Strauß mehrfach se ine Aufwartung machte, behnnen: "Vom SOdafri ­
kanischen Gesichtspunkt aus worde eine Regierung St rauß in der Bun­
desrepublik einen gev.·alt igen Sl.:hri ll ... orwlirts bc:deuten, in Richtung 
auf die Anerkennung dcr weißen Leistung in Afrika und auf ein stlirke­
rn Selbstbewußtsc-in gegenuber der schwarzen Weh. Franz Josef 
Strauß ... .... ijrde auch den Mut haben, entsprtthend w handeln, selbst 
wenn das manchen Leuten, .... eißen oder sch ..... al7.en, nicht paßte." 
(Afrika-Post, Juli / August 1979) 
Was für Rassisten und Kriegsabenteurer ein Segen ist, kann fUr die de­
mokratische Bewegung unseres Landes, abc:r auch für das progressi ... e 
Lager in aller Welt nichts anderes als eine Herausforderung sein. Und 
die unmillelbar ßetroffenen reichen weit hin, "'onT -sozialisti schen Lager 
über die dcmokmtisehen Kräfte Westeuropas bis hin zu den Befrei· 
ungsbewegungen und allen jenen Kräften der sog. Dritten Weh, die um 
ihre nationale EigensIlIndigkeit, Gleichbertthtigung und gegen eine Po­
litik der ncokolonialistischen Unterwerfung und Inter ... ention kampfen. 
Für sie alle ist die Kanzlerkandidatur des F. J. Strauß Herausforde­
rung. 
Aus der Sicht der demokratischen Kräfte der Bundesrepublik, das zeigt 
der Beilral ~'on Prof. Reinhard Kühnl, ist F. J. Strauß zunllchst einmal 
der Mann jenes reaktionären Aus ..... egs aus der Kr~, .... ·elchen erhebli­
che Teile der herrschenden Großbourscoisie favorisieren. Er ist die 
Verkörperung eines forcierten Demokratieabbaus, dcs Angriffs auf die 
Ge .... ·erkschaftsbewegung, der ungenierten sozialen Demontage zu La­
sten der arbeitenden Massen, einer unge ~ügehen Hoch- und Atomrü­
stull i· 
Doch .... ·as dieser Mann nach innen ... ersprichl .... erheißt er auch nach au­
ßen. Seine Diktion bundesdeulscher Welt - und Entwicklungspolitik, 
das belelen unsere Untersuchungen zur außenpolitischen Kon.zeption 
und Praxis des F. J . Strauß wie der CDU/ CSU. stellt sich in die Tradi­
tion aurcssiven Wcitherrschafubestrebens des deutschen Imperialis­
mus seit der Jahrhundertwende. Es war immerhin Auslöser beider 
Weltkriege ... 

Keine Träne über Hiroshima 

Warum , 50 müssen wir uns bei der Bilanzierung unserer Recherchen 
fralCn, ist F. J. Strauß an den Sl.:hahhebeln der Macht eine Zeitbombe 
legen den Weltfrieden, eine Gefahr fUr das Emanzipationsstreben der 
Völker Europas wie der Drit ten Welt? 
Zum Uliltn zidt sein politischer Ku rs auf die Liquidierung des in den 
70er Jahren vollzogenen Entspannungsprozesses. An der Spitze eines 
geeinten (West-) Europa, dessen weltpolitisches Gewicht er erhöhen 
will, dringt F. J. Strauß namens der CDU/ CSU nach der Atombewaff­
nung, nach einem aHrcssl\·en NATO-Kurs gegen das sozialisitisehe La­
ger und die Dritte Welt. Seine Absage an die Abrüstung, sein Ruf nach 
einer (west-)"europaischen Nuklearstreitmacht" (so F. J . Strauß ge­
genüber der Newsweek, New York, 30. 7. 1979) und seine Nichthinnah­
me der " Spaltung Deutschlands" aber sind gerade deshalb "sehr ernst 
zu nehmen, ..... eil sie auf eine Re ... ision der Ergebnisse des 2. Weltkrieges 
hinauslaufen und in eine Ilobale Stratelie der Konfrontation eingebun­
den sind. 
Konfrontieren will F. J . Strauß das sozialisti!IChe Laler, ... oran die So-
wjetunion, die DDR, Kuba oder Vietnam . Konfrontieren ..... iII er die re-
... olutionlren Stllten Afrikas, die Öliinder des arabisch-iranischen 

Raumes. Konfront ieren will er die legitimen Forderungen der Entwick­
lungsllnder nach einer Neuen Weltwirtschaflsordnunl, nach dem 
Rttht auf Nationalisierung der eigenen Rcssourcen und der Fertigungs­
bereiche, nach Kont rolle der Multis (siehe Beitrag ... on R. Falk). 
F. J . Strauß ist zum z'niten eine Gefahr für die Welt, ..... eil er im Bunde 
mit den USA und der Pekinger FUhrung gerade jene Regimes prote­
giert, die durch Aggressionskriege her ... orgetreten oder ... on den Verein­
ten Nationen geächlct worden sind. Ende der 5Ocr/ Anfang der 6Ikr 
Jahre agierte der damalige Verteidigungsminister F. J. Strauß als Orla­
nisatOT geheimer BonneT Waffenlieferunlen an Israc'l - Waffen, die 
dieses in seinem antiarabiSchen Eroberungskrieg im Juni 1961 einsetz­
tc. Damals auch patroniene er der atomar-militärischen Zusammenar­
beit z ..... ischen der BRD und dem rassistischen SOdafrika. 1975 befür­
..... ortete F. J . Strauß die sildafrikanischc AUrcssion gegen Angola, 
1977 die französische Mililär interven tion in Zaire. Im gleichen Jahr tat 
er sich in Chile als Verteidiger des Pinochet-Rcgimcs her ... or. 1919 wirk­
te er im Sl i1len fOr die Belieferuni der chinesischen FUhruni mit 
NATO-Ausrüstungen, juSt nachdem diese Vielnam mit Krieg überzo­
gen und ihm eine "zweite Lektion" ... orangekündigl hatte; kein Wun-
der, denn die CDU/CSU sympathisierte da ... or auch mit dem US-
Vietnamkricg (siehe Beiträge J. Reusch und J ..... Freyberg). 
Ein Mann des Kalibers F. J. Strauß, der allerorts auf dic enge Zusam­
menarbeit mit Rassisten und Fa5Chisten setzt, so in Südafrika, Rhodc­
sien, Portugal, Chile oder der TUrkei (siehe Beitrage ,·on J . Soto, J . 
Ostro .... sky), der muß als Bedrohung für die demokratischen Entwick­
lunlen und den Frieden in aller Weh erscheinen. 
OriueRli ist F. J. Strauß eine Gefahr für die Weil, weil sich hier Abcn­
teuerlichkeit mit Skrupellosilkeit paart. Als Mann ohne Skrupel wiesen 
ihn seine im Zeitraum 1957- 62 alleine ... icr Affären aus, die l:IS-JO­
Panzer-Affäre (1957), die Starfighter_Arfllre (1958), die Fibal-Affare 
(1960) und die SpiegcJ;Affäre (1962). Auch heute lAßt F. J. Strauß' 
Umspringen mit dem politischen Gegner, mit dem als " Pöbel" oder 
"Terrorist" aufzuräumen sei, wenig Skrupel erkennen. Wenig Skrupel 
kennt F. J . Strauß schließlich im Umlanl mit der Atomkriegsgefahr . 
So wenn er, der engagierte Vorkämpfer für die Alombewaffnung der 
BR!}, den Gegner der AtomrUstung und Atomphysiker 0110 Hahn fol­
lendermaßen abstempeh : "Ein alter Trottel. der die Trinen nicht hal­
ten und nachts nicht schlafen kann, wenn er an Hiroshima denkt." 
(Ocr Stern, 26. J. 1975) 
Alles in allem: Im Fall der Machtubernahme des F. J . Strauß würde die 
weltpolitische Rolle der BRD, darunter ihre neokolonialistische expan­
sion, a88rcssi ... er und abenteuerlicher leraten. Mit einem gJeichzeitiatn 
denkbaren Regierungsamritt des US-Ult rartthten R. Reagan (oder ei­
nes ähnlichen Sl.:harfmaehers) dürfte ein ROckfall in die Ära des Kalten 
Krieges wahrscheinlicher werden, dUrfte die Vision einer atomaren 
Konfrontation NATO-China gelen die sozialistische Gemeinschaft ge­
fährlich näherrücken. Die CDU/CSU-Kanzlerkandidatur des F. J . 
Strauß ist so gesehen nicht nur eine nationale, sondern eine Weltafflre. 
Die demokratische Bewegung der Bundnrepublik trägt C\amit Verant­
wortuni llber dieses Land hinaus, eine Veran twortuni, der sich die 
... om AlB unterstlltzte Aktion "Gemeinsam leien Rechts - Stoppt 
Str_ußr" stellt. . W. Br6nMr 

3 



Reinhanl Kühnl Konzeption und 
Funktion des F. J. Strauß 

Strauß, bisher der politische Repräsentant einer Minderheit in 
der CDU/ CSU. wurde im Sommer 1979 zu deren Kanzlerkandi­
daten nominierl. Darin drUckt sich aus, daß diejenige Frak tion 
der herrschenden Klasse. die auf die politische Konzeption und 
Strategie von Slrauß selZI, rapide und wesentlich erstarkt ist. 
Diese Veranderungen zeigen sich in den SII:llungnahmen der 
Unternehmerverbände BOI und der BDA zu politischen und 
ökonomischen Fragen wie auch in deren ideologischen Orga­
nen, etwa in der Fran kfurter A llgemeinen Zeitung (FAZ) und 
im Handelsbiall. Zu fragen ist also, welches die Ursachen und 
Triebkräfte dieser Verllndernng sind und wohin diese Offensive 
der Rechten zielt. Dabei sind die Erfa hrungen aufzuarbeite n, 
die die Geschichte der Rechten in unserem Lande wie ganz a ll­
l emein die :Theorie und P raxis der Rechten liefert; es ist zu fra­
gen, welches ihre Erfolgsbed ingungen sind und welche Beson­
derheiten in der BRD vorliegen. 
Im Rahmen dieses 'Aufsatzes kann !latUrlich nur eine knappe 
Skizze leliefen werden. Die wichtigsten Linien und Belege, so­
weit sie Strauß betreffen, habe ich bereits in meinem Rechtsgut­
achten .. Die von F. J . Strauß reprästntierten politischen Krärte 
und ihr Verhältnis zum Faschismus" (Pahl Rugenstein Verlag 
1972) dargelegt, s~ daß sich die folgenden 'AusfUhrungen stär­
ker auf den a llgemei nen politischen Kontext konzentrieren kOn­
nen . 
Solange die ökonomische Lage ei nigermaßen stabil is t , domi­
niert auch innerhalb der herrschenden Klasse im allgemeinen 
die Tendenz, parlamenlarisch-demOkratische Regierungsfor­
rnen zu akzeptieren. Sie verfügt dann nAmlich meislüber einen 
hinreichenden Spielraum fU r soziale Konzessionen, mit denen 
der Druck aus der Arbeiterbewegung au fgefangen und ein ge­
nUgender Teil der Arbeiterklasse integriert werden·kann. Die in­
tegralionistische wie die reformistische Richtung der. Arbeiter­
bewegung haben in einer solchen Lage gute Chancen, Erfolge 
zu erzielen und so auch ihre Glaubwürdigkeit bei den arbeiten­
den Massen zu stabilisieren. 

Tendenzen, die eine qualitative Veränderung des polit ischen Sy­
stems nach rechts erstreben, erlangen nur geringe Resonanz in 
der Bevölkerung. Die herrschende Klasse versucht natürlich 
auch in solchen Perioden, demokratische Potentiale an der Ent­
faltung zu hindern, ihre Einnußmöglichkeiten im politischen 
System gering zu halten, die Macht der Exekutive zu stärken 
und präventiv, für den Notfall, auch repressive Mittel bereitzu­
stellen. Doch nur im Falle akuter Bedrohung der Eigentumsord­
nung (wie 1936 in Spanien oder 1973 in Chile) wird der 
staatlich-mili tärische Apparat ohne RUcksicht au f Rechtnor­
men eingesetzt. Normalerweise bleiben diese Bemühungen min­
destens forma l innerhalb des Rahmens des parlamentarischen 
Rechtsstaats, konzentrieren sich also auf Veränderungen in der 
Verfassungsauslegung und auf" Verfassungsreformen" . 

In dem Maße, in dem Okonomische Kriserterscheinungen an 
T iefe und an Dauer zu nehmen und schwerwiegende soziale, po­
lit ische und ideologische Folgen hervorrufen, verstärken sich 
die Versuche der herrschenden Klasse, das poli tische Instru­
mentarium zu verändern, um die neUM Verhältnisse optimal 
beWältigen zu können. Ein wesentlicher Grund liegt darin, daß 
unter den Bedinlungen ei ner tiefgreifenden und länger anhal­
tenden Krise bei der Bevölkerung die überzeugung abnimmt, 
daß die etablierten und regierenden Parteien in (jer Lage sind, 
soziale Sicherheit dauerhaft zu geWährleisten. Die integrationi­
stische Richtung der Arbeiterb<!wegung kann nun kei ne Erfolge 
mehr vorweisen. Der Vertrauensverlust gegenüber den Regie­
renden Und Etablierten (und vie lleichlsogar gegenüber dem be­
stehenden politischen System Oberhaupt) kann sich steigern zu­
raktiven Suche nach einem Ausweg, einer Alternative. 

Für die herrschende Klasse stellen sich in solchen Krisensitua· 
tionen mehrere Probleme: 
1. Wem sollen die Lasten der Krise, die daraus entstehen , daß 
ein Teil der P roduktionskapazitäten und der Arbeitskräfte 
brachgelegt ist, aufgebürdet werden? Wie kann es gelingen, die-

CPUICSU-Kruu/etkandldal F. J. Slra~ lUId Vorodnoet H. Kohl, Votaltlendef der CDU I r~t. CSU-Genflolte/ueldt SIO/Mt 

4 



se Lasten der arbeitenden B~völkerung aufzubtlrden (in Gestalt 
von stagnierenden oder sinkenden Reallöhnen und Soziallei~ 
stungen)? 
2. Wie können die politischen Potentiale, die durch die Krise in 
Bewegung geraten, so gelenkt werden, daß sie sich nicht gegen 
die bestehende Eigentums- und Gesellschaftsordnung wenden, 
sondern sich womöglich rur deren Stabilisierung, also fUr den 
Kampf gegen die Linke, einsetzen lassen? 
3. Welche Möglichkeiten gtht es, nicht nur die aus der Krise re· 
sultierenden Gefahren abzuwehren, sondern die Krise offensiv 
zu nutzen, um die Weichen zu stel1en für eine grundlegend ver­
änderte Verteilung der politischen Macht und des gesellschaftli­
chen Reichtums? 
Insoweit läßt sich die Problemlage durchaus verallgemeinernd 
formulieren rur alle entwickelten kapitalistischen Staaten . Die 
Frage al1erdings, wie die Politik der herrschenden Klasse sich 
konkret gestaltet, über welche Möglichkeiten und Erfolgsaus­
sichten sie verfügt, hä"ngt von den konkreten Bedingungen des 
jeweiligen Landes ab: vom gegebenen gesellschaftlichen Kräfte­
verhältnis (in welches das internationale Kräfteverhältnis natür­
lich hineinwirkt), von den pOlitischen und ideologischen Tradi­
tionen eines Landes, die mehr fUr die eine oder mehr für die an­
dere Seite aktiviert werden können, 'Ion den pOlitischen Erfah­
rungen der Klassen usw. Meine These lautet, daß die Gefahren, 
die 'Ion rechts drohen, in unserem Lande besonders groß sind, 
weil diese konkreten Bedingungen hier fOr die herrschende 
Klasse günstiger sind als in anderen vergleichbaren kapitalisti­
schen Ländern. 

Die gegenWärtige Lage in der Bundesrepublik ist hauptsächlich 
dadurch gekennzeichnet, daß drei Bedingungen zusammentref­
fen: 
I. Eine seit 1974 wirkende und nach allen Vorhersagen noch 
sehr lange anhaltende Krisen· und Stagnationsperiode, die auch 
längerfristig 1-2 Mio Arbeitslose, Hoffnungs- und Perspektiv­
losigkeit für beträchtliche Teile der jungen Generation und also 
Zukunftsangst und Orientierungslosigkeit bei Teilen der Bevöl­
kerung hervorruft. Sie ist zwar schwächer ausgeprägt und auch 
in ihren sozialen Folgen für die Bevölkerung etwas weniger gra­
vierend als in den meisten anderen kapitalistischen Staaten. 
Und auf diesem Argument sowie auf dem Glauben, daß die Kri­
se doch bald vorubergehen werde, beruht auch die noch andau­
ernde relativ starke Integrationsk raft der sozialliberalen Partei­
en, insbesondere der SPD. Es ist jedoch sehr unwahrschei nlich, 
daß dies bei längerem Andauern der Krise so bleiben wird, 
wenn die SPD-Führung bei ihrem integrationischen Kurs bleibt. 

2. Ein großes Produktions- und Expansionspotential des bun­
desrepublikanischen Kapitalismus, das zu einer Fi.lhrungsstel­
lung in Westeuropa gefUhrt hat - ökonomisch, militärisch und 
deshalb natUrlich auch politisch: Der Ameil der rndustriepro­
duktion der BRD innerhalb der EG betrug 1975 32,411/a (gegen­
über 22, 1070 'Ion England, 20,911/0 'Ion Frankreich und 13,511/, 
'Ion Italien) . Das Bruttosozialprodukt der BRD war 1976 mit 
451 Mrd Dollar ebenso groß wie das von England, lIalien und 
Holland zusammen. In einer "beispiellosen Exportoffensive" 
(mit Steigerungsraten 'Ion 62 070 und 5411/. in den Jahren 1973 
und 1974) wurden neue Märkte erobert und bei den EG· 
Partnern akute Handels- und Währungsschwierigkeiten hervor­
gerufen. I 

So kann das Großkapital der BRD wieder größere Expansions­
konzepte ins Auge fassen, obwohl natürlich gegenUber dem wil­
helminischen Reich und gegenüber der Weimarer Republik und· 
dem Faschismus die Basis schmäler und die imernationalen 
Rahmenbedingungen insgesamt wesentlich ungtlnstiger gewor­
den sind. 

Was die Rechlskräfle in der BRD speziell begünstigt 

3. In der BRD sind in besonders starkem Maße politische und 
ideologische Traditionen wirksam, die die rechtsgerichteten 
Kräfte begonstigen und also deren Versu.che, die Krise offensiv 
zu nutzen, ermutigen können. Die Führungsschichten in Justiz 
und Verwaltung, in Ministerialbürokratie, Militär und Geheim­
diensten, in Bildungswesen und Presse wurden nach 1945 zu ei­
nem beträchtlichen Teil aus dem frUheren faschistischen System 
ubernommen. Sie haben das politischen Klima in der Folgezeit 
- begUnstlgt durch die Atmosphäre des Kalten Krieges - ent­
sprechend bestimmt und natürlich auch die folgende Genera­
tion dieser Führungsschichten in diesem Sinne beeinflußt. In 
keiner anderen der großen parlamemarischen Demokratien in 
Westeuropa stammen die FUhrungsschichten aus einer solchen 
Tradition (mit Ausnahme Spaniens und - in abgeschWächter 
Form - Portugals und Griechenlands, wo eine Demokratisie­
rung des Staatsapparates in der Tat ebenfalls eine.Existenzfrage 
der Demokratie darstellt). 
So konnten reaktionäre, militärische und amidemokratische 
Ideologien der verschiedensten Art, die 1945 zunächst hoff­
nungslos diskreditiert erschienen, als bald wieder wirksam wer­
den und im Massenbewußtsein verankert werden. Die Arbeiter­
bewegung andererseits war durch den faschistischen Terror, 
durch die systematische Ermordung von zehntausenden ihrer 
besten Kader und durch das zwölf jährige Informations- und 
Propagandamonopol des faschistischen Staates wesentlich ge· 
schwächt und konnte so - im Zeichen des Kalten Krieges und 
des .. Wirtschaftswunders" - in weit stärkerem Maße entpoliti­
siert und integriert werden, als dies der herrschenden Klasse in 
den anderen kapitalitistisehen Staaten Europas gelang. 
Und was die heutige Lage betrifft, so zeigt schon ein erster Blick 
die gravierenden Unterschiede gegenUber den anderen großen 
Ländern der EG: Eine kommunistische Partei mit relevanter 
Massenbasis existiert nicht. Und die SPD repräsentiert inner­
halb der Sozialistischen Internationale sehr deutlich den rechten 
Flügel. Die demokratischen Abwehr- und Gegendkräfte sind al­
so in der BRD schwächer entwickelt und die Chancen der herr­
schenden Klasse, ihre Ziele durchzusetM!n, größer als in den an­
deren EG-Ländern. 
Die Bedingungskonstel1ation, die in der letzten großen Krise ­
zu Beginn der 30er Jahre - zur Liquidierung der parlamentari­
schen Demokratie und zur Errichtung einer faschistischen Dik­
tatur führte, war in mancher Hinsicht der heutigen vergleich­
bar. Oie ökonomische Krise und ihre sozialen und ideologi­
schen Folgen waren zwar sehr viel massiver, die Arbeiterbewe­
gung war in Hinsicht auf Organisationsslruktur und politisches 
Bewußtsein stärker. Aber auch in der damaligen Lage trafen die 
ökonomische Krise und die dadurch in Bewegung geratenen po­
litischen Potentiale zusammen mit einer durch ökonomische 
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Konzentralionsprozesse seit 1924 wieder enorm gestärkten und 
mit großem Expansionspotential ausgestatteten herrschenden 
Klasse. Damals gelang es ihr in der Tat, die Krise offensiv zu 
nutzen, die aus der Krise result ierenden politischen Potentiale 
nicht nur unschädlich zu machen, sondern als aktive Kraft ein· 
zusetzen zur Zerschlagu ng der Arbeiterbewegung und das poli· 
tische System so zu gestalten, daß alle ökonomischen, militäri· 
schen und ideologischen Potenzen konzentriert werden konnten 
auf die Expansionspolitik. 
Daß dies gelang, lag wesentl ich auch daran, daß die soziale und 
ideologische Machtstellung der herrschenden Klasse 1918 nicht 
hatte gebrochen werden können. Das bedeutete erstens, daß der 
Einfluß reaktionärer und antidemokratischer Ideologie stark 
geblieben, daß ihre Hegemonie ungebrochen war, daß also der 
Booen ideologisch wohl bereit war fOr die Offensive der Rech· 
ten , als dann 1929 die Krise kam und die Massen nach einem 
AUJweg suchten. Die ttechte konnte dabei sowoh l jene ideologi­
schen Elemente aktivieren, die aus der bis 1918 ungebrochenen 
Tradition des Obrigkeitsstaats, also den Spezi fika der "deut­
schen Sonderentwicklung" , stammtcn, vor allem den Tugend. 
kodex der preußischen Militärkaste (Disziplin, Gehorsam, Au­
toritlt, VaterlaIld und Religion) ; wie auch jene Elemente, die 
ihre Wirkung dem Imperialismus und seinen Bedürfnissen ver· 
dankten (Rassismus, Antisemitismus, Chauvinismus). Und 
zweitens bedeutete die Aufrechterhaltung der Machtstellung 
der alten Führungsschichten, daß erhebliche Teile des Staatsap. 
parates aktiv eingesetzt werden konnten zur Zerstörung der De· 
mokratie und zur Etablierung eines autoritären System. 

Krisenlösung Marke Strauß: .. (Welt-)Herren sein" 

Die Nominierung von Strauß als Kanzlerkanditat macht deut­
lich., daß die herrschende Klasse einen neuen Versuch unter· 
nimmt , die Krise offensiv zu nutzen, um nach innen das Herr· 
schaftssystem qualitativ umzugestal ten und so die Verteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums langfristig zu ihren Gunsten zu 
ver!ndern und nach außen die Politik ö konomischer Expansion 
und Politischer Machtemfaltung verstärkt fortsetzen zu kön· 
nen. 
Die Grundlinien der Krisenlösung, wie sie Strauß repräseIlI iert, 
sind leicht zu erkennen: Die Reallöhne sollen mindestens stag­
nieren (wenn nicht gesenkt werden), die Sozialausgaben sollen 
gekürzt, die Subvent ionen für das Groß kapital erhöht, die 
Steuerbelastungen des Großkapitals sollen vermindert werden. 
Der Gewerkschafter Willi Bleicher befürchtet als innenpoliti. 
sche Folgen einer Regierung Strauß : "Eine Verschärfung des 
Klassenkampfs von oben, Verschärfung der Beru fsverbotepra· 
xis ä la Bayern, .die UnterdrQckung sozialistischer Bestrebun­
gen, eventuell Paneiverbote, noch stärkere Aufrüstung der Po­
lizei und des Militärs auf Kosten aller arbeitenden Menschen·'. 1 
So könnten - auch unter Bedingungen der Krise - die erfor· 
derlichen Minel freigemacht werden, um die weitgespannten 
Export- und Investit ionsoffensiven zu fitlanzie ren und mittels 
ökonomischer Expansion für die BRD wieder den Rang ~iner 
Weltmacht zu erkampfen, dem sie sich tatsächlich bereits annä· 
hert. H. W. Kahn hat herausgearbeitet, daß St ~auß bereits um 
die Mille der 60er Jahre für die Europapolit ik so etwas wie ci· 
hen Dreistufenplan entwickelt hat; I. Einigung Westeuropas als 
"Kristallisationskern" unter "Zusammenlegung des britischen 
und französischen Atompotentials'~; 2. die Überführung von 
Osteuropa in ein "Zwischeneuropa" , um "don von innen her 
den Kommunismus zu überwinden"; 3. Zusammenschluß 
West- und Osteuropas und Wiedervereinigung DeUlschlands 
und Bildung der " Vereinigten Staaten von Europa" , die natür. 
lich über "Atomwaffen verfügen" müßten.l 
Die Entwicklung der realen Kräfteverhaltnisse in Europa seit 
dieser Zeil, die auch die Wendung zur Entspannungspolitik er. 
zwungen hat, mag die taktischen Überlegungen von Strauß mo­
diftziert haben. Was er eigeOllich will (bzw. wollen würde, wenn 
er könnte wje er will), kommt in diesem Konzept sehr klar zum 
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Ausdruck. 
Im Verhältnis zu den farbigen Völkern geht Strauß davon aus, 
daß die Maxime zu gelten haben: "Es genügt nicht, den Herrn 
zu spielen, man muß es auch sein". ~ Vorbild ist ihm dabei 
Südafrika, wo " Ruhe und Ordnung" garantiert ist und "die 
Schwarzen. . eine für ihre VerMItnisse (!) anstä ndige Ilezah­
lung" haben ,s In der Sprache der Diplomatie ausgedrück t: 
"Wi r müssen lernen, den Regierungen. die dort regieren, den 
Weg zu weisen". 6 Auch im Falle von Widerspenstigkeit. auch 
wenn man "gegen den Strom der Weltmeinung schwimmen 
muß, wenn man sich die Kritik der UNO zuziehen kann". muß 
gehandelt werden, "um der europaischen Sicherheit und der 
Freiheitsinteressen Afrikas willen". 
Die .. Versorgungssicherheit" und die "Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen l ndust~ie" machen es erforderlich. auch ein ent­
sprechendes "Risiko" in Kauf zu nehmen. 7 " Diese neue Welt­
wirtschaftsordnung", wie sie von den EntwicklungsHIndern ge­
fordert werde, diese ,.kollektivistische Gleichmacherei". müsse 
jedenfalls verhindert werden. I GegenOber "den zur Gewalt het ­
zenden Thesen und Theorien der Herren Bahr und llrandt. 
wenn es um Afrika geht" - Thesen, die sogar fOr "Terrororga­
nisationen" wie die Sudwestafri kanische Volksorganisation 
Namibias (SWAPO) posith'e Worte finden 9• \'ertritt Strauß al­
so deutlich resolutere Positionen, Oie Perspektl\'e des Nieder­
gangs des Kapital ismus vor Augen, proklamierte St rauß, daß es 
sich um eine "letzte geschicht liche Chance" Europas handle, 
die unbedingt wahrgenommen werden müsse. 10 (In den 20cr 
Jahren erlangte Oswald Spenglers analoge Formel vorn " Unter· 
gang des Abendlandes" gewaltige Bedeutung - und der dann 
folgende bekannte Versuch, doch noch eine Wende herbeizu­
führen .) 
Da eine solche Politik, wie sie die von Strauß repräsentierten 
Kräfte ver lTeten, die Lebens- und Zukunftschancen betrachtli. 
cher Teile der Bevölkerung wesentlich beeinträchtigen würde, 
ist jene aus der Geschichte bekann te Doppelstrategie erforder­
lich, die Strauß in der Tat geradezu vorbildlich verkörpert: Ei. 
nerseits ist es notwendig, das staatliche Repressionsinstrumen­
tarium zu verstärken. um zu "erhindern, daß die Bevölkerung 
sich gegen diese Politik wirksam zur Wehr setzen kann. Zu­
&Ieich kann so vorbeugend der Gefahr begegnet werden, daß in 
den arbeitenden Massen - über die Verteidung ihrer unmittel­
baren Lebensinteressen hinaus - womöglich das Be ..... ußtsein 
an Boden gewinnt, daß Krisen, ArbeitslOsigkeit und soziale Un­
sicherheit nicht "Fehlern" der Regierung geschuldet und auch 
keine Schicksalsereignisse sind, sondern dem ·bestehenden ge. 
sellschaftlichen System entspringen, und daß es also eine demo­
kratische und sozialistische Lösung, dne reale gesellschaftliche 
Alternative gibt. (In den Diskussionen und Stellungnahmen der 
Gewerkschaften kündigen sich in den letzten Jahren solche Be­
wußtseinsformen bereits an). 
Die sozialliberale Regierung war dem Druck der herrschenden 
Klasse in dieser Richtung seit Begin n der 70cr Jahre bereits mas­
siv ausgesetzt und hat ihm auch in einem beträchlichen Ma& 
und ziemlich bereit ..... ilIig nachgegeben, wie die Polilik der Be­
rufsverbote, des Ausbaus des staatlichen Gewaltapparats und 
der Erhöhung seiner Kompetenzen auf Kosten der Rechte der 
Bürger deullich zeigen. Den sozialliberalen Kraften sind hier 
aber - von ihrer sozialen Basis her - gewisse Grenzen gesetzt. 
Die Verstärkung der Repression, die bloße Verhinderu ng und 
Niederhaltung demokratischer und sozialistischer Potent iale ist 
jedoch im Zeitalter der Massendemokratie und der Massenmo­
bilisierung keine hinreiche Strategie. Bis zur Revolution von 
1848 konnte die herrschende Klasse noch auf den Lehrsatz ver­
trauen "Gegen Demokraten hel fen nur Soldaten". Mit dem Er­
starken der Arbeiterbewegung aber war dies vorbei, wie das 
Scheitern des Sozialislengesetzes (1878-1890) anschaulich deo 
monstrierte. Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts und vol1ends 
dann, als die parlamentarische Demok ratie mjt dem allgemei­
nen Wablrecht siegte, begriff die herrschende Klasse, daß sie 
nun darauf angewiesen war, für ihre Politik selbst eine Massen. 
basis zu suchen. 



Die bürgerlichen Parteien wurden von lockeren Honoratioren­
vereinen zu durchorganisierten, integrationsfähigen Massen­
parteien umgestaltet, und für "Notstandssituationen" wie 
1918/ 19 und in der großen Wirtschaftskrise nach 1930 erwiesen 
sich rechtsextreme, die Mittel des Terrors nicht scheuende, völ­
kische und nationalistische "Bewegungen" als besonders wirk­
sam. Dies verlangte natürlich auch, daß die ideologisch.en Mit­
tel so umgestaltet wurden, daß sie nicht mehr auf die bloße 
Apathie der Massen zielten (wie es die herkömmlichen Ideolo­
geme von " Ruhe und Ordnung", "Gehorsam" , "Gottesgna­
dentum" usw. taten), sondern auch die Aktivierung der Massen 
für die Ziele der herrschenden Klasse. 
Erfolgversprechend ist dieser von Strauß repräsentierte Kurs 
fOr die herrschende Klasse aber nur dann, wenn sie nicht nur an 
indust rieller Potenz und an Profit masse im allgemeinen eine 
Führungsstellung gegenüber den anderen EG-Statten bt-sitzt, 
sondern wenn ihr dies insbesondere in zwei Bereichen gelingt, 
die in der Gegenwart fü r den Konkurenzkampf um ökonomi­
sche und poli tische Weltgeltung von zentraler Bedeutung sind: 
im Bereich der Nuklearrechnologie und im Bereich militärischer 
Potenz. Eben deshalb gehören die Forcierung des Atompro­
gramms, die verstärkte Aufrüstung und vor allem auch der 
Griff nach Atomwaffen zu jenem oben skizzierten Programm . 
"Dabei soll die Ausbildung an A-, B- und C-Waffen, also an 
Atom-, bakteriologischen und chemischen Waffen in den Vor­
dergrund treten.'" 1 

Das strebte Strauß schon 1958 an, und daran hat sich wenig ge­
änden, wenn er auch in letzter Zeit weniger davon geredet hat. 
Beide Elemente dieses Programms erhöhen natürl ich die Bela­
stungen, die dabei den Massen auferlegt werden müssen, ganz 
beträt;htlieh. 
Nur so konnte ein Gegengewicht gegen die organisierte Arbei­
terklasse geschaffen werden. (Dies war übrigens ein ausschlag­
gebender Grund, warum Ende 1932 die Konzepte des Präsidial­
regimes und der Militärdiktatur verworfen und die faschistische 
Diktatur als effektivere Lösung favorisiert wurde. Denn genau 
diese Fähigkeit, Massen zu mobilisieren für reak tionäre Interes­
sen, hatte Hitler bewiesen.) Die Gewinnung von Massen aber ist 
nur möglich, wenn eine politische Bewegung sich glaubwürdig 
darstel1en kann als Bewegung des kleinen Mannes, wenn sie an 
Bewußtseinsformen und Ressentiments anknüpft, die in den 
Massen lebendig sind, wen n sie soziale Demagogie in großem 
Maßstab betreibt. 

Programm Strauß wider die " Anarchie" 

Es kommt also auch in der gegenwärtigen Krisenlage für die 
herrschende Klasse darauf an, das Mittel der Repression zu 
kombinieren mit einer aktiven Massenmobilisierung, d. h. den 
autoritären Staat massenwirksam zu präsentieren als den wirkli­
chen Ausweg aus Krise und Unsicherheit im Interesse der Bevöl· 
kerung. So wird - wie damals - verstärkt die Ideologie propa· 
giert, daß angesichts der vielfältigen Krisen und Bedrohungen 
in der heutigen Zeit nur eine st arke, handlungsfähige und e'ner­
gisch druchgreifende Staatsgewalt Sicherheit geWährleisten und 
mit allen Gefahren, Umtrieben und Unru hestiftern fenig wer­
den könne. Denn "die Demokratisierung der Gesellschaft ist 
der Beginn der Anarchie". 11 

Daß Strauß und seinen Verbündeten dabei das chilenische Mili­
tärregime als leuchtendes Beispiel vorschwebt, haben sie mehr­
fac h öffent lich bekundet. Schon als die Diktatur dort 1973 er­
richtet wurde, schrieb der Bayernkurier begeistert: "Angesichts 
des Chaos, das in Chile geherrscht hat, erhält das Won ,Ord­
nung' für die Chilenen plötzlich wieder einen süßen Klang". Il 
Später ri.lhmte Strauß dann die l,eistungen, die das Regime zur 
Verteidung der " Freiheit" vollbracht habe. 14 

Dies als bloße Weißwäscherei zu betrachten, wäre wohl zu ober­
flächlich. Offenbar hat Strauß eine sehr spezifische Freiheit im 
Auge. Dies kann nach Lage der Dinge nur die durch keinerlei 
organisierte Arbeiterbewegung behinderte Freiheit des Kapitals 
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F. J. Strauß "fl"eie Rede" in EI Teniente 

Wer dem Wel/bild des Franz losef Slrauß auf den Grund llehen will, 
sol/Ie ihm dorthin/algen, wo er .Jre)er reden konn", Das konnte er, 
nach eigenem Bekenn"'is, im November 1977 im faschistischen Chi­

I" 
F. J, Slral{ß sproch dort nicht nur mit Junlachej Pinocht,( oder vor 
"deulschen Landsleulen ,. auf der offiziellen "Ahnen/eie," un/(JjJlich 
des 125. Jahrestags der deulschen Einwanderung nach Chile (siehe 
Chile-Beitfag von J. SOfa). Er frrif auch (Im 20. 11. 1979 zum ver/rau­
lichen GesprIJch mit den von der Junla ernannten sog. "Gewerk­
schajtsjOllrern" Guilletmo Medina, einem Mann in Pif/oc!rels SlOals­
rat, "nd Raul Ofrlga, dem VOfsitunden der faschis tiseht'tI Arbe;ls­
front der Nationalen Einheil, zusammen. Hier ging es um jenen 
"A !iflrag" "veralllwonungsbl'w!4.ßter" Gewerkschaften b:;:w. Partei­
en, welchen F. J. Slrauß am gleichen Tage in einer Rede in der Kup­
fermine EI Teniellle offenbarte. 
Am selben Ort halle am 2. November 1977 der erste große Streik in 
Chile seit dem milillJrfaschistischen Putsch (11.9. 1973) .Hallgefun­
Ylen. Und die Junta halle besonders im Zeitraum Mai bis Dezember 
1977 mit serien weisen Verhaftungen und Verbannungen ge.gen Slreik­
fahrer der Kupfer-, Hafen- und Meta/larbeiter (darunler christdem~ 
kratische) zugeschlagen, Doch daß im Chile jener Tage Arbeiler und 
Angeslellle inhaftierl, gefolten, ihre Forderungen nach Lohnerhö­
hung, Slreikrechl usw. vom faschistischen Regime erstickt wurden, 
war dem CSU- Vorsitzenden F. J. Strauß keine Silbe wert. Er machle 
Front mit Pinochel gegen eine angeblich ganz andere KonJlitursache 
denn die faschistische Unterdrückung und Oberausbelllllng, n(jmlich 
gegen den Marxismus. Ein Stuck unverschleierter Geisteshaltung. die 
F. J. Slrauß aufbundesdeUlschem Boden bislang noch niCht kundzu­
tun wogte: 

"Der Marxismus ist' keine Ges~hi~htserkUlrung. Der Marxismus ist 
kei ne soziologische Doktrin. Der Manismus ist keine psychomoni­
sehe Doktrin und der Marxismus ist auch keine Philosphie. Der Mar­
xismus ist eine profallierte Religioll, eine fana tisch vertr,!tene Reli­
gion. Die Marxisten versprtthen deli Himmel auf Erden und pfla­
stern deli Weg zur Hölle. Sie stellen die Arbeitllehmerfrage, wie sie ill 
ullserer illdustriellell Gessellschafl im 19. Jahrhundert entstanden ist. 
Es ist lI i~ht die Frage eines Kollektivs, einer Or,anisation von Termi­
tell, ~on Ameisell , solIdern die Arbeitnehmerrrage ist eillt:- Frage der 
~freiung des Arbeiters zu m Individuum, zur Person, ~U!lil gleichbe­
rtthtigten Bürger. 
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Deshalb bin ich der Meinung, daß im Regelfall die Produktionsmittel 
nicht in der Hand des Staates, sondern in der Hand privater Initiati ~e 
sein sollen. ( ... ) 

Die Vorstellung, daß man zur Faulheit übergehen darf, welln man 
Unternehmer wird, is t grllndlich ralsch. Unternehmer wird man am 
besten nicht unter der Kaseglocke des Protektionismus. Pr-otektionis­
mus ist der Feind des Fortschritts. Darum hat die jetztige ,;hilenisehe 
Regierung auch richtig gehandelt . die Unternehmen dem Risiko der 
Konkurrenz, der weltweiten Konkurren~ auszusetzen. In jeder mo­
dernen WirtschaFt gibt es nicht mehr den Typ des Kapiwlisten und 
nicht mehr den Typ des Proleten. Es gibt nur mehr den Typ der Part­
ner. ~on denen jeder seine Pflicht erfüllen muß. In einer modernen 
Wirtschaft zahlt nicht nur die individuelle Leistung, es zahlt aber 

auch nicht die Herrlichkeit des Funktionardaseins. sondern nur Kom­
peten~ und Autorität. 

Li nd ich mOchte da \'or einem großen Irrtum ,,·arnen. Ich habe das 
vor kurzem ill Spanien gesagt. Demokratie errordt:-r! mehr Disziplin 
als Diktatur. Es ist kein Aberglaube, daß Demokratie Faulheit erlau· 
be, daß Demokratie Mangel an Kompetenz ermögliche, daß Demo­
kratie Anarchie erlaube. Dies bedeutet die Zerstörung einer Nation . 
Darum möchte ich hier ein besonderes WOr! des Dankes als Gast. mit 
der Bille, mir diese ,Eingriffe' nicht übelzunehmen, an die hier ver­
tretenen fOhrenden Persönlichkeiten der Gewerkschaften sagen. 
Die Zukunft steht unter dem Stichwort .Partnerschaft·, Ich habe 
mich leidenschaftlich gegen die ,Demokratisierung' unserer gesell­
schaftlicl'-en Einrichtungen, 1. B, der Universitäten oder der K ranken­
hauser , gellußert. Jeder soll nach seiner Funktion mitbestimmen kön­
nen. Aber es geht nicht an, daß in einem Krankenhaus der Chefar~t. 
der Pförtner und die Reinigungsfrau die selben Vollmachten habe11-
Denn im Mittelpunkt des Krankenhau5l'$ steht nicht das politische 
üeschwätz, sondern der Mensch als Patient. Und an einer Universi tat 
muß das Können als Forscher und die Fähigkeit als Lehrer die Auto­
ritat bedeutt:-n und nicht eine formelle Gleichheit. in der der Türöff­
ner, in der der Assistent, in der der Student und der Professor zusam­
men jeder die selben Rechte haben, Unsere Universitäten. ob in Chile 
oder in Deutschland. sind die hohen Schulen der Nation, in denen dic 
Leute mit Spitzenkönnen und nicht die Re~olulionäre herangebildet 
werden. ( ... ). 
Ich weiß, daß Ihre heutige StaatsfOhrung schwer an ihrer Last hängt. 
Ich weiß aus meinen vertraulichen Gesprächen, wie ernst die heutige 
StaatsfOhrung die Verantwortung nimmt. Ich weiß, daß sie sich als ei­
ne übergangsstaatsführung selbst betrachtet. übergänge sind nicht 
die Angelegenheit \'on wenigen Monaten oder ganz weniger Jahre. 
Ich kann ill der Weltgeschichte mir kaum ein Beispiel vorstellen, in 
der die Lüge so machtig war wie im Falle Chile. Im FalleChile ist eine 
internationale Verleumdungsmaschinerie gegeben. [eh kann mir vor­
stellen warum, denn Chilt:- war am Vorabend eines Bürgerkrieges, Der 
Bürgerkrieg ist das klassische Mittel kommunistischer DOktrin , Und 
Chile hätte die kommunistische Festung, der kommunistische preiler 
werden sollen, Die Eroberung Lateinamerikas hätte betrieben werden 
sollen, die ~on Cuba aus in dieser Form nicht möglich ist. (. .) 

... ich woll le, die Wolgadeuischcn könnten so frei leben, 
wie die Chiiedeuischcn ... 

Ich möchte hier auch etWaS sagen als militärischer Experte. Wenn 
Chile ein kommunistisches Land geworden ware, mit einer 4000 km 
langen Grenze zu Argentinien, und wenll ~on Chile aus ständige 
Übergrifft:- von Guerillaverbanden, von Fidel-Castro-Legionären er­
folgt waren, dann hätte es für dit:- Nachbarn wie Argentinien und 
wahrscheinlich Brasilien keine Wahl gegeben, als mit Chile in den 
Krieg zu kommen. Denn man kann 4000 km Grenzt:- nicht jahrelang 
bewachen. Der Angreifer bestimmt, wann und wo er angreift und mit 
wt:-lchen Mineln. Der Verteidiger steht da und muß warten. Wir Deut· 
scht:- wissell das aus Erfahrung. Ich bin im ersten Weltkrieg geboren 
und ich war im zweiten Weltkrieg sechs Jahre Soldat, genauso wie 
vit:-k meiner Kollegen hier und mein Freund Minister Pirkl. Ich habe 
als Soldat der deutschen Wehrmacht den Atlantik, ich habe die Krei­
defelsen Englands gesehen in Dover und war im Osten in der Schlacht 
von Stalingrad. Und ich habe die vOllige Zerstörung meiner Heimat 
erlebt. Wenn einmal die Furien des Krieges entfesselt sind, sind sie 
nicht mehr zu bandigen. Das ganze wäre eine ungeheure Tragödie für 
Lateinamerika, für die drei großen Staaten, aber auch für ganz Ame­
rika geworden. 
Darum gilt es jetzt - ich sage das bewußt, weil man hier freier reden 
kann, ich wollte, die Wolgadeutschen kOnnten genauso frei leben. 
wie die Chiledeutschen es könneri -,geht es jetzt da rum, eine neue 
Demokratie in Chile aufzubauen. Die Chilenen sind nicht irgendein 
farbiges Entwicklungs~olk. Sie sind eine große Kulturnation mit un­
geheuerer Tradit ion. Eine moderne Demokratie ist ohne politische 
Parteien nicht möglich. Sie ist auch ohne Gewerkschaften nicht mög­
lich. Aber politische Parteien und GewerkschaftC"n müssen ihren Auf­
trag in der Demokratie richtig \'ersteht:-n und ausüben. (. ,)" 

(Zi t, nach: Chile - ein schwieriger Weg, Politische Studien, MOn­
ehen, Sonderheft 1/1978, S. 107- [10) 



sein, die Arbeitskräfte auszupressen, die in der Tat in Chile in 
besonders hohem Maße gewährleistet ist. So erhä.lt auch der 
Satz von Strauß seinen guten Sinn: "Eine freiheitliche Ordnu ng 
selzt einen starken Staat voraus" .1' 
Eine von der Ba)<rischen Zentrale f{Ir Politische Bildung vertrie­
bene Broschilre machte die NUlZanwendung des chilenischen 
Beispiels deutlich: "Andere Länder werden viel von dem klei­
nen Chile lernen mUssen ... Sollten in der Bundesrepublik Kräfte 
wie Allende Einnuß gewinnen, so wäre auch hier ein Militär­
putsch die richtige Lösung, und die Bevölkerung könnte danach 
aufatmen: "Sie sind entsetzt und gleichzeitig von Herzen froh: 
die Generäle haben Deutschland gerettet". 11> Ober die Frage, 
wer eine ähnliche Aktion durchführen könne, machte sich die 
Welt schon 1972 Gedanken: .. Da kein neuer General von 
Secckt und kein Obristen kader bei uns zu r VerfUgu ng steht, 
wird vielen wohl als der einzig denkbar ,starke Mann', der sol­
che Maßnahmen durchführen könnte, F. J. Strauß erschei­
nen." 11 

Vo n dem .. k leinen C hile lernen" 

Es kann sogar nützlich sein, das Gefühl von Krise, Bedrohung 
und Angst in der Bevölkerung noch zu steigern, um die psycho­
logischen Bedingungen Hir den autoritären Staat, für den Ruf 
nach der starken Faust, die Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
schafft, noch zo verstärken. Genau dies tut Strauß - und, wie 
er in sei ner Sonthofoner Rede (vom 18./19. 11 . 1974) offen aus­
gesprOChen hat , er weiß , daß Krise und Angst die Erfolgsbedin­
gungen ftlr seinen politischen Aufstieg dars tellen. So präsentiert 
er, sich gezieh als jer.er Fohrer. der in der Lage ist, Krise und 
Angst zu besiegen und besonders " der jungen Generat ion die 
Angst vor der Zukunft zu nehmen". 18 Da er diesen Zusammen­
hang kenm, wird man aueh damit rechnen mU~n, daß diese 
Kräfte selbst aktiv eingreifen. um die "Erfolgsbedigungen" 
noch zu verbessern. Eine weitere. vieUeicht nur leichte, doch 
mit dem erforderlic hen Propagandagetöse begleitete Erhöhu ng 
der Arbeitslosigkeit und der Innationsrate könnte hier schon je­
ne geringe Verschiebung nach rechts erzeugen, die rur sei nen 
Wahlsieg notwendig isl. 
Die sozialliberale Regierung hat ja niemals klargestellt, daß es 
im Kapitalismus die Unternehmer sind, die Uber die Produktion 
und die Investitionen und also aueh über Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit entscheiden - während die Regierung allen­
fa lls .,Anreize" schaffen kann , um die ,. Investitonslust" des 
Kapitals zu erhöhen, d. h. konkret: die Profit bedingungen ver­
bessern kann . 19 Sie hat sich selber im Gegenteil immer als der 
für alles zuständige und allci beherrschende Macher dargestellt 
und hat damit eben jene Desorientierung in der Bevölkerung 
mit erzeugt, die jetzt von der Rechten genutzt wird: die regie­
renden Parteien (und nicht etwa das Kapital) seien verantwort­
lich für die Krise. 
Aber die Erzeugung von Angst durch politische Kampagnen. 
um Teile der Bevölkerung fOr eine rechtsgerichtete Polit ik zu 
aktivieren·, ist eine allgemeine Strategie: Den Eltern wird sugge­
riert, daß der "sozialistische" Staat ih nen durch Gesamt- und 
Ganzlagsschulen. durch "kulturrevolutionäre" Umwälzungen 
die Kinder wegnehmen und im Geist des " Kollektivismus" in­
dokuinieren" wolle; der katholischen Bevölkerung wird gesagt, 
daß diejenigen, die die Abtreibung beflIrworten, mit den Mas­
senmördern von Auschwitz vergleichbar und also Y. ,ni Instru­
mente des Teufels seien; und die BefOrworter der Entspan­
nungspolitik werden seit 10 Jahren als Agenten Moskaus de­
nunziert, die den Ru~n den Weg nach Westeuropa öffnen 
wollen. Und sollten sich etwa neue terroristische Anschläge er­
eignen. so kämen diese natllrl ich ebenfalls den Kräften um 
Strauß zustatten. 
Dabei können diese Kräfte jene IdeOlogien ausnutzen, die seit 
dem Ende des 19. Jahrhunderts massenhaft verbreitet worden 
sind, um die Bevölkerung fOr den autoritären Staat und die Er­
oberungspolit ik zu mobilisieren, und die seither im Bewußtsei n 

besonders der Mittelschiehten lief verankert sind. Diese Ideolo­
gien wurden vom Faschismus zu ihrer extremen Konsequenz 
ent wickelt. Nach 1945 wurden sie zwar um bestimmte Elemen­
te, vor allem den A ntisemit i ~m.us, gekOrzt und naturlieh insge­
samt abgemildert, aber keineswegs radikal beendet. Im Zuge 
der Restauration der alten Gesellschaflsordnung und der alten 
Führungsschichten und im Kontext des Kalten Krieges wurden 
sie in starkem Maße weitergeführt. 
Eben diese 'Tradition antidemokratischer Ideologie versucht 
Strauß aufzu nehmen und erneut zur Massenmobilisierung ein­
zusetzen. Die ~'l assen sollen --wie einst in der lelzten großen 
Krise - dahingebracht werden, daß sie selbst nach der star~en 
Faust rufen und ihre ganze Hoffnung auf den Führer, auf die 
Rettung von oben setzen. 
Betrachtet man diese Ideologie etwas genauer, so fällt allerdings 
auf, daß sie gegenüber den herkömmlichen reaktionären StrO: 
mungen doch in spezi fiSCher Weise modifiziert ist. Wenn man 
\'on den Hauptzielen ausgeht - also der NiederhallUng demo­
kratischer Kräfte und der Annäherung an autoritAre Herr­
schaftsformen nach innen und der Forcierung einer Macht- und 
Expansionspolitik nach außen -. so ist leicht verständlich. daß 
grundlegende Elemente herkömmlicher reaktionärer Ideologie 
unverziehtbar sind: Dazu gehört die Glorifizierung des .. star~ 
ken Staates" und der "entschlossenen FOhrung" , Mit dem Un­
fug von Pluralismus und freier Diskussion muß dann natürlich 
aufgeräumt werden. Was wir brauchen, ist .. eine klare Wert­
und Lebensorientierung im Elternhaus, in der Schule, durch die 
Kirchen" ZO, also die Gleichschaltung aller Bereiche des geisti­
gen und gesellschaftlichen Lebens nach den Prinzipien der 
Rechten. 

Ko nservative Leihgaben von geslern 

Dazu gehön weiter die Glorifizierung der deutschen " Lei­
stungsfä higkeit" und "TUehtigkeit", die den Führungsan­
spruch der Bundesrepublik begründet, und die Volksgemein­
schaftsideologie, die besch ..... örende Formel, daß "der Mensch 
hineingestellt ist ... in das Schicksal seiner Nation und seines 
Vaterlandes"!1 - sei es nun Krupp oder Krause. Vor allem 
aber gehört dazu die Denunzierung aller demokratischen und 
sozialistischen Bestrebungen als zersetzend, die sinlichen Werte 
auflösend, die Leistungsfähigkeit lähmend, die Einheit der Na­
tion und die Effizienz des nationalen Handelns zerstörend und 
die Individualität bedrohend. 
Im militanten Antikommunismus erreicht diese Ideologie ihren 
konsequenlesten Ausdruck und ihren höchsten Grad an Primi­
tivität. Danach entspricht die Teilung der Welt in kapitali tst i­
sche und sozialistische Staaten der schlichten Zweiteilung von 
Gut und Böse, Himmel und Hölle, wie sie von den Agitatoren 
der Inquisition im Minelalter nicht drastischer hätte formuliert 
.....erden können: "Während die Erde in ihrer westlichen Hemi­
sphäre ein fröhliches, lachendes und tanzendes Gesicht zeigl, 
hat die östliche Hemisphäre in diesen Tagen einen Totenkopf 
als Symbol". 22 Oder, in der "modernistischen" Variante des 
CSU-Abgeordneten und langjährigen Bundestagsvizepräsiden­
ten Jaeger: .. Die Hälfte der Welt wird von Gentlemen geführt, 
die andere Hälfte von Banditen". ll Hauptaufgabe ist jeden­
falls: " Am Ende unserer Generation darf es keinen Kommunis­
mus mehr geben" .!-' 
Nicht mehr "zeitgemäß" aber sind jene Elemente reaktionärer 
Ideologie, die entweder durch den Faschismus unheilbar diskre­
ditiert oder durch die reale EntwiCklung seit 1945 definitiv über­
holt sind. Der Antisemitismus und der Franzosenhaß mögen 
hier als Beispiele genügen. Ebenso wichtig aber sind jene Vertn­
derungen. die zusammenfassend als "Modernismus" gekenn­
zeichnet werden können und sich in der CSU-Parole aus­
drUcken: "Konservat iv sein heißt an der Spitze des Fortschritts 
marschieren" . 
Die aus der realen Krise erwachsenden und durch politische 
Kampagnen zusätzlich verstärkten Ängste in der Bevölkerung 
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werden nicht durch das Ver.;prechen aufgefangen und nach 
rechts hin aktiviert, zu vorindustriellen, vorkapitalistischen 
Verhältnissen zurtlckzukehren, wie das der Konservati!;mus und 
Faschismus der 20er und 30er lahre noch überwiegend tat. Im 
Gegenteil: nur die Entwicklung der modernsten Mittel der indu­
striellen Produktion und der Bewaffnung können helfen im 
Kampf ums Überleben: "Man muß den Soldaten der Bundes­
wehr die allermodernsten Waffen in die Hand geben und sie bis 
zur letzten technischen Perfe ktion daran ausbilden. Eine solche 
Armee wird dann ein machtvolles Instrument in der Hand des 
Politikers sein ." lJ "Der Besitz von Atomwaffe n ist eine sittli­
che Aufgabe, um den unsittlichen Gebrauch dieser Waffe aus· 
zuschließen." 26 

Es ist gewissermaßen jene ideologische Lini€:, die von elen "mo­
dernistischen" Konservativen der 20er Jahre, die, wie Ernst 
JUnger, begeistert waren von der Effektivi tät der Kriegsmaschi. 
nerie im I. Weltkrieg, begTUndet 27 und dann von der realen Po­
lit ik des faschistischen Systems im indust riellen wie im militäri­
schen Bereich (und im Widerspruch zur ideologischen Verklä­
rung vorindustrieller Verhältnisse in der Aufstiegsphase der Be· 
wegung) äußerst effektiv realisiert wurde. Demgegenüber sind 
Appelle an kleinbürgerlich-vorindustrielle Bewußtseinsformen, 
wie sie von der CDU in der Adenauer·Ära nfilCh massiv propa­
giert wurden, zwar nicht gänzlich eliminiert, aber doch stark zu­
rtlckgetreten . 
Daß diese "modernistische" Ideologie mit dem krudesten Irra· 
tionalismus einhergeht, wird dadurch ermöglicht, daß den Mas­
sen die moderne Technik zwar als ungeheuer leist ungs fä hig und 
als der einzige Ausweg präsentiert, daß ihnen zugleich aber die 
reale Möglichkeit der Beherrschung dieser Tech nik (durch Ver­
gesellschaftung und umfassende Mitbestimmung) versagt und 
damit zugleich die Möglichkeit des Begreifens weitgehend vor­
enthalten wird. So resultiert aus dieser Art der GlorHizierung 
modernster Technik um so siärker das Bedürfnis nacht der star­
ken Führung und der Entscheidung der "Sachverständigen", 
die allgemein die unbegriffene und offensichtlich ja auch höchst 
bedrohliche Technik beherrschen kö nnen. Die Ideologie von 
Sachzwangen und Technokratie, wie sie von der bürgerlichen 
Sozialwissenschaft entwickelt und auch von der Führung der 
sozialliberalen Parteien weitgehend übernommen 'wurde, liefert 
dafür eine scheinbar wissenschaftliche Begründung. (Daß Hel­
mu t Schelsky, einer der Hauptvertreter dieser Theorie, beim 
Partei tag der CSU referierte, ist also kein Zufall .) 
So ist es also möglich, daß in der Ideologie dieser rechtsgerich­
teten Krä fte der " Modernismus" sich mit geradezu archaischen 
Vorstellungen über die Leibhaftigkeit des Teufels, den diaboli· 
schen Charakter des Kommunismus und die gott· und naturge­
wollte geistige Minderv.'ert igkeit der Frauen, der Nege-r und der 
Arbeiter durchaus harm,onisch verbinden. Appell an konserva­
tive Ressentiments und Anspruch auf Weltmachtgelt.ung weiß 
Strallß hervorragend zu vereinigen: "Entscheidend ist, dilß 
Bayern Bayern bleibt , Deutschland wieder Deutschland wird, 
als ganzes Deutschland, und Europa zu ,einer geschicht lichen 
Mission zurÜckkehrt." lJI Besonders beziehungsreich ist dabei 
zweifellos der Ausdruck "zurückkehrt". 

Gottgewolli minderwertig: f rauen, Neger, Arbl!iler 

Die Politik der Rechten in der gegenwärtigen Krise i ~it in allen 
kapitalistischen Ulndern ihrer Stoßrichtung nach die gleiche. 
Dies zeigt z. B. ein Blick au f die Regieru ng Thatcher in Eng. 
land, von der die FAZ berichtet, daß sie die Aufwendungen für 
das Erziehungswesen , den sozialen Wohnu ngsbau und ähnliche 
Ausgaben drastisch zusammengestrichen habe "Ausgenommen 
von den Kürzungen sind die Verteidung, die öffcntliclhe Sicher­
heit ... ". 19 Eine ähnliche Politik betreibt die Regierung Barre 
in Frankreich. 
Die Frage inwieweit die Rechte mit dieser Politik durchkomml 
und ob sie auch längerfristige Ziele, vor allem die qualitative 
Veränderung des politischen Systems, ins Auge fassen und 
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durchsetZen kann, hangt, wie schon ausgeführt , von den kon­
kreten Bedingungen des einzelnen Landes ab. Auch in Engtand 
ist der Angriff der Rechten auf Löhne und Sozialleistungen ver­
bunden mit dem Versuch, die Gewerkschilften durch die Staats­
gewalt zu diszipli nicrcn, der bisher allerdings erfo lglos war und 
innerhalb der Labour· Party den linken Flügel eher gestärkt hat . 
Ich habe bereits zu zeigen versucht, daß aus verschiedenen 
Gründen die Position der Rechten in unserem Lande stärker ist 
als in den meisten anderen EG-L:indern . Dennoch ist klar zu er· 
kennen, daß auch in der BRD der Entfaltung dieser Kräfte 
Grenzen gesetzt sind und daß es starke demok ratische Potentia­
le gibt, die mobilisiert werden können. 
Eine tiefere und länger andauernde Krise erschUttert bisher 
herrschende Orientierungen, veranlaßt viele, nach anderen, 
neuen Orientierungen zu suchen, setzt also Teile der BevÖlke· 
rung polit isch in Bewegung. Die Frage, in welcher Richtung die 
Alternative gesucht wird, hängt dabei im wesentlichen von zwei 
Momenten ab: erStens von den bisher bestehenden Grunduber­
zeugungen, wie sie sich durch lange politisch·ideologische Tra­
ditionen, du rch Elternhaus und Schule, durch das gesamte in ci· 
nem Lande herrschende pOli tische Klima gebildet haben ; sie 
stellen gewissermaßen den Boden dar, auf dem der Kampf um 
Neuorientierungen ausgetragen werden muß. Und zweitens von 
den konkreten Alternativen. die jetzt von den existierenden p0-

lit ischen Kräften artikuliert werden : ,'on ihrer Glaubwürdigkeit 
und von der Kraft und Entschlossenheit, mit der sie vertreten 
werden. 

So kann man in der Tat in dieser Krise - wie auch in frOheren 
Krisen - beobachten, daß einerseits irrationale St römungen an 
Boden gewinnen: Religiöse Sekten erhalten Zulauf - auch und 
gerade unter jungen Menschen -; neofaschistische Jugend­
gruppen finden erhöhtes Interesse; rechtsgerichtete Parteien apo 
pellieren verstärkt an Ängste und Vorurteile, und Strauß pro­
klamiert: "Wir sagen nei n zum Abfall von Gon" .JO In diesem 
Sinne ist an der bekannten Formel "Not lehrt beten" also 
durchaus ein Element der Wahrheit. 
Wenn freilich fOhrende POliliker der SPD nun selber auf der 
Welle des Irrationalismus mitzuschwimmen versuchen, so sägen 
sie - wieder ei nmal - energisch an dem Ast, auf dem sie selber 
si tzen , den n das können die Rechten allemal besser, und das 
läßt sich jederzeit auch gegen die SPD wenden. So formulierte 
Bundeskanzler Helmut Schmidt wie folgt: " Das Gefühl des 
Ausgeliefertseins an das Undurchschaubare auf seiten vieler 
Menschen , schafft Besorgnis. Es kommt ja der zunehmende 
Verlust religiöser Bindungen hinzu, der schon durch das ganze 
vorige Jahrhundert gegangen ist und der natürlich ungeheuer 
wichtig für das Unbehagen ist, das viele Menschen empfinden. 
Äußerlich wird das Unbehagen an der GesellSchaft oder am 
Staat formulie rt . Aber in Wirklichkeit fehlt ihnen die re ligiöse 
Bindung!"l' Es ist nach aller historischen Erfahrung offen. 
Sichtlich , daß eine solche Ideologie nicht einmal mit dem ganz 



eng verstandencn Organisationsinteresse der SPD vereinbar ist 
- ganz zu schweigen vom Interesse der Demokratie und der ar­
beitenden Bevölkerung. l2 

Not kann aber nicht nur betcn lehren, sondern auch denken, 
kann also zu neuen Einsichten führen, die auf Vernunft grün· 
den und auf Erkenntnis der eigenen Interessen beruhen. Des­
halb bietct die Krise auch den fortschrilllichen Kräften neue 
Möglichkeiten, gehört zu werden und zum Zuge zu kommen. 
Dies kann allerdings nur dann gelingen, wenn sie erstens die 
wirklichen Ursachen von Krise und sozialer Unsicherheit offen 
und überzeugend darlegen und also für die Bevölkerung durch­
schaubar machen. Nur so können sie der Ideologie der Rechten 
entgegentreten, die ja eine einfache und wirksame Erklärung 
anbietet: nämlich eine irrationale, in Gestalt einer Mischung aus 
Sündenbock- und Schicksalsideologie. Sie muß zweitens einen 
klaren, nachvollziehbaren Ausweg aufzeigen. Und sie muß sich 
drittens gl~ubwürdig als eine Kraft darstellen, die entschlossen 
und stark genug ist, um den Ausweg auch zu realisieren. 

Sie muß also offensiv und so weit wie irgend möglich auch ein­
heitlich auftreten, d . h. das wesentliche Gemeinsame betonen­
und nicht da~ Trennende. Die Erfahrungen aus den Jahren 1930 
bis 1933, als genau dies nicht gelang und so der vollständige Sieg 
der Rechten ermöglicht wurde, sind hier eindringlich genug. 

Wie stark sind die demokrntise hen Gegenpolenliale? 

Was nun die demokratischen Potentiale betrifft, so liegt die Be­
sonderheit der BRD darin, daß diese als pOlitische Parteien, wic 
oben schon erwähnt , nur sehr begrenzt handlungsfähig sind : 
wcgcn der Dominanz des rechten Flügels in der Sozialdemokra­
tie und in der FDP und wegen der äußerst schmalen sozialen 
Basis der DK P. Zugleich aber bestehen eine Reihe von bedeUI­
samen Bewegungen, von denen allerdings jede nur begrenzte, 
auf einen gesellschaftlichen Teilbereich bezogenen Ziele ver­
folgt. lJ In den meisten anderen Ländern Westeuropas hingegen 
sind die relevanten demokratischen Potentiale zusammengefaßt 
und vereinheitlicht im Rahmen der Arbeiterbewegung und ihrer 
pOlitischcn Organisationen. 

Bei den demokratischen Bewegungen in unserem Lande kommt 
den Gewerkschaften natürlich die größte Bedeutung zu; sie ha­
ben als die bei weitem größten und ihrer Zielstellung nach um­
fassendsten Organisationen der arbeitenden Bevölkerung eine 
dcutliche Sonderstellung. Sie repräsentieren das größte demo­
kratische Potential in dcr BRD, ohne das in diesem Lande 
nichts Wesentliches bewegt werden kann. ber Reifegrad der 
übrigen demokratischen Potentiale läßt sich gewissermaßen an 
ihrer Stellung zu den Gewerkschaften (was nicht heißt: an einer 
pC!sitiven Beurteilung jeder Aussage oder Handlung der Ge­
werkschaften) ablesen. Aber auch die Gewerkschaften können 
von ihrer Funktion her diese Vereinheitlichung nur in Ansätzen 
leisten und eine pOlitischen Partei also nicht ersetzen. 

Die Ökologiebewegung unternimmt gerade V~rsuche, zur poli­
tischen Partei zu werden, ist aber in sich offensichtlich sehr in­
homogen in allcn Fragen, die über dcn Umweltschutz hinausrei­
chen (weil man eben aus sehr unterschiedlichen , sogar ganz ent­
gegengesetzten Gründcn für Umweltschutz sein kann) . Die 
Fraucnbewegung ist zu einem sehr bedeutsamen Faktor gewor­
den, ist in sich jedoch ebenfalls ziemlich uneinheitlich, was die 
Ursachenanalyse und die Zielbestimmung betrifft. Dies gilt -
allerdings in wesentlich abgeschWächter Form - auch für die 
demokratische Studentenbewegung und fUr die - ohnehin 
noch schwache - Bewegu ng demokratischer Wissenschaftler. 
Die Bewegung gegen die Beru fsverbote und die gegen den Neo­
faschismus repräsentiert vermutlich noch den größten Grad an 
direkter Politisierung und an Einheit lichkeit und Ursachenana­
lyse und Zielbestimmung. 
Obgleich also die Möglichkeit gemeinsamen Handelns auf den 
ersten Blick weit ent fernt scheint, liegt doch in der gegenWärti­
gen Situation eine besondere Chance. Es läßt sich nämlich un-

schwer erkennen, daß alle diese Kräfte - ungeachtet ihrer son­
stigen Differenzen - doch wesentliche Interessen gemeinsam 
haben. Dies wird offensichtlich, wenn man fragt, was eine 
Durchsetzung des von Strauß repräsentierten politischen Pro­
gramms bedeuten wUrde. 
Für die Gewerkschaftcn, die Bewegung gegen die Berufsverbo­
te, die Bewegung demokratischer Studenten und Wissenschaft­
ler und die Bewegung gegen den Neofaschismus liegt das ohne­
hin auf dcr Hand. Aber auth für die Ökologiebewegung und 
für die Frauenbewegung würde eine Realisierung des Strauß­
Programms fürchterliche Folgen haben: Daß Strauß die resolu­
te Durchsetzung des Nuklearprogramms und der Atombewaff­
nung im Auge hat (und mit Gegnern dabei nicht zimperlich ver­
fahren würdeJ-l) habe ich bereits angeführt. Und was die Frauen 
von Strauß zu erwarten haben, mag das Frauenprogramm der 
CDU/ CSU und die Kampagne gegen die Abtreibung veran­
schaulichen , die von Thea Holleck und von Kristine von Soden 
in den Blättern für deutsche und internationale Politik (1919. 
H. 11 u. 12) analysiert werden . Kennzeichnend genug ist aber 
auch schon die Aussage des Bayernkurier, die dem deutschen 
Faschismus eine "vorbildliche Familienpolitik" beschei\1igt. lS 

Das Programm von Strauß droht alle Rechte und Fortschritte 
zunichte zu machen, die von den Frauen für Frauen in Jahr­
zehnten erkämpft worden sind. 
Die reale Basis für ein gemeinsames Handeln in der Bewegung 
"Stoppt Strauß" ist also unzweifelhaft vorbanden. Die ent­
scheidende Frage wird sein, ob diese demokratischen Bewegun­
gen in der Lage sind , diese Gcmeinsamkeit, die ihre essentiellen 
Interessen und Ziele betrifft, zu erkennen und die bisher oft 
stark betonten Differenzen (die natürlich damit nicht ver~ 

schwinden und auch nicht verschwiegen werden sollen) ange­
sichts der gemeinsamen Gefahr zurückzustellen. In einer ganzen 
Rcihe dieser Bewegungcn ist das Bewußtsein dieser Gefahr, die 
von rechts hcr droht, in (jen letzten Jahren zweifellos angewach­
sen. Von besonderer Bedeutung sind auch hier die Gewerk­
schaften, deren Kongreßresolutionen und praktisches Engage­
ment dies deutlich zeig(,:n . 
Dennoch findet man oft und in verschiedenen Organisationen 
noch jene Haltung, die schon nach 1930 ein gemeinsame~ Han­
deln blockiert hat: Man könne mit dem anderen nur dann ge­
meinsam gegen die Offensive der Rechten kämpfen, wenn die­
ser auch in anderen Fragen sich zu der gleichen Ansicht beken­
ne, etwa in der Palästina- oder der Sozialismus- oder der Bahro­
Frage. Es ist sehr zu hoffen, daß diejenigen, die solche Positio­
nen vertreten, nicht eines Tages gemeinsam hinter Gefängnis­
mauern diese Fragen "ausdiskutieren" müssen, wie es der zer­
strittcnen Linken nach 1933 in Deutschland, nach 1922 in Ita­
lien und nach 1973 in Chile und in vielen anderen Fällen erging. 

G renzen des Expansionsdrangs der Rechten 

Auch das internationale Kräfteverhältnis wirkt natOrlich auf die 
politische Entwicklung der BRD ein, und zwar wesentlich stär­
ker als dies in den 20er und 30er Jahren beim Deutschen Reich 
der Fall war. Schon der Zusammenbruch der "Politik der Stär~ 
ke", die bekanntlich zum Ziele haue, "das gesamte versklavte 
Osteuropa zu befreien"*, und der Beginn der Entspannungs­
politik in den 60er Jahren, die den Herrschenden in der BRD 
aufgezwungen wurde durch die internationalen Realitäten, zeigt 
dies sehr anschaulich . So kam es, daß mittlerweile vollendete 
Tatsache und offizielle Regierungspolitik geworden ist, was in 
den 50er Jahren als staatsfeindliche Zielsetzung diskriminiert 
und verfolgt wurde: Die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze, 
die Anerkennung der DDR als Völkerrechtsubjekt, d.iplomati­
sche Beziehungen zu den sozialistischen Ländern usw. 
Inzwischen ist die Position der BRD innerhalb der westeuropäi­
schen Staatengemeinschaft zweifellos wesentlich stärker gewor­
den, und dies kommt auch darin zum Ausdruck, daß die herr­
schende Klasse rücksichtsloser in ihrem Auftreten und ihren 
Ansprüchen wird. Anders kann z. B. die Nominierung von 
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Strauß (wie auch die Wahl von Carstens zum neuen S,undesprä· 
sidenten 1979), die für ganz Europa ein P rovokat ion darstellt, 
gar nicht aufgefaßt werden. Andererseits sind die demokrati­
schen Kräfte in den meisten dieser Länder seit den 60er Jahren 
bedeutend angewachsen und auch im Vergleich zum Kräftever­
hältnis in der BRD in sehr starken Positionen. (Schon in der 
Frage der Berufsverbote wurde d.ie BRD deshalb zu vorsiChtige· 
rem Taktieren gezwungen.) Und gerade in der Frage des deut· 
schen Militarismus und Machtanspruchs haben diese Völker an· 
gesichts intensiver Erfahrungen im 2. Weltkrieg eine starke Seil' 
sibilität entwickelt. Und daß in der ersten Hä lfte der 70er Jahre 
die noch bestehenden fasch istischen oder halbfaschistischen Re­
gimes in Europa preisgegeben werden mußten (in Portugal, 
Spanien und Griechenland), sagt natürlich auch etwas Ober die 
historische Tendenz und die Entwicklung des Kräfteverhältnis­
ses in Europa. 
Schließlich sind dem Expansionsdrang der Re<:hten in der BRD 
dadurch sichtl ich Grenzen gesetzt, daß die sozialistischen Uln­
der sich seit den 50er Jahren ökonomisch und politisch konsoli­
diert haben und auch militärisch eine starke Macht darstellen. 
Eben daran war ja schon die "Politik der Stärke" in den 60er 
Jahren gescheitert. Und zugleich ist durch die Fortsetzung der 
Entspannu ngspolitik, dem Vertrag von Helsin ki usw. eine Kl i­
maveränderung eingeleitet worden, die längerfristig, wenn es 
gelingt, d iese Polilik weiterzuführen, den reaktionären und mi· 
litaristischen Strömungen mindestens partiell den Boden entzie­
hen wird, denn sie sind , wie die historische Erfahrung zeigt, auf 
ein Klima internationaler Spannung und Feindseligkeit ange­
wiesen. 
Als Ergebnis der Untersuchung läßt sich also zweierlei festhal­
ten: 

Anmerkungen: 

1) G. Kade, Die deutsche Herausforderung. Köln 1979, S. J7fF. 
2) W, Bleicher, in: BläUer filr deutsche und internation:ale Politik. 

Nr. 10/ 1979, S. 11 88 
3) H, W. Kahn, Strauß und der Griffnach der Atommacht, in: eben. 

da; die Zitate sind von Strauß 
4) Rede von Strauß. zit. nach Bayernkurier • 12. 11, 1977 
5) Strauß-Interview in der Welt. 11. 5. 1966 und im Bayernkurier, 28. 

5. 1966 
6) Strauß, t:it. nach: Bayernkurier, 12. 11. 1977 
7) Ebenda 
8) Strauß. zit. nach: Bayernkurier, 10. 3. 1'979 
9) Strauß, zit. nach: Bayernkurier, 10. 3. 1979 und 12. 11. 1977 

10) Strauß, zil. nach: Bayernkurier, 10. 3. 1979 
11) Strauß bei der 2. Hauptversammlung des Bundeswehrverbandes. 

Bad Godesberg. Juni 1958 
12) Strauß, zil. nach: Deutsches Allgemeines Sonntagsbl'IU. Januar 

1978 
13) Bayernkurier, i2. 9. 1973 
14) Strauß bei seinem Besuch in Chile 1977, zil: nach: Frankfurter All· 

gemeine Zeitung (FAZl, 25, 11. 1977 
15) Strauß, zil. nach: Bayernkurier, 10. 3, 1979 
16) B. Starischka. Der Sturz des Präsidenten Allende in Chile, SlUU· 

gart 1974, S. 53 und 56 
17) Die Welt, I I. 3, 1972 
18) Zit, nach: FAZ. 26. 11. 1979 
(9) Die Zeit drilckt das so aus: .. Helmut Schmidt (ist) wie j~:der andere 

wirtschaftspolitisch Verantwortliche daran interessiert. den Opti· 
mismus der Unternehmer ... zu festigen" (23. I I. (979). 

20) Strauß; zil. nach: Bayernkurier, 10. 3. 1979 
21) Strauß, zil. nach: Bayernkurier, 6. ]0. 1979 
22) Strauß, zil. nach: Bayernkurier, 10.3. ]979 
23) Zit. nach: Der Spiegel, NT. 50/1969 
24) Strauß, zil. nach: Konkret, NT. 1/ 1978, S,9 
25) Rede vor der 2. Hauptversammlung des Bundeswehr\'erbandes in 

Bad Godesberg jm J uni ]958 
26) Strauß, zil. nach: "Das Freie WOrt". 21. 6. ]958 
27) Zu'r Rolle des Konservatismus bei der Zerstörung der Weimarer 

Republik vgl. vor allem K. Fritzschc, Politische Romantik und Ge. 
genrevolution. Flucht"'ege in der Krise der bilrgerlichen Gesell­
schaft, Frankfurt 1976; J. Petzold, Koservativer Wegbereiter des 
Faschismus. Köln 1978 

28) Aschermittwochrede in Passau. 1977 
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I. Bei Aufbietung und Konzentration aller demokratischen Po­
tenzen ist es möglich, den Machtantritt von Strauß im Herbst 
1980 zu verhindern. Aber auch dann. wenn dies gelingt, wird 
die Drohung von rechts andauern, allerdings mit zunächst ver­
minderter Dynami k. 
2. Sollten die von Strauß repräsentierten Kräfte die Regie­
rungsmacht erobern, so hätte d ies sehr schlimme, in ihrer 
Reichweite nicht p räzis angebbare Folgen. Dennoch waren auch 
in diesem Fall der Machtentfaltung dieser Kräfte im Innern wie 
nach außen Schranken gesetzt. Der Kampf um Demo kra tie, 
Frieden und sozialen Fortschritt würde weilergehen - aller­
dings unter wesenIlieh schlechteren Bedingungen als vorher. 

29) FAZ, 2. ]1. 1979 
30) Strauß, zil. nach: Bayernkurier. 6. 10. ]979 
31) H. Schmidt. zil. nach: N. Schreiber (Hrsg.), Die Zukunft unserer 

Demokratie, München ]979 
32) Auch der ehemalige Liberale Ralf Oahrendorf "erkündet jetzt: 

.,Aber um die Bindungen und BezUge des Menschen ist es weniger 
gut bestellt, , . es fehlt an Religion." (zit. nach: Die Zeit. 23.11. 
1979) Und selbst Rudolf Bahro schwimmt in der Welle des Irratio­
nalismus mit. Nach seiner Ansicht ist "das Bedilrfnis nach irgend· 
einer Art religiöser Tran~zendenz eine menschennatürliche 
Angelegenheit" (Redt" auf der Bundesversammlung der Grünen in 
Offenbach am 4. 11. 1979). Auf einer solchen Basis iSI eine Alter. 
native zu Strauß nun wirklich nicht zu entwickeln. 

33) Vgl. dazu besonders: G. Füllberth und J. Harrer, Geschichte und 
Besonderheiten der demokratischen Bewegung und der Arbeiter­
.bewegung in der ßundesrepublik. in: U. Albrech1 u. a .• Geschichte 
der Bundesrepublik. Beiträge, Köln 1979 

34) Eine kleine Auswahl "on Zitaten mag den l1mgang mit dem politi· 
sehen Gegner ahnen lassen; "Ungewaschene und Verdreckte". 
"Gesindel", Kanaillen" ... linker Mob" ... entmenschte(!) Vandal· 
horden" (Einzelbelege in meinem Gutachten .. Die von F. J. 
Strauß reprä.sentierten polit ischen Kräfte ... ". S. 21 L). "Brüll. 
horden", .. Pöbelhaufen". " Terrorbandt"u" (zi!. nach: Der Spie· 
gel 38 / 1979, S. 30). Linksorientierte Schriftsteller bezeichnet er in 
durchaus faschistischer Manier als "Rauen und Schmeißniegen" 
(zit. nach: FAZ, 20. 11. 1979). (ln einem Bericht des faschiS1ischen 
Sicherheitsdienstes (SO) aus dem Jahre 194] heißt es über den Ver· 
gleich der Juden mit den Rauen in dem Film "Der ewige Jude" : 
" Der Vergleich mit den Rauen wurde als besonders eindrucksvoll 
hervorgehoben" (zil. nach: E. Leiser. "Deutschland erwache!", 
Reinbck. 2. Aun, 1978, S, (48).) Bezogen auf Jugendliche, die sich 
schlecht benommen hatten. telegrafierte Strauß: "Diese Personen 
... benehmen sich wie Tiere, auf die die Anwendung der fü r Men. 
schen gemachten Gesetze nicht mehr möglich ist. " (zil. nach: Der 
Spiegel, 28. 7. 1969) Kann es - nach allem, was wir Ober die fa· 
schist ische Ideologie. die Aus8renzung bestimmter Bevölkerungs­
gruppen aus dem Bereich des Menschlichen und die entsprechen­
den praktischen Folgen wissen. noch Zweifel geben . wes Geistes 
Kind dieser Kanzlerkandidat ist? 

35) Ba)'ernkurier. 28. 8. 1970 
36) Bulletin des Presse· und Informationsamts der Bundesregierung. 

NT. 27/6. 3. 1952, S. 261 



,-----------------Aufruf--------------, 

Gemeinsarn gegen Rechts -
Stoppt: Strauß jetzt! 

End~ OklOOtr /979 ;/filiierte Pro/ R~inlrord K~hnl mit dN VerlJf!ttrl!i· 
eh"ng des /olgendtn A4nifs eine Unlem:hriftenkam/H1gM uMe, der L&­
sultg: Gemeirl$i1m g~en RffhlS_ Stoppt S/ral{6jet:./! UmenclJ',ijlen sind 
;:u ,kiliM an: Prof. Dr. Reinhard KilImI, Sonnenhi>lde 8. jjj/jl MQ,l1ur,. 

----------

Die Nominierung eines F. J. Strauß zum Kanzlcrhndidalen .nuß ab das 
"crstanden und beanl"'onet "·erden. waS sie in Wahrheit iSI: a~: eine offe­
n., prinzipielle und umfa .... nd. KampfaMllge an untc,schiedlos alle Kiffte 
der Demokrat;", des Friedens und des sozialen Fon:schrillS. Mi! d~r noch 
vor wenig.n Jahren rur undenkbar achahenen Kanzlerkandidatu. des 
CSU·Vorsitzcnden hat die Rechlscnlwicklung in der Bundcs,.'pubJik ein 
neues, kritisches Stadium er .. icht. 
Strauß - das iSI 1~7~ die aUlOriUlre AOlWOtl auf die Kri~, d~r' Mactllan_ 
spruch der rtIdsiohlsl~len Wirtschafts_, Finanz_ und Milillrkrei .. mit 
allen innen- und auBcnpolilischen Konsequenzen, ein Proara mrn der radi_ 
kalen Ausmerzung aller politisch"" "Enlarlulliserscheinullie,," - V{)n 
der EnlSpannun"polilik bis zu ,ewerkschaftlichen POsilionen. von AbTU­
slunlsforderunlen bis zu BOraelinilia!iven und fortschril1licher Frauenl:>e­
w<gung. SIIauß Stlzl, ,wie bereilS in seiner Sonthofener Rede offen n'le­
sprachen. darauf, daß .. die Kri~ so stark wird. daß aus ckr Kri~ ~in heil­
samer Schock erwachsI" . Unler diesem Schock soll die R«ht.StlJlwicklung 
in der Bundesrepublik. die den Krtftcn um Slrauß den W<g ,.ebnel hat­
im ZeiChen der Kri~nab""lllu ni auf dk Arbeilnehrmr bei aldchzcitiler 
Milliardenvergeudung ru, RQstun"vo,haben, im Zeichen d,,, Emlllu­
schunl über ,,«ken_ oder aU'llebliebene Rcforrmn und Demokratilierung­
saRSalle, Ober Sozialabbau und ArbeilSplatZiefahrduna. im Zeichen der 
Amilerrorismushysterie, der Berufsverbote und imm.r "" eiter ausufernder 
Über ",'aohun&>prakl iken -, in neue Oim"",ionen gesleigerl wl"den. 
Du ProlIlamm iSI hoch lIeDhrlich, aber alles andere als unaulbahsam. E. 
steht in enlscheidenden Fragen im Wid.rspruch so""ohlzu den innerieStU· 
schaftlichen ab auch vor allem zu den internalional"" Realillten an der 
Schwelle der 80cr Jahre, die sieh grundlegend von denen der Jahle 1914. 
19JJ oder 19J~ unm$Cheiden. Nirsendwo in der Welt hat der We, nach 
r«hls zu einer UlIUnB oder auch nu, Entschllrfulli der wiru.:hahlichen 
und !<nialcn Probleme gefilhrl. Gerad. in jOn"ler Zeil .ind eine Reihe 
zum Teil jahrzehntealler faschistischer oder autoriUtrer Rei,imes ge­
stüm worden. 
SlrauD kann gestoppt werden, und zwal dann _ aber auch nur dann-, 
wenn der autorillren Herau,forderung die gesammelle Kraft aller Demo­
kraten, was immer IoOnlt ihre Divergenzen und Konlrovenen se:ien. tnllle­
llenlltSClZt wird . Das hat sich immer wieder, u. a. im Kampf gegen die 
Alombewaffnung. im Siurz des Veneidigungsmini>lers SuauJ) und im 
Kampf um die Ratifizierung der OStVtnrllBe erwiesen. Daß.heut. der glei_ 
che. schon wiede{hollll=heiterte F. J. StruB er ... ut als "ilarl«r Mann" 
vorlesleIlt werden kann. wurde nur möglich, weil die Rccht5e1lltwickluna 
der leulen Jahre tin die Suauß-Kandidatu, bei\lnsügendes Klima geschaf­
fen haI. Slrauß $Ioppen heiDt deshalb zugleich, all.n Ersch.inung.n der 
Rccht",mwicklung entlegenzutrClen und - durch Aufldarunll Ober den 
wahren Charakler der HerausfOfderunl von Rechts wie durch e"lschiedene 
Entfaltung aller demokralischen Iniliati"en, BUrg .. be ..... gung.n und Aller· 
naliven IIkichelmallen _ ein verindertes polili$Ohes Klima in der Bundes­
repubUI: zu schaffen , ein Klima, das eine Emscheidunll. fUr Slrauß unlllOl­
lieh macht ".nd zugleich den Spielraum aller demokra,ischen und sozial.n 
Bewegungen c,,,'eiterl. 

Gtmeinsam gege n R« hts - S toppt S tniu]) j t tU, d llS he lOl : 
Kein Zurück Zum Kallen Kri<g! Die mit den OStverlragen und der KSZE 
einllcleitcle E01spannungspolilik muD kOrL>equent fon,eselZl und vorang", 
triehen werden. Stall zu einet neuen Runde des WelUitstens muß jetzl zu 
ernsthaflen Verhandlungen llhe. RilslunllSbcJI,renzunl , Gcwall"!llicbt und 
$Ohri\lwei$C Abrüstung in OSI und Wesl übergangen werden. o.:m Verhal_ 
len der Bundesrepublik kommt dabei eineelll$Oheidende Roll., ihrer Rei,ie­
runl und ihrer Öffemlichktit eine d~menllplechendc Verantwortung zu. 
Es darf keine .. Ilrolle Auf,lIs1un"ko.aJiüOll", keine Zustimmuns Bonns 
zur Stationierung neuer, auf die SowjelUnion gerichte\er amClrikanischer 
AtomrakClen in unserem Land ' Ileben, denn dies würde dM bisherige 
GleichlleW;<,ht in Europa eirueitig ,·erandern. Wer unler dem Vorwand ei­
ner .. Bedrohung au. dem O"en" erneul an der ROltungsschrl ,ube dreht, 

8;, "m 1'. "_ lm .. _ ,", .. ...".,.,,, 

slall die erklärte sowjetische VerhandJuniSbereit$Ohaft beim WOrt zu neh· 
men, schafft tiM Almosphlre neue. Spannungen und begil.nili31 lelztlich 
di< Krlfte um Slrauß. 

G e meinsam gege n Rechts - S to'ppt Stnu]) j etz t, das helOt: 
Unser Land broucht nichl weniger, wndern mehr Demokratie. JelZI muD 
endgühill Schluß gemacht werden mil BerufsverbolCn, Gesinnull.llsschnüf­
felei und der K,iminalisierunll von BO',eriniti. tiven und SYS1Cm kril '_ 
$Ohen KIlften. Di. Bllndcsrcpublil dalf kein Übcrwachun":llaat. keine 
G .... llschaft von Duckmau .. rn, AngepaJ)len und Spitzeln " ·erd.n. Nur auf 
dem gei'tilen Nahrboden des neuen McCartyi,mu" eines zu ... Sla:usideo-
101lie" I(wordenen Anlisozialismus und Amikommunismus und ein~r nach 
wie vo' unbe""lIhilllen Verpnllenheil iSI di~ Demaaoi,ie der StlaWl und 
Stoiber möglich lIeworden , rur di. die absurde und fJIr alle Hiller-Gellner 
heleidi3ende Gleich"ellunll vOn Nazi1 und Sozialisten, 'der Opfer und ihrer 
MOrder, das bisher krassesle lkispiel damellI. !km muß jC1l1endtich Ein_ 
halt ;eooten werden: Durch einel'leul:>csinnun; auf die Gem.insamkeit der 
Erfahrunsen de, anlifaschi"is.:h-demokralischen Widemandskampfcs. 
auf den unauflollichen Zusammenhang vOn Anlifas.:hismus und Demo­
kratie. G.sen die R«htsent""kklunll hilfl keine rechte Politik. erst rechl 
kein Rechls-Oberholen, sondern nur die forlschreilende Demokralisierung 
aller Enllcheidungsbereiche in Poli,il. WirtSChaft und Gesellschaft. Wer 
StrauD SlOJIPCn will, kann keine Gcmein,..mkeil mil der CSU/CDU·Polilik 
bClreiben. 

G e me insam gege n R echts - S toppt S tniuß j etzt . das he ißt : 
Es muß Schluß gemacht werden mil der unsozialen und undemokralischen 
Praxis, die Krisenfolgen auf die Arbeitnehmer, die ,'oße Mehrheil der Be­
völkerung, abzuwälzen, Gegen ArbeilSlosigleit und ArbeitsplatlUll$icher_ 
heil helfen nieht StiUhalten und .,Gilrtel_enger_Schnallen". sondern der 
Kampf um Arbeit"eitverkürzulli und Sllrkung der M .... nkaufkrafl. ak­
live TarifpOlitik und Verbol der Ausspcrrunl. Deshalb, Hände wca von 
der EinheiISB~'erkschafl, SchluD mil den Angriffen auf das SlIciktecht 
und andere gewerkschaftliche Rechtsposilionen, Schluß mit der Bespitze­
lung in den lktrieben, 

G eme insam gege n R echts - SlOppl S tniu]) jetzt. da~ heiOt, 
Keinen ROckfall in die lIeislige Enle der ~r Jahre. sondern Slatkungaller 
emanzipatorischen B~'egungen - wie bei'piels"·ei .. der Frauenbewe· 
guni, der Studenlenhewegung oder der Bildungsreformbewellung _ in ih_ 
rem Rillien um Aul\lärunll und Gleichherechli~unll; es heißt, aktiv zu 
" 'erden lIelen alle Verluche, CI ... a den f 218 zu .esllurieren. leien Versu­
che_ die Medien vollends auf CSU/COU-Kurs aleichzuschahen. legen die 
Bcdrohuos der MeinunllSfr~iheit. der Freiheit von Wisseoschafl. Kultu, 
und Kunl!. 

Gem einsam gegen Rec hts - S toppt Sln u]) j e tzt , diS helOt : 
Die Bundesrepu blik darf kein Atom"aal "'erden. Strauß lI1eifl nach der 
Atommaclll. Er scheut weder die BIOmare KllUtrophe noch bOrgerkricas­
artige Zu,tande, um da! "zivile" und militlrische AlOmprogramm, d81 er 
~Ibll als erlle, Atomminisler der Bundesrepublik mil konzipiert hai, 
durchzusetzen. Anieskhll dieser Gefahr mossen BOrlerinit;llivt'n und aUe 
demokraliochen Kraftc zusamm.nwirken. um die rücksichtslose Durchset_ 
zun, eines Alomp'OIramms Zu verhindern, bei dem es niehl um Interesse n 
deI Ikvölkerung, sondern um induSlrieUe und milillrische MachllnSpril­
ehe gehl. 
Das Programm SuauD zieh auf die EinschOchlerung, Spahunll und wo­
mOglich UnterdrückunIl. jedweder demokralischen und sozialen IkwelUn& 
in der Bundesrepublik. Ihm kann deshalb niehl durch vornehme Zurilck­
hallung. Sollhalten oder parteitaktische Manövel, sondern wirham nur 
durch die entschiedene StArkung, Weilerem",'ick lung und Bündelu", aller 
demokratischen Enerii.n in d .. Auseinand~r~llunB mit einer Gefahr. die 
unterschiedslos alle betriffl. begegllCl "'erden. In einer pn .. n Reihe von 
Stadten und in "e,schiedenen llesell$OhafUichen lkreichen lind bereill ~ 
grllBcnswcne, z. T. schon breil ausllreif.nde Initia,ivcn und AktionSbOnd_ 
nis~ legen die Herausforderuna durch Slrauß und die Rechl .. nlwicklunll 
"'tI~tanden oder im Entsteh.n bcJI,riffen. Wer das pOlilische Klima. das die 
Kandidatur von SlrauO mö,lich gemach, hat, v~rlIndern will, darfnkh, bis 
zum Wahlta& wanen. Es kommt darauf an. jetzt aktiv zu ,,'erden, und 
zwar ungeachtet parteipolitisch~I und wel\anschaulicher Umcrschiede. Um 
StrauJ) und eine ,..eitere Rechtsentwicklulli zu stoppen, bedarf es jet~t des 
lemeinsamen Gesprtchsund der lemeinsamen Aktion aller D.mokraten. 

Ge me insa m gegt n R echts - S t o ppt Stnuß jtt~t! 
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Wehpolitische Diktion des F. J. Strauß 
"J::uropas Freiheit - Europas ZU/(Un/I. Die dramatische weflpo/ili­
sche Herauiforderung sehen und annehmen", so f;lulierte F. J. 
Strauß sein wellpolitisches KOflUpl beim politischen Aschermillwoch 
der CSU im Fl'broaf 1979 in Passau. Sicherung der BRD­
FiJhrungsroJle in Wnll'uropa, Allianz m;' den USA und China gegen 
das s01.ialulische Lager_ die Arbeilerbe' .... eguflg in der kupilalu/ischen 
Weil und die Bejn'iungsbewegungen, das ist yine Kunformelfür den 
Aiifsliq .. Deutschlands" ~on der IJkonomischen auch tur mili­
ItJrpofilischen Weltmacht. U. Q , fahr/I' F. J . Strouß in seiner 
Aschermitlwoch-Rede aus: 

.. (. .) Christliche Demokraten, Christlich-Soziale lind Konservative 
haben unmineJbar nach der größten Katastrophe der deutschen und 
europäischen Geschichte mit Wort und Tat fOr die Ideen I~ines geein­
ten Europas gekämpft. Staatsmänner wie de Gasperi. Robert Schu­
man, Konrad Adenauer und WinSIon Churchill schufen die Grundla­
gen. CDU und CSU, die Christl ichen Demokraten. die Christlich­
Sozialen, die Konservaliven in Europa leiteten eine Politik der ge­
meinsamen Verantwortung fOr das Schicksal unseres KonIinents ein, 
zunllchsl gegen den erbilterten Widerstand der Sozialdemokraten. 
(. .) CDU und CSU haben gegen den Wider~und der SPD unler 
Adenauer den Durchbruch nach Europa \·oll1:ogen. So entstand die 
Montan-Union, ohne die es nicht zur Europäischen Atomgemein· 
schaft und zur Europäischen Wirtschafugemeinschaft und damit 
auch nicht zu d er EG, der EuropIiischen Gemeinschaft von heute, ge­
kommen wäre. 
Die SPD will Ober diese ihre Vergangenheit hinwegtlluschen und sich 
zum Herold der Europa-Bewegung machen. Welches Europa aber 
soll entstehen? Weh;hes Europa steuert die SPD an, welches Europa 
hat sie als Zielvorstellung? Darüber aibt es, .... enn man das Wahlpro­
gramm der europäischen Sozialisten ]iC$t - so .... idersprilchlich C$ isl. 
so sehr es Flick .... erk und Konglomerat ist - , keinen Z .... eifel: die Ziel­
markierung ist ein sozialistischC$ Europa, dC$sen Zukunft., ohne daß 
ich bösen Willen unterstelle, durch die GC'4·alt der Tatsachen und die 
Autolllatik der Abläufe dann mehr an der Seite der Sowjetunion sein 
würde als an der Seite der Vereinigten Staaten von Amerika. ( ... ) 
Eine europaische Aufgabe sind auch die Prohleme der ·KC)njunkllJr­
und Wahrungspolit ik, die Erhaltung der Arbeitsplätze, di,~ Entwick­
lung der stru ktu rschwachen Gebiete des Kontinents, die partner­
schaftliche Unterstlltzung der Dritten Weh beim Aufbau ihrer eige­
nen frei heitlichen Gesellschaft - und Wirtschaftsordnung. Aber 
Partnerschaft heißt nicht Verlogenheit. Partnerschaft muß gerade ge­
genUber der Dritten Welt Ehrlichkeit heißen. 
Die Sicherheit wird heute nicht mehr allein durch Nationalstaaten ge­
.... äh rleistet. Sie wird wiruchaftlich-sozial aewährleistet durch die Eu­
ropäische Gemeinschaft. Sie wird militlrisch gewährleistet durch die 
NATO insgesamt und durch die europaische Gruppe innerhalh der 
NATO, die heute vor schweren Problemen steht. ( .. . ) 

Vor 4 groDen Herausforderungen 

Europa steht heute vor vier großen Herausforderungen. Einer macht­
und sicherheitspolitischen Herausforderuna, einer weltwirt schafth­
ehen Herausforderung, einer Herausforderuna durclrinnoe reuropäi· 
sche Fehlentwicklungen und einer ideoloaischen Herausrorderuna. 
Denn gerade diejenigen, die ein sozialist isches Europa wollen, wollen 
ja dieses Europa in ein ideologisches Prokrustesbelt pressen. Europa 
muß ein Land der freien VOlker sein, ein Land, in dem der Wähler je­
des Mal wiC"der, wenn er aufgerufen wird, darüber entscheiden kann, 
wie und nach welchen Maß§tllben er reaiert werden will, weshalb es 
keinem Politiker erlaubt ist, mit sei ner Mehrheit einen Gebrauch da­
hinachend zu machen, unwiderrufliche Zustände zu 5Chaffcn, .... ie wi r 
es zum TeH in der Innenpolitik auf gewissen Gebieten erlebt haben. 
Die europäischen Völker treten in den entscheidendsten Abschnilt ih· 
rer Nachkriegsgeschichte ein. Ich bin kein Prophet, aber kh habe in 
den großen Entwicklungen manchmal rechl: und ich habe in diesen 
Jahren das Gefühl, den Eindruck, das instinktive Empfinden, daß die 
erste große Periode der Nachkrieg.sgeschichte abaeschlosSC"n ist. daß 
eine neue Periode begonnen ha t, symboli5Ch dargestellt du rch die 
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Aufnahme voller diplomati5Chef Betiehungen zwi5Chen Washington 
und Peking. Eine neue Epoche hat begonnen. Die europlli5Chen VOI­
ker stehen vor der Entscheidung: freies Europa oder Volksfront· 
Europa, denn ein Volksfront-Europa kann nie ein freies Europa sein. 
Das Zusammenwirken von Sozialisten und Kommunisten, wie es sich 
der linke FIUgel der SPD vorstellt, verharmlosend dann dargestellt als 
eine Annäherung an deli Eurokommunismus, ist der falsche Weg. 

Täu5Chen wir uns nicht. auch der Eurokommunismus ist ein unver­
SOhnlicher Feind der bürgerl ichen Freiheiten! Freiheit oder Kollektiv 
heißt die Grundent5Cheiduna in der geistesgeschichtlichen und politi­
schen Auseinandersetzung im letzten V.lertel dieses Jahrhunderts. 
Globale Konflikte zwischen Kommunismus und Freiheit und regiona­
le Krisen, wie wir sie heute im Mittleren und Fernen Osten erleben, 
fordern von den Völkern des freien Europa endl ich ein entschlossenes 
Handeln. Es acht auf die Dauer nicht an, daß die Europller sich allein 
auf die Ameri kaner glauben verlassen zu 'konnen. Das hat auch nicht 
nur einen Hauch mit ant i· amerikanischer Einstellung zu tun. Ich ha­
be schon als Verteidigungsminister mit den Amerikanern zusammt~n­
gearbeitet und den wesentlichen Teil des Aufbaues der Bundeswehr 
bewäl tiat, als die Sozialisten noch mit der Ohne-mich-Parole und mit 
gehllssigen anti-amerikanischen Liedern durch die Smlßen unserer 
Städte aezog~n sind. Aber Europa ist es noch nicht gelungen, zu einer 
Form des pol itischen Zusammenschlusses zu kommen, der Europa 



ein ell\scheidend~ Gewkht im Spiel oer Weltpolitik gibt. Eu ropa ist 
ein wirtschaftlkher Riese und ein militärisch·politischer Zwe'rg. Nur 
wenn nationalstaatliche Enge, na tionalistische Denk- und Verhaltens· 
weisen überwunden werden, hat Europa die Chance, in Frc'iheit zu 
überleben, das Selbstb~timmungsrecht über sein eigenes S>chicksai 
zu erhalten. Mitbestimmungsrecht in der Wehpolitik wieder z,u erlan· 
gen. 
Dazu darf in aller Offenheit, wie ich ~ vor kurzem in Paris g<~ta n ha­
be, ein WOrt der Wa.rnung sagen vor einer neuen anti-deutschen 
Kampagne in ge"'issen befreundeten Nachbarländern, einer Kampag­
ne, in deren Hintergrund man immer wieder dieselben Initiate<ren fi n­
det, nämlich die Kommunisten mit der Fernregie Moskaus. Das 
Schlagworl dabei ist: wir wollen nicht die Lakaien der deutschen Ban­
ken, wir wollen nicht die Skla~'en der deutschen Kapital isten 'Werden. 
( .. ) 
Die bipolare Welt von Jaha gehört mit der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen Washington und Pcking der Vergangenheit 
an. Deshalb bin ich der ü berzeugung, daß die erste Phase der Nach­
kriegsgeschichte nunmehr endgültig abgeschlossen ist und wir in eine 
neue Phase eintreten. Der Faktor China kann aus den wehpoJitischen 
Kräflekonstellationen in Zukunft nicht mehr weggedacht werden, 
Ich bin zwar kein Marco Polo aus Bayern gewesen, aber ich gehöre zu 
denen, die im Kräftespiel der Welt auch in seiner Auswirkung für uns 
und unsere Zukunft den Faktor China richtig eingeschä tzt haben. 
Deshalb darf deutsche Ostpolitik nich t an der M<r.lkwa enden, wie ~ 
anscheinend die Herren Brandt und Bahr und Ehmke und Wehner 
wünschen. Ich meine nkht im Sinne eines Militärbündnisses oder ei­
ner gemeinschaftlichen Front mit China gegen die Sowjetunion. da­
von kann überhaupt keine Rede sein, nur ein Narr kann uns das un­
terstellen. Aber wir haben die in der Weh bestehenden und $ich ent­
wickelnden Machtfaktoren auch' für unsere eigene Zukunft re,alistisch 
einzuschätzen_ Das gilt sowohl für weltwirtschaftliche Zusammen­
hänge wie fIlr strategische Zusammenhänge, das gilt also nichl für 
den militärischen Bereich. Ob wir die Dimensionen heute schon rich­
tig ahnen und überblkken oder nicht. ist eine andere Frage, aber im 
großen und ganzen kann man wohl sagen, daß der Ferne Osten heute 
weltwirtschaftlkh im Autbruch ist. 
Wenn eine Milliarde Chinesen, fleißige, genügsame, intelligel1lte Men­
schen mit einer lahrtausende alten Kultur, als Produzenten u,nd Kon­
sumenten nach unseren Maßstäben auftreten, dann wird das Bild die.. 
ser Erde in heute nicht mehr vorstellbarer Weise innerhalb doer nä~h­
sten politischen Generation verändert werden. Die Sowjetunion fühlt 
sich irritiert angesichts der Öffnung Chinas für die Zusammenarbeit 
mit Amerik3 und Europa, das zeigen die Briefe Breschnew s an die 
Regierungschefs der westlichen Welt mit der Warnung und Drohung, 
Rüstungspotential und Rüslungswissenschßft und ROstungsmaterial 
Westeuropas und Amerikas nicht den Chinesen zur Verfü:gung zu 
stellen. Wir sind keine Freunde des Waffenexportes, ganz im Gegen­
leil! Wir sind der Meinung, daß Entwicklungshilfe nicht in Form von 
Waffen geleistet werden soll, sondern in Form von wissenschaftli­
chen, technischen Erkenntnissen, in Form von Invest itionsgütern und 
nicht in Form von Massenvernichtungswaffen. (. .) 
Dazu kommt natürlich die traditionelle Einkreisungsfureht der Rus­
sen und ihre Sorge um die menschenleeren und rohstoffarmen asiati­
schen Tei le; diese Sorge Rußlands könnte nicht ohne Auswir~:ung auf 
die sowjetische Westpolitik bleiben. Mehr möchte ich heute dazu 
nicht sagen, Ein Einbeziehung Westeuropas in den sowjetischen Ein­
flußbereich und die Nutzbarmachung des westeuropaische'n Indu­
st riepotentials würde die Sowjetunion in die Lage versetzen, ihre 
Kräfte auf die Sicherung ihrer asiatischen Grenze zu konzel]trieren. 

H a nd a n den Ölhahn 

Dieses Ziel wird auf drei Ebenen verfolgt: auf der militärischl!n Ebene 
mit einem militärischen Drohpotential; auf der politis~h-ideologi­
schen Ebene mit kommunistiSCher Unterwanderung, Volksfrontpoli­
tik, Unterdrückung der MenschenrechIsbewegung und der Dissiden­
ten im eigtnen Lager; auf der geopolilischen Ebene - Expansions­
st rategie der Sowjetunion entJ.ang des Krisengürtels Afghanistan, 
Iran, SOdjemen, Äthiopien, Mor;ambique, Angola, Rhod esien (in 
Zukunft Zimbabwe), SOdw~tafrika (in Zukunft Namibia). H ier liegt 
der große Krisengürtel. 
Was geht denn das eigentlich die CSU an, wenn ferne, hinten in der 
Türkei, wie Goclhe sagte, die Völker aufeinanderschlagen? Was ha­
ben wir denn damit zu tun? Sind wir froh, daß es uns gutg<!ht, sind 
wir froh, daß wir die letzten Wochen gut hinter uns gebracht haben, 
sind wir froh, daß bald der Frühling kommt! 

Alles recht und schön - aber hier wird die Zukunft der Welt ent­
schieden, hier wird nämlich entschieden, wer den Ölhahn in der Hand 
hat. Und wer den Ölhahn in der Hand hat - der von der Kernenergie 
nicht ersetzt werden kann, die Kernenergie ist nur eine zusätzliche 
Energiequelle, aber kein Ersatz für Öl angesichts des Verbrauches, 
des Bedarfes und seiner Entwicklung -, der entscheidet über die 
Herrschaft der Welt , "'er den Ölhahn in der Hand hat , der hat ein 
Druck- und Drohmiuel in der Hand_ Wer den Ölhahn in der Hand 
hat, der entscheidet darüber, ob die Europäer in Frieden und Wohl­
stand und gesicherter Zukunft leben können oder ob Europa auch 
zum Krisenherd wird. ( ... ) 
Aus di~em Grunde ist es heute keinem Politiker erlaubt zu sagen: 
darum, was um die bayerischen Grenzen herum geschieht, darum 
kllmmern wir uns nicht! Die Frage ist, ob wir unser Bayern weiter so 
ausbauen können; ob wir in freier Entwicklung Schritt fü r Schritt 
weiter voranmarschieren können, hängt nicht zuletzt davon ab, daß 
in diesen Weuerecken der Wellpolitik erstens Friede herrs~ht lind 
zweitens von der Ölwaffe kein erpresserischer Gebrauch gemacht 
wird. Das muß man bei uns in der ganzen Dramatik begreifen! 
Die Amerikaner haben ja eine Kunst, die ist auch unter Caner nicht 
verlorengegangen: daß nämliCh einer was sagt, was die anderen nicht 
sagen wollen oder sollen, aber trotzdem "·ollen, dan es von dem an­
dern gesagt wird. Nämlich die Äußerungen des amerikanischen Ver­
teidungsministers, daß die USA notfalls mit Einsatz militärischer 
Machlmiuel die Belieferung von Öl aus dem Nahen und Mittleren 
Osten, von dem sie ja auch abhängig sind, sicherstellen werden. Und 
jetzt dann die vorsichtige Erklärung des Außenministeriums, man 
denke nicht an einen Einsatz amerikanischer Truppen. Das ist kein 
Ausrutscher, daß ist kein diplomatischer Lapsus, das ist, so wie ich 
die Amerikaner zu kennen glaube, ein sorgfältig und raffiniert abge.. 
kartertes Spiel. Der Präsident zeigt sich friedfertig, und der Außen­
minister unterstreicht das, aber der Verteidigungsminister durfte ein­
mal eine Minute mit dem Säbel rasseln. (. _ .) 

1980-85: gefährlichSIe Jahre seit 1945! 

Wir brauchen eine europäische Außenpolitik. Die aktuelle Bedro­
hung Europas geht heute primär nicht von der Gefahr eines militäri­
schen Abenteuers in Mitleleuropa aus, sondern sie geht von den Wet­
,erecken des Mittelmeer-Bereiches aus. Sie geht aus von dem Aufhei­
zen der Konßiktpotentiale in Afrika und in Asien durch Export von 
Ideologien und Waffen, durch Stellvertreter-Kriege, die mit der ku­
banischen Fremdenlegion ausgefochten werden. (. .) leh würde heu­
te, ohne eine schwarze Zukunft an die Wand malen zu wollen, Irotz­
dem sagen, daß die Jahre 1980 bis 1985 zu den gefährlichsten l ahren 
in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg gehören werden. (_ .. ) 
Europa hat eine letzte geschi~htliche Chance, nicht nur sein Mitbe­
stimmungsrecht in der Weltpolitik, sondern vor allem sein Selbstbe­
stimmungsrechl zu verteidigen. Sonst bleibt über kurz oder lang nur 
die Neutralisierung, die - Helmut Schmidt meint, das Wort dOrfe 
man nicbt verwenden, weil es eine Beleidigung sei, dabei meint ~ nie.. 
mand als Beleidigung - Finnlandisierung. Ich war der vorletzte euro­
päische Politiker, der die Möglichkeit halle, mit Mao Tse-tung zu 
sprechen. Er ist eine der großen revolutionären Gestalten d~ 20. 
Jahrhunderts, ein Mann, dessen Name so schwer auf der Geschichte 
seines Volkes und auf der Geschichte Asiens liegt, aber sein letzter 
Satz war: " Herr Strauß, sagen Sie Ihren Landsleuten in Europa: Ihre 
größte Gefahr ist die Finnlandisierung!" 

Ich habe diese Mahnung sehr wohl verstanden, und deshalb muß heu ' 
te eine Weichenstellung ~ollzogen werden. Man muß der sowjetischen 
Strategie entgegenkommen, ohne sich ihr zu unterwerfen. Die hekti­
sche Politik des Stop-and-go, unterschieden nach Wahlterminen, das 
Gasgeben und Bremsen, muß durch eine langfristige Strategie ersetzt 
werden. Ich weiß nicht, warum der Bundeskanzler immer so zornig 
wird und einem dann Polemik vorwirft, die RUckkehr zum diplomati­
schen Umgangsstil - für den er sich ja besonders empfohlen hili so­
zusagen! - verlangt, wenn man ihm sagt, daß drei Dinge fehlen, drei 
Dinge, die für uns notwendi& sind: außenpolitische Gleichberechti­
gung - ieh meine hier auf dem Gebiete der Kerntechnik; innenpoliti­
sche Klarheit auf diesem Gebiet; und driltens eine gemeinsame Strate­
gie der Nordamerikaner und der Europäer, eine Strategie, die über 
den Tellerrand des nä~hsten Wahlkampfes hinaussieht, weil unsere 
Lebensgrundlagen in absehbarer Zeit ernsthafL bedroht sein werden. 
Dabei sollte klar sein, daß wirkliche Entspannung nur weltweit sein 
kann. Es sollte auch klar sein, daß man wirkli~he Entspannung nicht 
durch einseitige Abrüstung herbeiführen kann_ Mit welchen mythi-
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schen, um nicht zu sagen mythologischen Beschwörungsformeln ist 
uns. Ende der s«hliger, Anfang der siebziger Jahre die Politik der 
Entspannung wie ein Geist aus der Flasche empfohlen worden: Neue 
Ostpolitik., Entspannung in allen Zeitungen, von allen Bildschirmen, 
aus allen Rundfunkgeräten, von überall her hörte man di(: neue Zau­
berformel Entspannung. Von der Entspannung ist leider nur noch 
das Wort übriggeblieben ~ aber die Substanz der Entspannung ist 
nie erreicht worden. ( ... ) 
Wenn die "Entspannungspolitik" in Europa nur dazu fOhrt, daß in­
folge der Veränderungen der nuklearen Potentiale die am,erikanische 
Abschr«kungsmacht gelähmt und die Europäer in den Zustand der 
Wehrlosigkeit und Erpreßbarkeit versent werden, dann hat das mit 
Entspannung Oberhaupt nichts mehr zu tun. Darum muß Entspan­
nung weltweit betrieben werden, sie kann nicht du rch einseitige AbrO­
stung oder ROstungsverzicht herbeigefOhrt werden angesicllts des 
Partners, mit dem man es zu tun haI. 
E~ muß auch klar sein, daß die Einheit der deu tschen Nation fUr uns 
unaufgebbar ist. Ich habe mi r erlaubt, im Gespräch mit jedem sowje­
tischen Gesprächspartner in aller Ruhe und in bayerischer Freund­
lichkeit zu sagen, daß wir uns nie damit abfinden werden, daß durch 
ein Diktat der Gewalt es zwei deutsche Nationen geben soU; eine "ka­
pitalistische" im Westen und ein "sozialistische" in der Mine und im 
Osten. (. .. ) 
Es ist doch geradezu schizophren, wenn Herr Schmidt bc::i jeder nur 
sich bietenden Gelegenheit gegenüber den Alliierten sagt, es bestehe 
eine drohende sowjetische Gefahr durch- diese RaketensyMeme, aber 
dann im Hinbiick auf die Verhältnisse in seiner Parlei sagt: wir sind 
nicht in der Lage, von uns aus irgendwelche Vorschläge "u machen. 
Hier Ulhmt die chaotische, zum Linkssozialistischen bis zUlm Sowjeto­
phjlen hin sich entwickelnde Gesamtpolitik der SPD die militärpoliti­
sche Entscheidungsfreiheit der Bundesrepublik und der Bundesregie­
rung. Die westliche Antwort wäre - das ist auch nicht meine Erfin­
dung, es soll niemand schreiben. daß ich das verlangt hat>e, das sind 
die Vorsteljungen, die alle Fachleute in Europa und Amerika haben 
- die Neut ronenwaffe und die modernisierte V I und die Pershing [I 
mit 1500 km Reichweite auf unserer Seite in Europa auf europäi­
s~hem Boden, damit wieder das Gleichgewicht mit der Sowjetunion, 
wenn auch mit wesentlich kOrzeren Reichweiten, erreicht werde. Und 
hier stößt Wehner vor und sagt nein; das darf um der Entspannung 
willen und der Abrllstung willen nicht geschehen. 
Die Amerikaner haben ihren Stil geändert. Es gibt keinen-amerikani­
schen Präsidenten zur Zei t, der sagt, das ist notwendig für die Vertei­
digung Europas _ und deshalb bestehen wir darauf! Ich setze mich 
hier nicht mit Präsident Carter auseinander, sondern ich stelle das 
nur fest als Tatsache. Er fragt die Verbündeten: was wollt Ihr? Und 
dann sind die Helden unterm Tisch. Dann halten sie große Reden, re­
den von der sowjetischen Gefahr, aber gleichzeitig ergre,ifen sie die 
Flucht. Wei l sie nicht den Mut haben zu sagen, was für eine gleiChge­
wichtige Verteidigung bei dieser Lage und bei dieser sich a.bzeichnen­
den Entwicklung notwendig ist. Wir standen ja vor 20 Jahren in der 
gleichen Entscheidung bei der Umstellung der Bundesweh r von kon­
ventionellen Waffent rägern auf atomare Waffenträger, das haben 
wir ja alles scho.n hinter uns. Die ganze Diskussion ist damals schon 
gelaufen . 

Oie Sowjetunion " abschrecken" 

Aber jetzt macht die SPD wegen ihrer Entspannungspolitik. wegen 
ihrer Hinwendung nach dem Osten, wegen ihrer Einschätzung eier 
Welt lage nunmehr diese Wendung unter dem Druck Wehn,~rs und un­
ter Vorarbeit der genannten Drei - Brandt, Bahr und Ehmke. Weh­
ner dringt nunmehr darauf, der sowjetischen Bedrohung k,~ine gleich­
wertige Abschr«kung, keine gleichwertige Gegenwehr geJ~enüberzu· 
stellen_ 
Das klingt ja jetzt alles ganz gefährlich und schauerlich. Ich möchte 
deshalb ein abschließendes WOrt zu diesem Teil meiner AusfUhrun­
gen sagen. Will die Sowjetunion, will die sowjetische Fü hrung den 
Dritten Wehkrieg? Wenn ich hier mit ja oder mit nein antworten 
müßte, und nicht allein mit den Achseln zucken dUrfte , dann würde 
ich sagen: nein, sie will ihn nicht. Ich bin nicht der Meinung, daß die 
Sowjetunion den Dritten Weltkrieg will. Die Sowjetunion hat die Of­
fensiv kapazilät, ihre Land-, Luft- und Seestreitkräfte deu tlich ver­
bessert. Sie hat eine ungeheure Marineaufrllstung getriebo!n. Sie hat 
sich ein Langstreckenpotential zugelegt. Aber heißt das Krieg? Nach 
(jen Lehren der Geschichte sagt man ja immer, wenn wiche RU­
stungspotentiaJe sich aufbauen , einmal entladen sie sieh. Das stimmt 
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nicht mehr im alOmaren Zeitalter, das mag frUher einmal richtig ge­
wesen sein. Aber was will denn dann die Sowjetunion mit ihrer kost­
spieligen Rüstung. die einen ungeheuren Teil ihres Soüalprodukts 
verschlingt? 
Die Antwort darauf ist ganz einfach und mit großer Sicherheit zu ge­
ben. Die Sowjetunion baut ein militärisches Druckpotential auf, das 
ihren politischen Forderungen überall in der Welt den größten Nach­
druck verleihen kann. Es gibt für das WOrt Option keine passende 
Übersetzung, ich könnte höchstens sagen, sich sämtliche mi li1äri­
schen Anwendungsmöglichkeiten offenzuhalten. Das ist das Haupt· 
ziel der sowjetischen Rüstung. Und das militärische Ziel der sowjeti­
schen Rüstung ist es, sich sämtliche militärischen Optionen offenw· 
halten. Das ist das Hauptziel der sowjetischen Aufrüstung. 
Hier sind die Europäer herausgefordert, eine Antwort zu geben. Die 
Amerikaner zwingen uns nicht dazu. Die Amerikaner betreiben im 
Gegenteil eine Politik, die die Bundesgenossen sozusagen entscheiden 
läßt. Aber sie entscheiden ja nich t. Da kommt man dann auf so merk­
würdige Vorstellungen, daß diese Träger nur in amerikanischen Hän­
den auf europaische_ß1 Boden sich befinden sollen oder daß es neben 
de r Bundesrepublik Deutschland noch ein anderes Land dafür auf 
dem Komincnt geben muß. Wer so wie wir die Schrecknisse eines re­
lativ in der Waffenwirkung noch "harmlosen" Krieges erlebt hat -
ich sage das ganze sehr ironisch nalGrlich! - wie im Zweiten Welt­
kries, aber in keinem Verhältnis zu dem, was es heute an Zerstö­
rungskapazität gibt, der wird beschwörend aUes tun. um den Frieden 
zu erhalten. Darüber darf es niCht den geringsten Zweifel geben. Aber 
der Friede ist nicht gesichert. wenn man ihn will, und nicht umsonst 
spricht die Bergpredigt: nicht von den Friedfenigen, sondern von den 
Friedensmachern, denjenigen, die in der Lage sind. einen Frieden zu 
machen. Und der Friede wi rd nicht immer gemacht durch Nachgie­
bigkeit und Einlenken. Der Friede wird nur gemacht, wenn man von 
vornherein kla r macht: bis hierher und nicht weiter! Hätte man das 
r«htzeitig Hitler gesagt, dann bräuchte man heute keine Fernsehserie 
Holocaust aufzuführen! (. .) 

Plöl;dicher Wellerumschlag in der Welt poli lik möglich 

Dabei ist es ja nicht so, daß die Gefahr fUr den Weltkrieg aus der Ge­
gend von Passau bis LObeck kommt, die kommt nicht entlang der De­
markationslinie. Diese Linie muß bewacht werden, aber das ist nicht 
die Tür, durch die der Kriegsgott Mars am leichtC5ten hereinkommt. 
Nein, der kommt da herein, wo die Konfli kte der Großmächte und ih­
re gegensätzlichen Interessen im Mittelmeer, im Nahen, im Mittleren 
und im Fernen Osten und in Afrika aufeinanderstoßcll. Sie brauchen 
ja nur sich zu überlegen, was passiert, wenn die Sowjet union militä­
risch in den Konnikt China~Vietnam eingreift. Das gibt eine unU: 
bersehbare Entwicklung. Was passiert, wenn die westliche Welt, in 
der Energieversorgung aus dem letzten Loch pfeifend, das tUt, was 
der amerikanische Verteidigungsminister Brown als möglich und not­
wendig in Aussicht gestellt hat? Was passiert dann? Die Entwicklung 
ist nicht vorhcr kalkulierbar. Darum kann man nur sagen: Hand weg, 
Vernunft auf allen Seiten! Aber kalkulieren, wenn einmal eine militä­
rische Großkrise ausgebrochen ist, ist sehr schwer, und die Entwick­
lung noch unter Kontrolle zu haben und sie zu beenden oder in die 
richtige Richtullg zu steuern. 
Gerade deshalb mahnen wir ja immer, auch im Zusammenhang mit 
unserer Europa-Politik und unserer atlantischen Sicherheitspolitik, 
daß Entspannung weh weit sein muß, daß Entspannung nicht auf Eu­
ropa beschränkt sein kann, auf Berlin-Reisen oder Rentner-Reisen 
beschränkt sein kan ll , die alle sehr nützlich und notwendig sind, daß 
Entspannung global betrieben werden muß, und daß die Europäer, 
vor allen Dingen die Amerikaner sich nicht aus den Wellerecken der 
Weltpolitik zurOckziehen dUrfen, weil sonst die Verschiebung noch 
größere Ausmaße annimm!. Wir reden, wenll wir von Persien spre­
chen, über Öl, und das ist sicherliCh ein gewichtigC5 Argument. Aber 
noch wichtiger ist die Tatsache, daß der Iran als Eckpfeiler des ameri­
kanischen Sicherheitssystems zusammengebrochen ist und nie mehr 
in diesem Jahrhundert es werden wird, mi t Folgen. die man noch 
nicht Obersehen kann. Was passiert .denn, wenn auf der arabischen 
Halbinsel ein anderes großes öl produzierendes Land wie Saudi­
Arabien etwa in den gleichen Strudel geriete? Hier muß unsere politi­
sche Wachsamkeit, unser politisches Verantwortungsbewußtsein, un­
sere politische Reaktionsfähigkeit einsetzen. 

Ich wellLelnes: in der Weltpolitik schlägt das Wetter so schnell um 
wie im Gebirge. Man beginnt eine Bergwanderung bei heiterstem 
Himmel, man hat nqch kaum die halbe Höhe erreicht, dann plötzlich 



donnert'$ und hageh's und kracht's. Das ist auch in der WellllOl i· 
tik so. 
Deshalb mUssen die Europaer aus ihrem Schlaf erwachen, aus ihrem 
Kalorien- und Wohlstandstaumel erwachen, aus ihrer Lebensstan­
dardmythologie er",achen und mUS1Cn wieder .... issen, .... as geschicht li­
che Veram .... ortung heißt. Und z,,'ar so .... ohl im Inneren ihres Landes 
.... ie in der Einwirkung auf die Erhahung von Frieden und Freiheit in 
der Weh. Deshalb I"llhrt Herr Wehner die Panei und die deutsche Öf­
fentlichkeit irre, .... enn er sagt, die sowjetische Rüstung sei nur defen­
siv. Ich spiele nicht den Gegenpartner und sage, die sowjetische Rü­
stung ist nur aggressiv. Die sowjetische ROstung ist defensiv und ag­
gressiv. Sie baut ein ungeheures militllrisches Druckpotential auf und 
sie erlaubt den Sowjets auf allen Kontinenten, an allen möglichen 
Wetterecken der Weh slImtliche militllrische Möglichkeiten anwen­
den zu können. Diese Analyse ist zwar weniger freundlich, als die d('S 
Herrn Wehner, aber sie ist ehrlicher und dient damit der Glaubwür­
digkeit der Poli ti ker mehr als das Geschwane von der rein defensiven 
Haltung Oder dem rein defensiven Charakter der sowjet ischen Rü­
stung. ( ... ) 

Nein zur Neuordnung der ,, }-' reien Weltwirtschaft" 

Europa steht auch "or einer "'eltwirUchaft lichen Herausforderung. 
Mit dem Machtwechsel im Iran ist auch eine neue Runde in der Aus­
einandersetzuna um die künft ige Weh wirtschaftsordnung, im Ringen 
um die Sicberuna der Energie- und Rohstoffversorgung eingeleitet 
worden . Nicht nur damit, daß jetzt die Öllieferungen aus dem Iran 
für Israel und SOdafrika entfallen: der neue Ölschock, der bevor­
steht, trifft die Weltwirtschaft in einer labilen Lage. Nach dem Jah­
resgutachten des Sachverstlndigenrates wird 1979 in den westlichen 
Industrieländern das Bruttosozialprodukt um J bis 3,5 Produkt zu­
nehmen, das Volumen des Welthandels um 5 bis 5,5 Prozent mlßig 
wachsen: sich die lnnation beschleunigen. im Durchschnitt 6,5 Pro­
zent; die Arbeiulosigkeit wird "'ehwei t hoch und unvmndert blei­
ben. Aber selbst diese alles andere als erfreuliche und ermutigende 
Prognose ist ja heute, wenige Wochen nach dem sie gegeben worden 
ist, nur mehr Altpapier, nur mehr Makulatur. Es droht eine ErdOlver­
soraungslOcke. Und wenn sich die Dinge im Mittleren und Nahen 
Osten weiterverschieben, dann nimmt das .... ieder dramatische Aus­
maße an. (. , .) 
Rund ein Viertel des gesa mten amerikanischen Außenhandelsbilanz­
defizits geht auf die Ölimporte l.urOck. Die USA haben 1978 bereits 
40 Milliarden DQlhn, das sind Ober 70 Milliarden "'Iark, allein fIIr 
Öl importe ausgegeben. Wenn hier die Preise wieder dramatisch stei­
gen - und sie werden steigen -, stehen wir vor einer neuen ungeheu­
ren lklastullg. Die zweite. noch größere Gefahr ist es aber, daß am 
Ende des nat ionalen Weil laufs um die Schließung der Versorgungs­
lücken die westlichen IndustrklJlndcr endgültig unfllhig sein ,,'erden, 
~u einer gel1leill~a!l1en Energie- und Rohstoffpolitik zu finden, die 
unserer Übeneugung von der Überlegenheit ei ner liberalen, arbeit­
steiligcn Wehwirl.' .. :haft gegenllber planwinschaftlichen, kollektivisti­
schen WirtSl>hallsordnungcn entspricht. ( ... ) 
Erinnern .... ir uns: l)ie I'"ordn-ung nach einer neuen Wehwirtschafl­
sord nung und nach in1erna1ionalen Rohstoffabkommen hat ihre voI­
le Schubkraft damals im Zusammenhang mit der Ölkrise 1973/74 Cf­

reich1. Wa.!; hier auf uns zukommt. wenn die 18 wichtigsten indu­
striellen Rohstoffe in Zukunft planwirtschaftl ich erfaßt, gelagert, 
verwahet, ,'er1ei lt werden sollen, weil die Rohstoffljnder glauben, 
daß sie damit eine Stabilitllt der Preise erzielen werden, kann man 
sieh vorstellen. Dabei werden sie nur eins erzieltn: eine endlos an­
wachsende Flut von Bürokra ten. Wenn man - ich bin kein Gegner 
der Agrarmarktordnung - die Schwierigkeiten mit den Agrarmark t­
ordnungen welt"'eit auf die I 8 wichtigsten industriellen Rohstoffe an­
wendet, dann kOnnen wi r zuhause freie Wirtschaft haben wie auch 
immer, in Wirklichkeit fOh rt der Weg zu einer weltweiten Planwirt­
schaft über die Bewirtschaftung dicscr 18 großen Rohstoffe. Hier er­
heben wir gegen die Regierungen der Industrieländer den Vorwurf, 
daß sie dicscn Forderungen zustimmen, um wieder einmal ein Jahr 
Ruhe zu haben, um wieder von der einen Konferenz zur nächsten 
Konferen~ sich freuen zu können, in Wirklichkeit aber mangels Ehr­
lichkeit die Entwicklungsländer auf falsche Bahnen locken und damit 
das Problem noch weniger lösen und noch weniger lösbar machen als 
es jemals gelÖSt .... orden ist. 
Das sind die Vorstellungen auch, die im Rahmen des Nord-SOd­
Dialogs des Will)' Brandt und seiner Kommission ge .... ä lzt werden. Sie 
wissen, daß ich nicht nur in Weiß-Afrika, sondern auch in Schwarz-

Afrika viele freundschaftliche und gute Beziehungen habe. Das Pro­
blem iS1 nicht das, was mir n~ulich der Direktor der UN I 00, der Uni­
ted Nations Industrial Dcvelopment Organisation, sagte, daß man 
mehr Gelder auf"'enden maßte fOr industrielle Investitionen. Das ist 
nicht das Thema. Das Thema der Ent .... icklungshi lfe ist, in den Ent· 
wicklungslandern eine wissenschaftlich- technisch-industrielle Füh· 
rungsschicht heranzuziehen und darunter eine Schicht des mittleren 
ManagementS, der Handwerkn-, der Techniker, der Facharbeiter. In 
einem Land der Drillen Welt - ich möchte es jetzt nicht nennen -
hat man dem der Wirtschaft unkundigen Präsidenten gesagt: " Das 
Land wird einen gewal tigen FOflschriu machen, wenn es eine Raffi­
nerie bekommt." Jetzt hat man die Raffinerie gebaut, fllr eine Vier­
telmilliarde Mark , jetzt steht sie still, weil sie kein Öl hat. Andere ha­
ben ihm wieder erzllhlt: " Sie brauchen ein Stahlwerk." Das Stahl­
werk is t fOr 400 Millionen Mark gebaut worden, es steht st ill, weil sie 
keine Eisenerze haben. Das Problem ist nicht, eiMach industriell zu 
inv('Stieren in der Dritten Welt, das Problem ist, so zu inv('St!eren, 
daß diese Invcst itionen dann auch tatslIchlieh einen volkswirtschaftli­
chen Sinn fOr das Land und für die Weltwirtschaft haben. Da bin ich 
allerdings der Meinung, daß Ober 50 Prozent der Entwicklungshilfe 
hier mit Sicherheit in die falschen Kanäle geht. 
Wir wenden uns gegen diese neue Wirtschaftsordnung, denn sie 
bringt nur bürokratische Bevormundung, kollektivistische Gleichma­
cherei, materielle Verarmung bei gleichzeitiger Ausbeutung der 
menschlichen Arbeitskraft, Flltterung einer unübersehbaren Herde 
von Funktionären: und schließlich rOhrt sie zur ideologischen Gleich­
macherei. Eine freie Wel twirtschaft liegt auch im [nteresse der Drit­
ten Weh. Auch hier ist Europa gefordert. Denn EuroPa, ist zusam­
menaenommen der grOßte Welthandelspartner. Allein die Bundesre­
publik Deutschland hat einen Außenhandel, der genauso groll ist wie 
der der Vereinigten Staaten von Amerika. Zur Zeit steh"n wir sogar 
unter den Außenhandelsnationen an erster Stelle in der WeiL Die 
kleine Bundesrepublik, Darum wird die innere Ordnung Europas fII r 
die Zukunft der Weltwinschaft von einer ungeheuren und nicht zu 
Obersehenden Bedeutung sein. ( ... )" 
Zit. nach: Bayernkurier, München, 10. J. 1979) 
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Rainer Falk 

Weltpolitik und 
Entwicklungspolitik der CDU/CSU 

Sollte der heutige entwicklungspolitische Sprecher der COUI 
CSU-Bundestagsfraktion l OTgen Todenhöfer jemals Bundesmi­
nister fü r wirtschaftliche Zusammenarbeit werden , so sagte die 
Winschartsministerin von Botswana, G03tsitwe Chiepe, vor 
zwei Jahren bei einem BRD-Besuch, dann wäre dies ein trauri­
ger Tag Hlr die Bundesrepubli k . 
Mit der Nominierung von F. J. Strauß zum Kanzlerkandidaten 
der CDU/ CSU scheint diese Perspektive in den Bereich des 
Möglichen gerUckt. In einerri Kabinett Strauß ist J . Todenhöfer 
fü r ein solches Ministeramt vorgesehen. 
Bereits zu einem Zeitpunkt, als die internationale Position der 
BRD noch durch die Formel vom "Juniorpart ner der USA" 
umschrieben wurde, in der Mitte der 60er Jahre, formulierte F. 
J . Strauß den alten imperialen Anspruch auf eine weltpolitische 
" FUhrungsrolle". Er tat dies mit den Worten, daß es "auf die 
Dauer kein Deutschland geben (kann), das wirtschaftlich ein 
Riese und politisch ein Zwerg ist" . I Heute konstatiert er: "Wir 
sind nicht Befehlsempfänger, sondern die Partner der Ameri ka­
ner." l 
Die Strauß'sche Forderung aus seinem "Entwurf für Europa" . 
"Deutschland" müsse wieder "eine Rolle in der Welt spie­
len" l, scheint heute bereits weitgehend Wirk lichkeit geworde.n 
zu sein. Aufgrund der außenpolitischen und ökonomischen Po­
si tionserweiterung der BRD reklamiert seit Beginn der 70er Jah­
re auch die sozialliberale Regierung, H . Schmidt/ H . D. Gen­
scher immer unverhohlener jene .,Führungsrolle" fOr die Bun-
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desrepublik. 4 Sie zeigten sich sogar willens, Expansionsinteres­
sen selbst gegenüber der Führungsmacht USA durchzusetzen, 
etwa · als es im Falle Brasiliens um die Sicherung von Ex­
portaufträgen für die westdeutsche Kernreaktorindustrie ging. ' 
Gleichwohl blieb die Variante Strauß als Verkörperung eines 
noch r"ocksichtsloseren Programms der BRD-Außenexpansion 
auch während dieser Periode eine prinzipell mögliche Opt ion in 
der Hinterhand der herrschenden Klasse . Während sich in ihren 
Augen die sozialliberale Koalition gerade durch ihre Fähigkeit 
zur Integration und nexiblen Anpassung an welt pOlitische Rea­
litäten legitimiert , also die Expansionsinteressen und Machtan­
sprüche des westdeutschen Kapitals nach außen gleiChsam unter 
den geringsten " Reibungsverlusten" zur Geltung zu bringen 
sucht, bekennt sich das außenpolitische Programm Strauß of­
fen zur Konfrontation und Polaris ierung (siehe auch" Welt po­
litische Di ktion des F. J. Strauß" in diesem Heft). 

Die " großen Herausforde rungen" 

Beide Varianten treffen auf eine welt politische Situation, in der 
die Grenzen des Expansionskurses der Herrschenden der BRD 
zusehends sichtbar werden. Solche Grenzen zeigen sich heute 
etwa im wachsenden Widerstand gegen westdeutsche Hegemo­
nieansprüche in Westeuropa, in der Nichtzugehörigkeit Bonns 
zu den Atomwaffen-Großmächten, in der gewachsenen Stärke 



des sozialistischen Lagers, in erfolgreichen revolutionären Ent­
wicklungen in der Driuen Weh, in der Tiefe der Krise der kapi­
talistischen Weltwirtschaft , der Energie· bzw. Ölkrise oder in 
der Forderung der Entwicklungsländer nach einer neuen Weh­
wirtschaftsordnung. In einer solchen Situation droht sich das 
integrat ionistische und realitätsbezogene Instrumentarium der 
sozialliberalen Außen- und Entwicklungspolitik als stumpf und 
unwirksam zur Überbrückung der wachsenden Interessengegen­
sätze zu er ..... eisen. Reagien das sozialliberale Lager darauf mit 
der Aufgabe wesentlicher Elemente seiner ursprOnglichen Poli­
tik und dem Übergang zur verstärkten Konfrontation - wie 
das etwa für die Entwicklungspolitik seit dem Eppler-Rücktrin 
nachgewiesen werden kann -, dann trägt dies zur Vergröße­
rung der Chancen eines Programms, wie es von F. J. Strauß re­
präsentiert wird, bei. 

Die angesprochenen Grenzen imperialistischer Politik, die das 
Ergebnis objektiver und gesetzmäßig verlaufender Entwick­
lungsprozesse sind, werden in F. J . Strauß' weltpolitischem 
Konzept - und hier liegt ein wesent licher Unterschied zur so­
zialliberalen Variante - nicht realistisch in Rechnung gestellt; 
sie werden zu "großen Herausforderungen" dramatisiert. 
F. J . Strauß bietet, wie gezeigt werden Soll, zur Lösung dieser 
Probleme ein weltpolilisches Konzept an, das - abenteuerlich 
und wesenlliche Realitäten und Kräfteverhältnisse ausblendend 
- erneut die trügerische Hoffnung des deutschen Monopolka­
pitals auf welt ..... eite Herrschaft wachruft. 
Zunächst einmal ist da die "große sicherheitspolilische 
Herausforderung6". Diese besteht nach F. J. Strauß vor allem 
darin, daß der Entspannungsprozeß insbesondere in Afrika, 
Asien und Lateinamerika nicht zu einer Befestigung des gesell­
schaftlichen Status quo geführt hat - was als Ergebnis sowjeti­
scher .. Machtpolitik" ausgegeben wird - und daß die Füh­
rungsrolle der USA nach Vietnam bedeutend geschwächt wur­
de. Hier propagiert F. J . Strauß ganz offen eine Ausdehnung 
des Kompetenzbereichs der NATO in die südliche Hemisphäre: 
" Die Vorgänge außerhalb des NATO-Rahmens in hohem Nor­
den und vom Mittclmeer bis zum Kap sind fUr unsere Sicherheit 
mindestens so wichtig wie die Truppenstärken diesseits und jen­
seits der Demarkationslinien innerhalb Europas. "1 

fürsp reCher eines offenen NATO-I nterventionismus 

Die geforderte "Neufassung der atlantischen Verteidigungs­
doktrin" · macht es aber erforderlich, .. daß wir Europäer uns 
endlich von der Mentalität befreien müssen, daß die Amerika­
ner alles an unserer Stelle zu tun, für uns zu leisten hätten, und 
wir uns deshalb eigenes Machtdenken ( !) und eigenStändige (!) 
Verantwortung durch eine Assekuranzprämie in Gestalt eines 
seitrags zur NATO ersparen kOnnten." 9 Die darin inbegriffene 
Neudefinition des "Part nerschaftsverhältnisses" USA -
Westeuropa (mit der BRD an der Spitze) schließt die "Bereit­

schaft der Europäer ein, mit den USA wehpolitische Verant­
wortung wenigstens regional zu teilen. "10 Hinzu tritt als weite­
rer Kernfaktor einer nunmehr .. muhipolaren" Welt die VR 
China, die als Alliierter der NATO protegiert werden soll (siehe 
detailliert J. Reuschs Beitrag zu China). Von hier aus ist es nur 
n<x;h ein kleiner Schritt zu dem von J. Todenhöfer offen propa­
gierten Ölkrieg (siehe Kasten zu J. Todenhöfer). 
Es bedarf ange.sichts dieser aggressiven Elemente der CDU/ 
CSU-Weltma.;htkonzeption wohl kaum der Erwähnung, daß 
im Falle ihrer Verwirklichung der Entspannung, die nach An­
sicht der von F. J . Strauß repräsentierten Kräfte ohnehin 
"niehts gebracht" hat, ll ein jähes Ende bereitet würde. Ein so 
von neuem entfachter Kalter Krieg könnte sehr schnell zu einem 
heißen Krieg werden. 
Der Ernst der Lage wird dadurch erhellt, daß das Programm 
Strauß zu einem Zeitpunkt zur Sache eines wesentlichen Teils 
der Herrschenden hierzulande geworden ist, zu dem der 
militärisch-indust rielle Komplex und seine politischen 'Reprä­
sentanten in den USA zum "endgUitigen Angri ff auf das 

Vietnam-Syndrom" blasen und der allgemeine Trend der US­
Politi k ohnehin in die Richtung einer Wiederbelebung imperia­
ler IllIervent ionspolitik geht. 
Ein Programm der Konfrontation und des offenen Interventi0-
nismus - wie F. J . Strauß es vorschlägt - ist auch in der Bun­
desrepublik nicht durchzusetzen ohne eine chau vinistisch auf­
geladene Massenstimmung, die Bereitschaft schafft, den bra­
chialen Expansionskurs - in Verkennung ihrer eigenen Interes­
sen - mitzutragen. Dazu aber bedarf es der Stil isierung irratio­
naler Feindbilder und Ikdrohungsvorstellungen. Hier liegt der 
eigentliche Sinn der von F. J . Strauß mit meisterlicher Demago­
gie gezeichneten welt politischen Krisenszenarios. 
Die "welt wirtschaftliche Herausforderung" besteht filr ihn ein­
mal auf dem Gebiet der Rohstoff- und Energiepolitik, zum an­
deren im "künstlich verschärften Nord-Süd-Dialog." Daß es 
dabei um mehr geht als um die bloße, und als solche legitime 
Sorge, die Rohstoffversorgung der Bundesrepublik zu gewähr­
leisten, wird durch den Hinweis deutlich, die Vorgänge auf die­
sem Gebiet bedrohten und lähmten auch "unsere wirtschaftli­
che Entscheidungsfreiheit". 12 

"EntS<' heidungsfreiheit" zum Ölk rieg 

Die "wirtschaftliche Entscheidungsfreiheit" des bundesdeut­
schen Kapitals ist in der Tat qurch den Wegfall des billigen Öls 
aus dem Nahen und Mittleren Osten beeinträchtigt worden; sie 
aber ist der entscheidende Fixpunkt imperialen Denkens. Um 
hier "den Datenkranz für unternehmerisches Handeln zweck­
mäßiger als bisher" zu gestalten, wie der BOI fordert, muß der 
Ölkrieg einkalkuliert werden. Denn, so.F. J. Strauß: "Wer den 
Ölhahn in' der Hand hat, der entscheidet darüber, ob die Euro­
päer in Frieden und Wohlstand und gesicherter Zukunft leben 
können oder ob Europa auch zum Krisenherd wird." 
Hier steigert sich also die Sorge um unternehmerische Profite 
und politische Macht in eine geradezu apokalyptische Bedro­
hungsvision, in der "Europas letzte Chance" sich letztlich an 
der Frage der Bereitschaft auch zum militärischen Abenteuer 
entscheidet. Il 
Und deshalb mit dem Bezug auf die Zaire- Intervention des Jah­
r~ 1978 .. die entscheidende Frage": " Ist die Bundesregierung 
bereit, in Zukunft , wenn solche Krisen kommen, gemeinsam 
mit unseren französischen Nachbarn - ich rede nicht von 
Abenteuer, ich rede nicht von Expeditionen und ähnlichen Din­
gen; ich weiß was das heißt - auch dann Verantwortung in 
Afrika zu Obernehmen, wenn man sich die Kri tik der UNO zu­
ziehen kann und wenn man um der europäischen Sicherheit und 
der Freiheitsinteressen Afrikas willen auch einmal ein gewisses 
Risi ko (!) auf sich nehmen muß? Das ist die entscheidende Fra­
ge. " 14 
Deutlicher kann die Abenteuerlichkeit. die Unberechenbarkei t, 
die unverhOllte Bereitschaft zum Spiel mit dem " Risiko", zur 
Inkaufnahme auch eines Weltbrandes kaum noch ausgedrückt 
werden. Hier wird sichtbar, daß das Programm Strauß eine 
Herausforderung nicht nur fOr die Friedenskräfte schlechthin , 
sondern für alle Entwicklungsländer, fOr alle nationalen Befrei­
ungsbewegungen bedeutet. Dieser Gefahr muß begegnet wer­
den, wenn weltweit das gemeinsame Interesse an gleichberech­
tigter Kooperation und Fortschritt zur Geltung gebracht werden 
soll. 
In den Konlext des weltweiten anti revolutionären Interventi0-
nismus und Krtsenmanagemenu, wie es F. J. Strauß und den 
ihn !ragenden Kräften vorschwebt, ordnet sich auch das Kon­
zept der CDU/CSU zur Entwicklungspolitik ein, sofern diese 
dann Oberhaupt noch ihren Namen verdient. Denn hier handelt 
es sich um nichts anderes als eine o ffe.n reaktionäre Instrulflen­
talisierung der staatl ichen Entwicklungshilf(" für die Durchset­
zung jener "Ordnung", die F. J . Strauß u.a. im Auge haben. 
Eine schlichte Neuauflage der Hallstein-Doktrin aus den SOer 
und 60er Jahren ist heute angesichts der Realitäten zwar kaum 
noch möglich. So wie aber zur Zeit der Hallstein-Doktrin die di-
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Konrad-Adenauer-Stiftung 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. (KASl wurde 1962 von führen· 
den CDU·Kraftcn gegrUndet. Wie die Stiftungen der anderen SUII­

destagsparteien (Hanns-Scidl.StiflunglCSU; Friedrich-Naumann­
Stiftung/FDP; Frie<!.rich·Ebcn·SIi(tung/SPDj (ullJien die KAS au· 
Benpolilisch als verllngerler Arm der offiziösen BRD-Diplomalie auf 
Gebieten, in denen man das ofriziellc Engagement scheut. 

l le l der KAS ist es, die "Orundwerll:" der CDU im In. und Ausland 
zu verbreiten: fIlr die Drittt Weh heißt das Propagierung der "sozia­
len Marktwirtschaft". der Sozialpartnerschaft und des "Modells 
Deutschland". also der Markem:eichen der neokolonialistischen 
BRD-Außenpolitik . Dies erfolgt insbesondc'fC über die enge Zusam. 
menarbeit mit chrisldemolualischen und konservativen Organisatio­
nen, wobei als HauptanknUpfungspunkt die FOrderung von Fllh· 
rungskräften aus Gewerkschaften, Genossenschaften, Parteien, Uno 
ternehmer·, Jugend·, Studenten· U. a. Organisationen ist. 

VorstAnd: Vorsitzender: Bruno Heck (Mitglied des Bundestages): 
Stellvertreter: Manfred WOrner (Vorsitz auch im Verteidungsaus· 
schWl des Bundesta,es); Mitglieder: Helmut Kohl (CDU· 
Bundcsvorsitunder), Kai Uwe von HasseI (PrlIsident der Europaj· 
scllen Union Christlicher Demokraten) U. a. fUhrende CDU· Vertreter 
aus Rüstung, WirlSchaft und Polilik. 
Büro rür Interl ltlonalc Zusammen.,bf]t, koordiniert und leitet beim 
KA5-Vorstand die Auslandsakt iyität folgender KA5-1nstitu!ionen: 
Institut rUr Internationalc'Solldarltät (lJS) (,egr. 1962), Hauptträger 
der KA5-Auslandsllti,keit in Asien, Afrika, Llleinamerika und Eu· 
ropa. Eilt: 43,2 Mio DM (52.,. des KA5-Gcsamtetal5). Hauptziel· 
gruppen in der Dritten Welt sind Unternehmcrorganisationcn, Ge­
werkschaften und Massenmedien. 
IIlSt1tut rür aqabtcn: -.rdcruo, (IBK) (gegr. 1965), fUhrt die Ausbil· 
:lung von Führungskadern aus Enlwid;lungslllndern rar SchlUBelpo­
silionen in Wirtschaft und Gesellschaft mit 12 Mio DM (iS.". des 
KA5-Gesamtetats) durch. 
Polldsche Akademie Elchho l~ (PAE) (gegr. 1962), organisiert die 
poli tisch·ideologische Massenpropaganda der CDU im Ausland und 
in der BRD mit 4,5 Mio DM (5"" des Gcsamtetalli). Hauptzielgrup­
pen sind Funktionllre von Jugend·, Studenten· und Frauenorganisa· 
tionen, auch breite Wlhlerschichten. 
SozlalwWeDKhaftllchcs f'o,.hun,!linsti tut (,egr. 1967), ist vor allem 
in der BRD mit Wahlau$wertung, Umfragen, Datenyerarbeitung 
U$W. beschllftigt, ebenso wie das 
Institut rür Kommunllwimnschaften (gegr. 1971) (BR o. 
Innenpolitik) und das Bildun,swl'rt ( .. Erwachsencnbildung"). Das 
Archiv für ehri5t1kh·drmokratischl' Poli tik sammelt und bereitet fUr 
die gesamte KAS-Tätigkeit relevantes Materlai aus dem In· und Aus­
land vor. 
flnanderung '(Stand 1975): 
BundC;iministeriwn ru r Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Bundesministerium des Inneren 
Auswärtiges Amt 
Sonst. Haushalt 
LInder, Kommur1en, Spenden, Sonstiges 

Insgesamt 1975 (1965: 4,S' Mio DM, 1978: 82,4 Mio DM): 

MioDM 
39,4 
13,7 

Mit rund 350 FunktiOnllren aus der BRD und etwa I SOO Mitarbeitern 
auslllndischer Organisationen an KA5-Projekten unterhllt die KAS 
·Stüupu nkte vor allem in Lateinamerika (Argent inien, Bolivien, Bra· 
silien, Chile, Ekuador, Kolumbien, KostaTika, Mexiko, Paraguay, 
Peru, Verne:wela), aber auch in Afrika (Ägypten, Gabun, Ghana, 
Kamerun, Kenia, Nigeria, Ruanda, Tansania, Zaire) und Asien (In­
doncsien, SUdkorea, Malaysia, Philippinen, Singapur, Sri Lanka, 
Thai land). 
AUS11'wihite Akti,-jtiltn : Im Gtwerksc:hartsbt r~kh bis 1915 Finan· 
zierung der dem Thieu·Rcgime in Slldyietnam unterstellten Vielna· 
mcsischen Konfoderation der Arbeit (CVT), in Zaire ge ..... erkschafts· 
politische Schulung von FUhrungskraften und von - 1973 alleine 
5 0IJ9 - Betriebsräten. In Chile und Ekuador gegenwllrtig Ausbil . 
dung regime· und konzcrntreuer Gewerkschafter (vgl. Elkuador •. 
Analyse in AlB, Nr. 11 · 12/ 1979). W. hlhil fe 1964, 1970, 1973 in Chi· 
le rUr die ChriSldemokralische Partei (PDCl lind Mitfinanzierung 
von Kampagnen gegen die Unidad Popular vor dem Militärputsch. 
WahJhilfe ebenfalls in Ekuador, Lesotho und Venezuela. 
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plomalische Anerkennung der DDR zum Abb ruch der Ent­
wicklungshilfegelder fühne, so soll Entwicklungshilfe heUle als 
politisches und ökonomisches Erpressu ngsinstrument gegen alle 
Regierungen der Drillen Weh fungieren, die sich auch nur zag­
haft auf sozialis tische Vorstellungen orientieren. Unter dieses 
Verdikt wOrden akluell "in erSler Linie" alle die "Länder der 
Drillen WC'!t (fallen), in denen sog. Freischärler ausgebildet und 
mit Waffen ver~hen werden. " 15 Konkret hieße das: Auo.:ündi­
gung der ..... estdeutschen EntwicklungShilfe für die Frontslaaten 
Sambia, Tansania und Botswana. 

Nach der Entwicklungspolilischen Konzeption der CDU vom 
14.6. 1976 wird zum Maßstab fOr die Gewährung von Emwick­
lungshilfe "auch, ob sie der Förd erung freiheitlicher und sozial· 
gerechter Infrastrukturen dient, und die wesentlichen außenpo­
litischen und sicherheitspolitischen Interessen der Bundesrcpu. 
blik DeUlschland gewahrt werden ." Dies heißt rigorose Kon­
zentration der Mittel auf solche Entwick lungsländer, die am 
ehesten dem Leitbild d es "christ lich.demokratisch·sozialen" 
Modells entsprechen: "Wo immer Regierungen der Entwick· 
lungslanuer bereit sind, die P rivatinitiative der Menschen und 
sozialen Gruppen zu fördern und ihre Polit ik auf das Ziel einer 
sozialen marktwirtschaftlichen Ordnung auszurichten, sollte 
di~ Bundesrepublik DeUischland diese Politik besonders untcr­
stUtzen." 16 

Entwicklungshilfe als " Ordnungshilfe" 

Daß es sich hierbei um eine Stratcgie der "Einwirkung" han­
delt, wird im Ko nzept der C DU unumwunden zugestanden. 
"Die Legitimität einer solchen Einwirkung·~. heißt es dort, be· 
ruhe u .a ... auf der Orientierung dieser Einwirkung an den in­
ternational anerkannten politischen Grund- und Menschen­
rechten." Die Dreist igkeit, mi t der hier etwa die P rinzipien d<:r 
UN-Charta für die Rechtfertigung der Einwirkungsstrategie der 
C DU/CSU reklamiert werden, ist offenkundig; gemeint ist 
nämlich - wie gleich in der Präambel des CDU-Konzepts zuge­
standen wird - "die Ausrichtung der entwicklungspolitischen 
Maßnahmen an unseren Grundwerten" . 11 Und die sind nun al· 
lemal nicht identisch mit den dh'ersen Menschenrechts· und 
Völkerrechtskodices, wie sie unter dem Druck eines veränderten 
Kräfteverhaltnisses auf der Ebene der Vereinten Nationen zu· 
stande kamen. 1I 

Was der reale soziale und klassen mäßige Gehalt der von der 
CDU auch a ls Basis der Entwicklungspolit ik propagierten 
"Grundwerte" Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität ist, ent­
larvt sich ~hr schnell, wenn etwa J Urgen TodenhOfer ausge· 



rechnet die neokolonialiSlischen Modellstaaten Taiwan, Singa­
pur, Bras il ien, EifenbeinkUste und SUdkorea a ls in seinem Sin­
ne erfolgreiche "Modelle" anpreist. 19 

In allen diesen Fallen ist Freiheit gleichbedeutend mit der "Frei­
heit" der einheimischen und internationalen Konzerne auf un­
gehinderte Ausbeutung der Werktatigen_ Die offizielle Doktrin 
der südko~anischen Militars, man müsse Generationen von 
Arbeitern ,,\'erheizen", um den Anschluß an die kapitalisti­
schen Industriestaaten zu finden, sprichI hier eine sehr deulliche 
Sprache. In allen diesen Fallen meint "Solidaritat" nicht das 
Recht der Abhängigen zum gewerkschaftlichen Zusammen­
schluß, sondern a llenfalls paternalistische Hinwendung der Un­
ternehmer zu ihren "Untergebenen" .• ,Soziale Gerechtigkeit" 
besteht hier nicht einmal in einem von oben verordent en Min­
destrnaß an sozialer Sicherung, sondern ist aufgrund der sich 
aus den brutalen Wachstumskonzeptionen zwingend t:rgeben­
den krassen POlarisierung der Einkommens- und Besitz.verhält­
nisse schlicht nicht vorhanden. 
Zum Kernziel der "christlichen " Variante neokolonialistischer 
Polit ik wird vor dem Hintergrund dieser Einwirkungsstrategie 
die "Aufzucht" einer abhängigen, kollaborationsbereiten und 
an den reaktionären Leitbildern der "abendländischen Zivilisa­
tion" ausgerichteten " Führungsschicht" in der Dritten Welt: 
"Das Thema der Entwicklungshilfe," so F. J . Strauß, "ist, in 
den Entwicklungsländern eine wissenschaftlich-technische Füh­
rungsschicht heranzuziehen (!) und darunter (!) eine Schicht des 
mittleren Managements, der Handwerker, der Techniker. der 
Facharbeiter.' '11) 

Das hierin sich ausdrückende autori tar-hierarchische Gesell­
schaftsbild bestimmt auch das Weltbild von Strauß. Das Dilem­
rna besteht rür ihn heute noch in einer "Verantwonungsflucht 
der Kolonialrnachte". Not. Elend und Hunger in der Dritten 
Welt sind für ihn nicht Folgen der Kolonialherrschaft, sondern 
gerade umgekehrt "eine Folge der Tatsache dieses unvermittel­
ten Übergangs von der Kaseglocke des Kolonialzustandes in die 
Freiheit". die "plötzliche Entlassung in die Freiheit. für die 
rnan keine Vorsorge getroffen hatte." 

Die Apologetik des Kolonialismus wird ungeschminkt, wenn F. 
J. Strauß "die große Zivilisationsleistung" gerade in solchen 
Ländern preist , in denen sich koloniale und quasikoloniale 
Herrschaftsverhähnisse noch verhältnismäßig lange aufrecht er­
halten konnten oder heute noch existent si nd, wie in den portu­
giesischen Koloni\!n oder im Südlichen Afrika. Entwicklungs­
politi k fungiert hier gleichsam als Nachvollzug von Kolonisa­
tionsaufgaben im Zeitalter der nationalen Befreiung. 
Die Kontinuitätslinie zur Kolonialherrschaft ist jedenfa.lls unge­
brochen. Auch heute noch gilt: "Wir müssen lernen, den Regie­
rungen, die dort regieren, den Weg zu weisen." Und: .. Es kann 
doch nicht jeder für sich allein die Politik seines Landes bestim­
rnen.'·~1 

. ·o rderungen der Drillen Weil: . , unm ora lisch' ; 

Keinen Zweifel, wer in der Welt wirk lich etwas zu sagen und zu 
beslimmen hat, möchte F. J. Strauß auch lassen, wenn es um 
die Forderung der Dritten Welt nach einer neuen Internationa­
len WirtSChaftsordnung (N IWO) geht: "Solange aber die Dis­
kussion über die sogenannte Neue Welt wirtSChaftsordnung rn it 
diesen ideologischen Irrwegen und mit dem Ballast psychologi­
scher Kriegsftlhrung befrachtet ist, bestehen wenig Aussichten 
fUr eine Übereinkunft der weltweiten Staatengemeinschaft. die 
der friedl ichen Entwicklung dienen, der VerSChärfung der Pro­
bleme der armen Ulnder entgegensteuern und eine Weiterent­
wicklung zu einem großen, weltweiten Konnikt verhindern kön­
nen." 22 
Während etwa im Godesberger Programm der SPD eine Neu­
verteilung des Weltreichturns als unumgänglich hingenommen 
wird und auch die Verhandlungsstrategie der sozialliberalen Re­
gierung zumindest von der Notwendigkeit zu Zugeständnissen 
auf bestimmten Gebieten ausgeht, setzt F. J. St rauß auch hier 

Hanns-Seidel-Sliftung 

Die Hanns-Seidel -Stiftung (HSS) wurde 1961 von CSU-Vorstands­
mi tgliedern als eingetragener Verein (e.V.) gegrllndet. Diese Rechu­
form wurde sewllhh, um Finan~en und TlItigkeit nicht offenlegen zu 
mllssen. Sie ist als semeinnüt~is anerkannt. Die Gründuns erfolgte in 
dem Jahr, in dem der Bundestag die Slaalliche FOrderung der Partei­
enstiflungen beschloß und das Bundesverfassungsgericht die Partei­
enfinanrierung einschranktc. Durch die vo1lise Ausgliederung der 
Bildung5arbeit aus der CSU sollte eine finanzielle Entlaslung der Par­
tei erreicht werden. 
Vonl. nd : VorsilZender: Frit~ Pirkl (bayristher Arbeiuminister); wei­
tere Mitglieder: Franz losef Strauß. Gcrold Tandler (bayristher ln­
nenminister). Siegfried LenSI (GcschUtsführer). Christoph ROder, 
Duo VOA Habsburg (Leiter der AbleilunS fllr internationale Beses­
nung und Zusammenarbeit). Monsignore losef Grillmeier . 
Die Stifluns unterhalt folgende Instilutionen: 
Bildungs .. -r rk , organisiert die Bildunparbeit der CSU; 1975 dhhe sir 
Ilber \S ()()() Seminarteilnehmer . 
Akadrmlr für Polilik und Ztltgrsc:hcht n, leistet wissenschaftliche 
Zuarbeit rllr·die CSU, in geringerem Maße StudienfOrderung, und 
gibt wissenschaftliche Publikationen heraus (z. B. Sonderhefte llber 
China und Chile). 
In5 tllll i rür Internat lonalt Stiegnu ng und ZlIsammtnarbelt, expan­
diert seit t913 sehr stark, nachdem es bis dahin ein Schauendasein ge­
fllhn haue. CSU-Md ß Aigncr: "Wir ~ersuchen jetzt einigermaßen 
(mit der KAS) gleichzuziehen." 1975 waren 8 Mitarbeiter im Ausland 
beschäftigt; es Sibt etwa 76 ehrenamtlich betriebene AußensteHcn auf 
der Welt. Der Ausgabenanteil betrug 1975 1 ~o, stieg jedoch seither 
stark an. 
Hnanu n (1915) 
Bundesministerium des Inneren 
Rest Bund 
Ulnder, Kommunen, Spenden 

MioDM 
6,01 
O,tl 
1,24 

7,42 
tnzwischen erhllt die HSS allch Miml vom Ministerium fIIr wirt­
schaflliche Zusammenarbeit (für das Togo-Projekl z. B. 3,2 Mio 
DM). 
Die HSS unterhält uhlreiche Kont.klr im Ausland zu Politikern, die 
der lußersten R«hten luzur«hnen sind. In den USA sind dies Sena.­
toren .... ie Barry Goldwater und Strom Thurmond, in Italien neben 
Vertretern des r«hten Flügels der Christdemokraten Politiker wie 
das Ex-Mitglied der fasthististhen MSI, Mario Tedeschi, in Spanien 
Franco-Anhinger .... ie Fraga Iribarne oder Frederico Silva von der 
Alianza Popular, in Gri«henland ehemalige Mitglieder der fasthisti­
schen Junta. 
StÜtzpllnkle der HSS im Ausland befinden sich in Ägypten (Nilstif­
tung), Togo, Zaire, Namibia, Zimbab .... e. SIldafrika, Chile. Argenti­
nien, Philippinen, West-Sampa, Fidsthi-Inseln, Türkei und Papua­
Neuguinea. 
SCh .... erpunkte ihrer Aktl~ltiiten; In Togo wurde mit Sonner Hilfe die 
nach dem Staatsprasidenten benannte " Fondation Eyad~ma" ge­
grUndet, die eine VerwaltunSssthule betreibt. Auf den Philippinen 
versucht die HSS, ein landwinschafitiches Genossenschaftssystem 
nach dem Raiffeisen-Modcll auf~ubauen. In b irt unterhalt sie eine 
ense Zusammenarbeit mit Staatschef Mobutu, medizinische Hilfe, 
Ausbildllng von Krankensch ..... estern in der BRD. 
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J. G. Todenhöfers PI~idoyer für eine US-Eingreiftruppe 

Am J. 8. 1979 f!rklllrlf' der f'mwick/rmgspo/jrjs('he Sprrxher der 
CDUICSU-Bundeslagsj'raklion, Dr. Jtlrgen Gerhard TQdenhiJ/er. 
gegenaber der Weil um Sonn/ag: "Die Schaffung eines sQt.:hen stra­
tegischen Instruments 5lJgl noch nichu über seinen wirks~'men und 
vernuttfligen Ei1l5llfZ; aber sicher isr das ein Schrill in die richtige 
Richlung. Leider haI man die USA in diesem Punkt weilgehend 0/­
leingeIUSSf'n . .. 
Auf die heftige Kritik dieser Aussage, die allgemein als PllidQyer für 
einen Olkrieg bzw. einen RUckgrifl auf die KanonenbOOldiplomalie 
gedeulf'1 wurde, antwortete J. G. Todenh(Jfer im Strauß-Organ Boy­
ernkurier vom 18. 8. 1979: 

,. Henry Kissinger stellte jllns! vor dem US-Senal trocken fe st: die so­
wjetische Offensive in Afrika, im Nahen Osten und Südostasien hat 
an SIOßkraft zugenommen. Dies ist die nilchterne Umschrdbung ei­
ner dramatischen Entwicklung in der Drit ten Weil. Die SowjelUnion 
und ihre Verbündeten nützen dort die politische und winsdaftliche 
Instabilität immer rücksichtloser aus, um ihren Einfluß zu "erstär­
ken. ( ... ) 
Mit dieser Strategie will die Sowjet union vor allem die westliche Öl· 
und Rohstoffversorgung aus der Dritten Welt unter Kontrolle be­
kommen. Sie will den Lebensnerv des Westens treffen. Wer dies, wie 
eine Reihe führender Sozialisten, ständig verharmlost, rn,acht sich 
zum Komplizen der Sowjetunion. 
Der Westen besitzt gegenüber dieser Strategie bisher kein Gegenkon­
zept. Die Nordatlantische Verteidigungsgemeinschaft, die NATO, ist 
ausschließlich auf den nördlichen Teil der Weil begrenzt. Gegen die 
sowjetische Bedrohung aus dem Silde'n bietet sie keinen Schutz. 
Eine Anzahl führender westlicher Politiker und Militärs hat daher 
vorgeschlagen. die NATO vor allem in mari timen Bereich nillch Süden 
auszudehnen. Dieser Vorschlag hat sich bisher jedoch nicht durchge­
setzt. Da auch die nationale amerikanische Militärst rategi~ und die 
Ausstattung der US·Streitkräfte der neuen sowjetischen Herausfor­
derung nicht gerecht w·:rden, entwarfen hervorragende Militärs und 
Politiker der USA den Plan einer amerikanischen Einsatzt truppe für 
die Dritte Welt. Mit dieser Einsatztruppe kOnnten vor allem zwei Zie­
le erreicht werden: 
I. Im Falle einer militärischen Auseinandersetzung zwischen der NA­
TO und dem Warschauer Pakt in Europa kOnnte die Eins:lIztruppe 
einem gleichzeitigem Angriff der Sowjetunion auf den RohSlOffver­
sorgungslinien zwischen dem Westen und der Drillen Welt wirksam 
entgegentreten. 
2. Die Einsatztruppe würde als Gegengewicht gegenüber der wach­
senden sowjetischen Präsenz einen wichtigen Beitrag lU Sicherung 
des Friedens in der Dritten Welt leisten. Der Sowjetunion wUrde deut· 
lich gemacht, daß die USA entschlossen sind, ~eitere Angriffe auf 

auf die offene Konrrontation, (den "großen, weltweiten Kon­
flikt") die nur vermieden werden könne, wenn die Dritte Welt 
von ihren "irrationalen Forderungen" Abstand nähme, also 
"vernUnftig" wird oder gar mit H ilfe selbst militärischer [nven­
tionen (siehe Ö lkrieg) "zur Vernunft gebracht" werde. 
Die Form der Auseinander.setzung, die F . J. Strauß, J. Toden­
höfer u.a. schon heUle gegenüber der Forderung nach eincr 
NIWO an den Tag legen, ihre Verteufelung als totalitärer Di­
rigismus, " bürokratische Bevormundung", "kollektivistische 
G leichmacherei". "Fütterung eincr unübersehbarcn Herde von 
Funktionären" (Strauß), erinnert nicht nur an die Vert,~ufelung 
des in Band ung 1955 erhobenen Souveränitätsanspruchs der 
Dritten Welt als "unmoralisch"; sic gibt eineh Vorge~iChmaek 
darauf, wie sich auch auf dem Gebiet des sog. Nord-Süd­
Dialogs Konfrontationsmuster des Kalten Krieges dur,chsetzen 
wUrden, sollten F. J. Strauß und sein Adept J. Todenh öfer ein­
mal freie Hand bekommcn. 
Die von J. Todenhöfer vorgeschlagene und auch im CDU­
Programm enthaltene " Internationale Soziale Markt­
wirtschaft", die angeblich "Wachstum fUr alle" garantiert, 
und "das Werk Ludwig Erhards als große AlternativI: zu den 
planwirtschaftlichen Modellen der Entwicklungsländcr und den 
bisherigen kleinkrämerischen Vorstellungen der rndustriel!tnder 
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pro.westJiche Entwicklungsländer. auf unsere Handetspartner und 
Rollstofflieferanten nicht mehr hinzunehmen. 
Die Sowjetunion, aber auch die internationale Linke, hat die Idee der 
Einrichtung einer Einsatztruppe sofor! als ,Kanonenboot- Politik ' an· 
gegriffen und die Einsatztruppe als , lnter~entionsst reitmacht' diffa· 
miert. Dies ist jedoch blanker Unsinll. Die Russen wissen das ganz ge-­
nau. Der Westen, wir alle, wollcn Frieden, nicht Krieg. 
Die gesamte westliclle Vertcidigungspolitik bcmht auf der Idee der 
Abschreckung. Diese Abschreckungsstrategie taugt jedoch nur danll 
etwas, wenn sie den Westen vor allen Angriffen schützt: vor Angrif­
fen aus dem Norden und Osten ebenso wie vor Angriffen aus dem Sil­
den. Es wäre lebensgefährlich, wcnn der Westen seine weiche sildliehe 
Flankc weiter ungeschiltzt ließe. ( ... ) 
Natürlich ware eine ameri kanische Einsatztruppe kein Allheilmittel 
zu m Schutz der unmittelbar bedrohten prowestlichen Eiuwicklungs­
lander und damit zu unserem eigenen Schutz. Genauso notwelldig ist 
die politische Stabilisierung ußserer Freunde in der Dritten Welt 
durch wirtschaftliche Hi lfc und durch die Stärkung ihrer Fähigkeit 
zur Selbstverteidigung. Als Instrument zur Sicherung des Friedens 
soHte das Konzept einer amerikanischen Einsatztruppe in Zukunft 
auch in DeUlschtand nüchterner und positiver beurteilt werden als 
bisher. Es darf sozialistischen Politikern, die die Einsatztruppe der 
USA polemisch ablehnen, während sie gleichzeitig die massive Prä­
senz der Roten Floue im Indischen Ozean verteidigen, nicht noch ein­
mal wie bei der Neutronen"·affe gelingen, die Veneidigungspolitik 
der USA zu unterlaufen. Es geht auch um unsere eigene Sicherheit." 

in die ·internationale Diskussion (einbringt)"2J, ist für die Ent­
wicklungSländer jedenfalls schlicht unannehmbar . Denn bei ih­
rer Forderung nach einer NIWQ geht es nicht um die Einfüh­
rung eines "sozialen Korrektivs" in die illlcrnationa1en Wirt· 
schaflsbeziehungen , sondern um nicht mehr und nicht weniger 
als die wirtschaftliche Befreiung von neokolonialen Abhängig­
keitsverhältnissen. Daß F. J. Strauß, J . Todenhöfer u.a. dies 
gleich mit der Forderung nach sozialistischen Weltwirtschafts­
verhält nissen inei nssetzen und verwechseln, beleuchtet nur ein­
mal mehr, daß ihnen der Blick für die Realitäten völlig abgeht. 

J. TodenhöFers "Soziale WeUmark(wirlschafl" 

.. [rn Zentrum einer Internationalen Sozialen Marktwirtschaft," 
so J . Todenhöfer, "muß die Funktionsfähigkeit des Marktes 
und der internationalen Arbeitsteilung stehen." :!4 Der Markt 
und die internationale Arbeitstci lung funktionierten bislang al­
lemal im Interesse der kapitalistischen Metropolen, speziell der 
internationalen Konzerne . Die Forderung nach umfassender li­
beralisierung des Welthandels (bei Todenhöfer gleichermaßen 
wie bei O. Lambsdorff, H. Schmidt lI.a. ei ne Grundforderung) 
nUtzt in der Regel den Stärksten und wirtschaftlich Potentesten. 



Man fragt sich also, was hier neu sein soll. 
F. J. Strauß wird deutlicher. Nach seiner Sicht "muß man die 
Weubewerbsfähigkeit der deutschen Industrie im Auge 
haben". ll Die" Wenbewerbsfllhigkeit" aber erfordert unge­
hinderten Kapitalexport, StOtzpunkte fOr die westdeUischen 
Konzerne im Ausland, kurz: eine neue Stufe der Außenexpan­
sion und Internationalisierung des westdeutschen Kapitals. Des­
hRlb sollen - wie J. Todenhöfer fordert - in einer ".sozialen 
Wehmarktwirtschafl" alle Auslandsinvestit ionen "vorn Ballast 
der Ausbeulerideologie befreit" werdenU,; deshalb sei die bloße 
Erörterung der Forderung nach Kontrolle der Mult is schlicht­
weg .. übernüssig"; deswegen milsse sdbst der UNO, in der sich 
die Forderungen der Entwicklungsländer gerade wegen ihrer de­
mokratischen Verfaßtheit artikulieren können, "nicht nur die 
demokratische Legitimation, sondern auch das moralische Ver­
antwoTtungshewußtsein" abgesprochen werden. 21 

Bei der von J . Todenhöfer propagierten "neuen internationalen 
Arbeimeilung" geht es einzig und allein um die Ausnutzung 
von echten Standort vorteilen' '. 28 Ober solche StandoTl'''orteile, 
sprich Kostenvorteile ( = vergrößerte Profite). zu entscheiden, 
"bleibl einzig und allein Sache der verantwortlichen Unterneh­
mensleitung" . ~ Ist diese weltweite Unternehmerfreiheit. die 
Freiheit der Multis, sich da niederzulassen, wo es ihnen gefällt, 

gewährleistet, dann hat die westdeutsche Industrie freie Hand 
zur Realisierung eines gn?ß ~ngelegten Umstrukturierungs- und 
Modernisierungskonzepts, dann erfül lt sich J . TodenhOfers 
Vorstellung von einer Welt, in der die BRD-Konzerne hierzu­
lande die .. technologische Flucht nach vorn" antreten, ihren 
Konkurrenzvorteil über die Konzentration auf die neuen Wachs­
lumszweige wei ter ausbauen, und zugleich - über die Vorlage­
rung der hierzulande unrentabel gewordenen Branchen in die 
Billiglohnparadiese der Driaen Welt - selbst die fußkr;anken 
Elemente der Konzerne zu neuen sprudelnden Quellen des Pro­
fits werden können. 
Solche Vorste llungen sind nicht Vorstellung der CDU/ CSU al­
lein, sondern sie gehören zu jedem neokolo nialistischen Grund­
konsens, der heute quer durch die Führungen der etat.. lierten 
Parteien geht, Zur Durchsetzung dieses KonzeptS empfie hlt sieh 
jedoch heute mit einer deut lich schärferen Gangart in der Aus­
einandersetzung um die NIWO, mit einer noch unmittelbareren 
Priorilätensetzung auf die Expansionserfordernisse des Kapi­
tals , das Program m Slrauß. Sei ne vie lleicht größle Gefahr be­
steht darin, daß es die durch die veränderten Bedingungen in 
der Welt entstandenen Grenzen fü r die ungebrochene Fortset­
zung des imperialistischen Expansionskurses nicht sieht oder 
ganl einfach nicht wahrhaben will. ~r Satz J . Todenhöfers: 
" In Wirklichkeit ist jedoch nur die Kraft zur Führung gefor­
dert" .IO, ist insofern der mehr als fragwürdige Verslllch, mit dem 
Ruf nach dem Führer über die Realität leichtfert ig hinwegzu­
spielen. 
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Jürgen Reusch F. J. Strauß und 
die "chinesische Karte" 

Die China-Konzeption der von F. J . St rauß repäscmiencn poli­
tischen Kräfte gehörl in d ie gegenwärtig gefährlichswn Versu­
che, das internationale Kräfteverhähnis l ugunstcn des Imperia. 
lismus zurückzuentwickeln. Es ist somit integraler Bestandteil 
des Programms der aggressivsten Kräne des BRD-Mono­
polkapitals. Im Fernen Osten finden diese Kräfte fü r ihren ge· 
planten reaktionären Ausweg aus der Krise ei nen zunehmend 
willigen BOndnispartner. 
Derart iges chinesisches Entgegen kommen gab es schon einmal 
in den Jahren 1944 bis 1949. Damals dominierte in der KP Chi· 
nas die Gruppe um Mao Tse-lUng; sie suchte, von Mao und 
Zhou Enlai personlich angeflihn, Kontakte zu den USA und 
diente sich ihnen als Verbündeter fOr den Fall einer Regierungs. 
übernahme an, wollte die "MarktwirtsChaft' · nach "amerikani· 
schem Modell" einführen und auf Distanz zur UdSS R gehen, 
um bessere ~weglichkeit für einen nationalistischen K urs zu er· 
halten. Die Offerte wurde ausgeschlagen, Truman, Dulles und 
Co gingen auf Konfrontationskurs zum gesamten sozialisti· 
schen Lager. Das war es, was die großbürgerliche Frankfurter 
Allgemeine Zeitung (FAZ) meinte, als sie anläßlich Deng Xiao· 
pings USA-Besuch schrieb (30. I. 1978), die westlichen Regie. 
rungen dürften die ausgestreckte Hand nicht noch einmal zu­
rückweisen. So denkt auch F. J. Strauß und handeh entspre· 
chend . 

F, J .. Slrauß 1960: "Gelbe Gefahr" 

Lange Jahre war das anders. Noch 1960 betonte er die gemein. 
same Gefährlichkeit von China und der Sowjetunion, sprach er 
von der "Gelben Gefahr", dem chinesischen" Totalitarismus" 
und machte er sich stark rur die Förderung Taiwans. Erst Mi tte 
der 60er Jahre änderte sich das Bild allmäh lich. Die G ründe la· 
gen auf der Hand: Die Pekinger Führung war auf antisowjeti. 
schen, großmachtchauvinistischen Kurs Ubergegangen, ver· 
suchte die kommunistische Weltbe ..... egung zu spalten und die 
UdSS R zu isolieren. 
Etwa zur gleichon Zeit zeigte die imperialistische Politi k der 
Stärke erste ErmUdungs· und Verschleißerscheinungen, deutete 
sich ein Scheitern des Kalten Krieges an. Das impcri,alistische 
Syste'm verlor die historische Initiat ive und begann widerst re· 
bend, sich der neuen Situation anzupassen. Diese FaklOren ho· 
norierend sagte F. J . Strauß im Juni 1964 nach einem USA­
Besuch: " Ich bin auch sehr stark nach der Haltung der Buntje~· 
republik zu China gefragt worden . Ich habe er ..... idert, daß ich 
nicht befugt bin, eine offizielle Meinung zu äußern, aber meine 
persönliche Meinung und die meiner polit ischen Freunde geht 
dahin, daß fOr uns in der Bundesrepublik Deutschland und filr 
uns in Europa der Gegenspieler Moskau und nicht Pek ing ist. 
Wir mUssen die weltweiten Interessen und Engagements der 
Amerikaner selbstverständlich berückSichtigen, aber es sind die 
Sowjets, die dem deutschen Volk das Selbstbestimmungsrecht 
vorenthalten, es sind die Sowjets, die die unnatUrlichen ZustAn· 
de in Osteuropa und in Stldosteuropa aufrechterhalten. Ich ha­
be im Zusammenhang damit ausgefUhrt, daß rur uns natilr lich 
der sowjetisch,chinesische Gegensatz, den wir vielleicht anfangs 
unterschätzt hallen, doch von erheblicher Uedeutun g zu sein 
scheint. .. I 
Die Idee der "chinesischen Karte" ..... ar geboren. Seit 1966 ver· 
trat F. J . Strauß sie immer deutlicher, forderte immer heftiger, 
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die Fei ndschaft der Pekinger FUhrung gegen die UdSSR auszu· 
nutzen und anzuheizen l. Im Ubrigen war er aber nicht der Er­
finder des Konzepts. So weit sich der Sachverhalt ei ndeutig be· 
stimmen läßt, äußert6 Henry Kissinger schon 1957 den Gedan· 
ken, eine Spaltung des Sozialismus im imperialistischen Interes· 
se auszunutzen. Seit Anfang der 60er Jahre diskutierten maß· 
gebliche US·Strall;gen über diese Variante J . 

Aber erst in der zweiten Häme des Jahrzehnts nahm die Sache 
Gestalt an. Ueide Seiten gingen aufeinander zu. Seit 1969 for · 
derte US· Präsident Richard Nixon Chinas "Isolierung" aufzu· 
geben. 1972 besuchte er selbst Peking, kam es zur gemeinsamen 
antisowjetischen "Anti· Hegemonie· Klausel". 
Auch in der Uundesrepublik gab es jahrelang wohl Sondierun­
gen und Kontak te, aber noch keine neue Strategie unter Ein· 
schluß Chi nas. F. J. Strauß machte den Vorreiter. 1968 schließ­
lich fo rderte sein Hausblatt Uaycrnkurier Parteinahme rilr Pe­
king im Falle von dessen territorialem Konflikt mit der UdSS R, 
seit 1971 erhob die CDU / CSU immer stärker den Ruf nach en­
geren Beziehungen zu China. Dem lief die Beendigung der 
"Kulturrevolu tion". der Sturz Lin Biaos und ein scharfer 
Rttht sruck, der maoistischen Außenpolitik parallel.6 

1972 forderte F. J . Strauß unter der überschrift: "Uonn hat 
China vergessen", lIlan hätte zuerst mi t China statt mit der So· 
wjetunion verhandeln sollen ' und offenbarte damit den ent­
spannungsfeindlichen Inhalt seiner Strategie. Seither ist er dem 
aggressiven Konzept der "chinesischen Karte" treu geblieben. 
In einer " Botschaft zum Jahreswechsel" 1978/79 warf er der 
Bundesregierung vor, daß es bisher " nicht möglich war, den 
Auf- und Umbruch Chinas in die Bedingu ngen und Mögliehkei. 
ten der deutschen Außenpolit ik einzuordnen"6. Den Besuch 
Hua Guofengs in München im Oktober 1979 nutzte cr zu einer 
Demonstrat ion, wie diese "Ei nordnung" auszusehen habe, wie 
eng das Btlndnis mit der Pekinger FUh rung sellon gediehen sei 
und weiter gedeihen solle (siehe Redeauszug). 
Die von F. J . Strauß repr!l.sent ierten Kräfte unternehmen seit 
Jahren große Anstrengungen, ihre Verbindungen mit China zu 
verbessern. 1972, noch vor der Aufnahme der beiderseitigen di. 
plomatischen Beziehungen, durfte der ehemalige CDU­
Verteidigungsminister H. G. Schrlider als erster BRD· Politiker 
China besuchen. Ihm folgten H. Kohl und CSU.Jaeger (1 974), 
F. J . Strauß dann selbst im Jahre 1975 gleich zweimal. Der Rei. 
gen ging weiter mit Filbinger, Carstens, Zimmermann, CDU­
Marx und vielen anderen Scharfmachern. 
Was ist nun der Inhalt der China-Konzeption des F. J. Strauß? 
Ihre Grundl~ge ist der Antisowjetismus. "Moskau" ,daran lAßt 



F. J . Strauß keinen Zweifel. ist der Hauptfeind, es geht darum , 
"das Reich der Sowjet union von der Landkarte zu streichen" 7, 

im Kampf gegen den realen Sozialismus den Einfluß des Impe­
rialismus auszudehnen. Dabei bietct sich die Pekinger FOhrung 
in ihrem Kampf gegen den HauptfeinJ Sowjemnion fOr eine 
Partnerschaft an. Sie behauptet , für Europa bestehe eine be­
sonders akute Bedrohung durch die Sowjet union, weil sie dar­
auf spekuliert, von einer Verschärfung der Spannungen und ei­
ner Bindung des sowjetischen Potentials auf diesem Kontinent 
zu profitieren. Daher auch ihre ständigen Mahnungen zum Zu­
salJlmenschluß Westeuropas. 

F. J . Strauß' VorsteUungen sind ähnlich: Militärischer und poli­
tischer Zusammenschluß Westeuropas, Schaffung einer impe­
rialist ischen europäischen Atommacht unter Hegemonie einer 
(möglichst CSU-regierten) BRD mit dem Ziel. Spannungen und 
Konflikte anzuheizen, die bestehenden Grenzen zu überwinden, 
besonders die DDR einzuverleiben. in die sozialistischen Länder 
einzudringen, die weltpolit ische Initiative zurOckzugewinnen 
und die Basis im eigenen Land durch eine Neuauflage des Kal­
ten Krieges und einen autoritären Kurs zu festigen. Originalton 
F. J . Strauß: "Selbstverständlich wird auch ein militärisch ei· 
genständiges Europa neben starken konventionellen Streitkräf­
ten über taktische sowie strategische Atomwaffen verfügen 
müssen. Nur eine westeuropäische Aktionsgemeinschaft schafft 
die Ausgangsbasis filr eine Politi k, mit der die Demarkationsli­
nie der Kriegskonferenz von Jaha beseitigt werden kann . "Die 
Einigung Europas ist auch ohne Zweifel in der Lage, eine Ver­
schiebung des pOlit ischen Kräfteverhältnisses zugunsten des 
Westens ... herbeizufilhren". Und : " Wir müssen daher 
Grundlagen filr eine « hte Aunockerungs-Politik gegenüber 
dem Osten schaffen"l. 
Ein solches vereinigtes Europa, zu dem er auch alle Völker 

Mittel- und Osteuropas r«hnen mOchte, ist filr F. J . Strauß nur 
sinnvoll und effektiv, weQn .es g1eichber« htigt, als "eigensu!.n­
dige Macht" im Rahmen des NATO-BOndnisses mit den USA 
zusammenarbeitet 9. Beide sind aufeinander angewiesen. Es wa­
re ein Europa der Supermonopole, des Rüstungskapitals, das 
eine relative Selbstandigkeit in seinen globalen Opera(jonen be­
säße, aber mit dem Potential der verbündeten USA an der Sei­
t<. 
Welche Rolle soll China in diesem Spiel der imperialistischen 
Machtzent ren Obernehmen? Besonders deut lich sagte F. J . 
Strauß das in seiner Tischrede anläßlich des Hua Guofeng­
Besuchs im Oktober 1979: " Ich betone seit Jahren, daS die bi­
polare Welt des Vertrages von Jaha mit zwei politischen und 
miliUirischen Schwerpunkten, nämlich WashingtOn und Mos­
kau, der Vergangenheit angehört. Sie gehört der Vergangenheit 
spätestens seit dem Zeitpunkt an, seit die Volksrepublik China 
als dritte Großmacht im WeItmaßstab in Erscheinung getreten 
ist. Ich habe diese Entwicklung begrüßt, weil sie geeignet ist, 
das Gleichgewicht dieser Welt aus seiner gefährlichen Labilität 
in eine PhaSe kontinuierlicher Stabilität zu überführen." 10 

Die " Multipolarität" gehört zu den Grundpfeilern von F. J . 
Strauß' "Spiel mit der chinesischen Karte" . Die reaktionären 
Kräfte können sich nicht damit abfinden, daß der Widerspruch 
zwischen Kapitalismus und Sozialismus den Hauptinhal! unse­
rer Epoche ausmacht, daß in diesem Kampf der Imperialismus, 
insbesondere die USA, ihre weltweite Führungsrolle eingebüßt 
haben . Daher ihr Versuch, diese amisowjetische Führungsrolle 
auf neue Weise zurUckzugewinnen, BOndnispartner und Stell­
vertreter dort zu gewinnen und einzusetzen, wo die Macht der 
USA alkine nicht mehr ausreichte. F. J . Strauß nannte als agie­
rende Machtzentren gegen die UdSSR schon 1968 die USA, 
China und Westeuropa, 11 

Dieses Konzept hat deut liche Ähnlichkeiten mit der von R. 
Nixon/ H. Kissinger entworfenen Strategie des pentagonalen 
Gleichgewichts der Milchte (USA, Westeuropa, Japan, China, 
UdSSR), in dem den USA eine Hegemonierolle zugedacht war. 
Sie stellte den Versuch dar, nach dem Scheitern des Konfronta­
tionsku rses des Kalten 'Krieges die Eindämmung und das RoU 
Back des realen Sozialismus besser zu bewerkstelligen (Nixon­
DOktrin), Henry Kissinger sprach das offen aus: "Ende der 
s«hziger Jahre jedoch ist die Situation komplizierter. Die Ver­
einigten Staaten sind nicht mehr dazu in der Lage, Programme 
auf weltweiter Ebene selbst zu verfolgen . Sie müssen dazu er­
mutigen ... Ende der sechziger Jahre und in den siebziger Jah­
ren mu ß unsere RoUe darin bestehen. zu einer Struktur beizu­
tragen, die die Initiat ive anderer fördert. ... Unser Beitrag 
soUte nicht die einzige oder hauptsächliche Anstrengung dar­
steHen , aber den Ausschlag geben zwischen Erfolg oder Fehl­
schlag" 12. 

F. J. St rauß' ,.muUipolare" Wellsicht 

Dieses Konzept wurde - mit gewissen taktischen Abwandlun­
gen - von der Regierung J. Carter/ Z. Brzezinski übernommen 
und weiterentwickelt. mit deutlicher Betonung des Bündnisses 
USA,Westeuropa-Japan und unter Hervorhebung der Länder 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas; besonders in den heiden 
erstgenannten Regionen ist China die Entlastungsrolle eines 
Quasi-NATO-Landes zugedacht" . Ganz ähnlich steht, wie 
man sieht, bei F. J. Strauß die Idee der , ,chinesischen Karte". 
Es war die historische Niederlage des US-Imperialismus in In­
dochina, die Strategen wie F. J . St rauß (oder auch H. Kissinger) 
zwang. nach neuen Verbündeten intensiver Ausschau zu halten . 
Es war andererseits - gerade nach Maos Tod im Jahre 1976 -
der auf die Spitze getriebene Großmachtchauvinismlis der Pe­
kinger Führu ng, der die von F. J . StrauB repräsentierten Kräfte 
besonders ermutigte und in ihren überlegungen bestärkte. Die 
Tatsache, daß die Pekinger Führer mit ihrem überfall auf Viet­
nam im Februar/ Marz 1919 am Großbrand eines· Weltkrieges 
gezllndelt hatten 1~, schr«kte F. J . Strauß keineswegs ab - Be-
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F. J. Strauß' Grußworte an Hua Guofeng 
Fr(Ull Jose! Strauß gehOr/ seil Jahren ~u den emseh/edens/tn Ver­
fechte", der Thm, dk NATO-Mtlchle maßten die .,ehilles;ehe Kar­
te" Qus~iten. 1m Jahr 1975 bereiste "f ~ .... eimQI die VR China und 
wurde ~on Maa Tu/ung noch pers(Jnlich empfangen. &in Nacll/ol. 
ger HUD Cua/eng, Minislerptilsidem des Staatsrates der VR China 
und Vorsit;:;ender der KP Chinas, bnhrtf folger;chtig den nunmehri­
gen boyrjschen Ministerprilsldenlen und CDUICSU-Kanller. 
kandido/en F. J. Strauß bei seinem Slaalsbesuch Ende O/(IO/)(', /979 
in der Bundesnpublik. 
Beim Empfang HUQ GUQjengs in MQnchen betonie F. J. Strauß in 
seiner Tischrede, es sei In, ihn bei seinem Gedankenaus/ousch im JQ. 
nuar 1975 rnil Mao, TsrhQU En/ai und Deng X/aoping bemerkenswert 
gewesen, "dr4J wir in der B~r1eilung der Weltlage und in der Bewer­
tung der weftpolitischen E",wicklufIg "'eitgehend utwreif/Stimmten. 
Weitblick und Weisheit rhinesisrher Politik sind jUr mich damals ~u 
einem per.;(Jnlich erlebten Begriff geworden. " Daher auch habe er 
sirh fUr eine verst(Jrkte wirtschaftliche Zusommenarbeil eingesefZl. 
Und so beschrieb er das weite Feld der chinesisch­
bundesrepublikanischen GemeiflSflmke;len; 

,,( ... ) Ich mache keinen Hehl aus der Tauache, daß meine politi­
schen Freunde und ich die Weil lage und ihre Entwicklung schon seit 
Jahren mit zunehmender Aufmerksamkeit, Unruhe und Sorge verfol. 
sen. Ich scheue mich auch nicht zu saSen, daß ich das vorlelZte Jahr. 
zehnt dieses Jahrhunderts rUr ein besonders krit isches Jahn:ehnt hai. 
te. Nach dem zweiten Jahrzehnt und nach dem fünften Jahrzehnt mit 
dem ' Vorläufer 1939 schei~en mir die 80er Jahre wieder besondere 
Herausforderungen und Gefahren zu bergen. Es kann keine Rede da­
von sein, daß in den letzten zehn Jahren der Friede sicherer.geworden 
ist. NatUrlich;sind wir Freunde und Anhänger der Entspannung, aber 
man darf nicht durch dic.Formulieruna geblendet werden. Man muß 
auf die Tatsachen sehen. ( ... ) 

" HenUche" Beziehungen Bann _' Peking 

Die 8undesrepublik Deutschland will in Frieden und Freundschaft 
mit al len Völkern leben. Wenn sie im Rahmen dieser Politik auch be­
sonders sute, nütrliche und vielleicht hen:liche Beziehungen mit der 
Volksrepublik China pnegen will, dann ist diese Haltung gegen nie­
mand anderen gerichtet. Ich betone sei t Jahren, daß die bipolare Welt 
des Vertrages von Jalla mit zwei politischen und mi litarischen 
Schwerpunkten, nämlich Washington und Moskau, der Vergangen­
heit anaehört. Sie iehört der Vergangenheit splltenstens seit dem Zeit­
punkt an, seit die Volksrepublik China als drille Grollmacht im Weh­
maßstab in Erscheinung getreten isl. Ich habe diese Entwicklung be­
grUßt, weil sie geeignet ist, das Gleichgewicht dieser Welt aus seiner 
gefährdeten Labilitllt in eine Phase kontinuierlicher Stabilität zu 
überführen. Alle V~lker wollen den Frieden. Wir wi$$Cn aber aus der 
Geschichte, daß der Friede nicht durch Nachgiebigkeit gegenUber 
brutalem Machtwillen sesichen werden kann. Friede beruht auf Ge­
rechtigkeit, Ausgleich der Interessen, Achtung der Rechte der Men· 
schen und der Nationen. 
Aus diesem Grunde wUnschen wir wirklich Entspannung. Enupan. 
nunaspolitik darf aber keine Nebelwand sein, hinter der eine Seite 
versucht, das milit1rische Krttrteverhtltnis entscheidend und unv/i. 
derrunich zu ihren Gunsten zu ändern. Deshalb darf ich an dieser 
Stclle, E1tzeJlenz, ganz klar und eindeutis etwas hera~sstellen: Nicht 
die übereinstimmung unseres Urteils llber die sicherheilSpolitischen 
Realitaten, die Risiken und die Chancen, sefährdet den Frieden in der 
Welt . Diese Bedrohung seht von den Tatsachen aus, aber nicht von 

.dem, der die Tatsachen offen nennt. 
Ich verhehle dabei nich t, daß die Lage im Mitt leren Osten uns besan. 

·dere SorSen macht. Der Umsturl im Iran, die Ungelöstheit der 
arabisch· israelischen Fraae, die AbhlnSiSkeit Europas von der Belie­
ferung mit Erdöl aus dem MitlIeren Osten, die zunehmende Bereit­
schaft der arabischen Lander, diese Abhllngigkeit in der Bestimmung 
'der Mengen und des Preises auch rll r politische Zwecke einzusetzen, 
nicht zulelZt das Eindringen der Sowjetunion in diesem Raum, die 
strategiSChe Expansion der Sowjetunion Uber Afshanistan, die arabi­
sche Halbinsel hinein in das rohstorrreiche Afrika sind ebenso wie ge­
.wisse Vorslnae im Fernen Osten und in Lateinamerika Anlaß zur 
Wachsamkeit. ( ... ) 
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sehen wir auch mit besonderer Aufmerksamkeit, wie in der 
Volksrepublik China eine neue Entwicklung eingesetzt hat, die nicht 
zuletzt da rin besteht, marktwirtschaftlich und leistungsbezogene Ele­
mente in die chinesische Wirtschaftspolitik einzurllhren. Ich bin nicht 
berufen, Ihnen Ratschlase zu geben, aber ich darf als Freund meine 
Meinung sagen. Nach meiner überzeugung wUrde eine Fortsetzung 
und ein behutsamer, aber stetigcr Ausbau Ihrer Politik in dieser Rich­
tung dazu beitragen, daß die Volksrepublik China ihre wirtschaftli­
chen Ziele in möglichst kurzer Zeit ver ..... irklichen kamt. Was an uns 
liegt, werden wir Ihnen helfen, dieses Ziel zu erreichen. ( .. . ) 

Ver1nauen In die Wiedervereinigu ng DeutSChlands 

Es schOrt auch in diesen Zusammenhang, dafllr zu sorsen, daß zwi­
~hen den Ländern der Dritten und Vierten Welt einerseil$ und den 
Industrielandern Europas, Amerikas, Japans anderersei ts ein Klima 
des Vertrauens und der Zusammenarbeit entsteht. Gerade hier ist die 
Volksrepublik China, die sowohl auf dem Wese zu einem modernen 
Industriestaat ist, wie andererseits ein Land in stll rmischer Entwick­
lung ist, dazu aufgerufen und dazu berufen, die richtigen Maßstabe 
zu seilen. Denn nicht durch Haß und Neid, nicht durch Konnikt und 
Krieg, sondern nur durch Zusammenarbeit nach den MaßStäben der 
MOslichkeit und der Vernunft lO·erden diese Probleme bewlIltigl wer· 
den können. Der Reichtum kommt nicl,lI von der Umverteiluns, der 
Reichtum kommt von der Leistung. Auf diesem Gebiet kOnnten die 
Volksrepublik China und die 8undesrcpublik Deutschland beispiel­
haft zusammenarbeiten. 
Darum ist es unsere Aufgabe, ein Klima des Vert rauens zwischen un­
seren Völkern zu schaffen. Gerade deshalb danke ich Ihnen an dieser 
Stelle ganz ausdrücklich ror die wiederholten ErkJarunsen Ihrer Re­
gierung, sie habe Verstandnis fUr den Wunsch des deutsche u. Volkes 
nach der Wiederherstellung seiner nationalen Einheil. Ich mOchte 
darauf erwidern, daß es sicher auch der Wunsch eines in Freiheit wie­
dervereinten deutschen Volkes wlre, in Freundschaft und Frieden mit 
dem chinesisChen Volk zu leben und zusammenzuarbeiten. ( ... l" 

(Zit. ~ac~: Bayernkurier, Mllnchen, 3. 11. 1979) 



weise fUr die bedenkenlose Aggressivität des Konzepts deT "chi­
nesischen Karte". Es ist eine Zeitbombe gegen die fr iedliche 
Koexistenz, die zum gegebenen Zeitpunkt hochgehen ka.nn. 
Auch die Pekinger "Modernisierung" fasziniert die Kräfte um 
F. J. Strauß außerordentlich, denn sie bedeutet keine Entmaoi­
sierung, sondern einen lediglich besser gemanagten Antisowje­
tismus und Großmachtchauvinismus. F. J. Strauß (und nicht 
nur er) ließ Hua Guofeng sein Interesse an einer langhistigen 
Stabilisierung des Bündnispartners China wissen, begrüßte die 
Einführung " marktwirtschaftlicher und leist ungsbe2:ogener 
Elemente", empfahl ein behutsames Vorgehen und versprach 
jede nur erdenkliche Hilfe, insbesondere bei umfangreichen 
Kreditgeschäften. IS 

Rüstungshi lr.c in begri rren 

Zum Strauß-Poker mit der "chinesischen Karte" gehört deswe­
gen auch die militärische Zusammenarbeit. Schon der Meister 
selbst unterbreitete den chinesischen Führern bei seintn Peking­
Besuchen Vorschläge zur Aufrüstung 16 und fädelte die Zusam­
menarbeit mit dem bayrischen RUstungskonzern Mes­
serschmitt-ßölkow-Blohm ein 17. Sie führte dazu, daß die chine­
sische Regierung Hubschrauber direk t aus München be2:og, die 
mit wenigen Halidgriffen zu Militärzwecken umgerüstet werden 
können. 
Diese Kooperation wurde im Februar 1979, au f dem Höhe­
punkt der Pekinger Vietnam-Aggression, durch drei n(:ue Ab­
kommen gekrönt , als Vert reter des Konzerns und der bayri­
scßen Regierung China besuchten. Bürgerliche Beobachter 
sprachen offen aus, man könne hier nicht mehr unterscheiden, 
ob es sich um zivile oder militärische Projekte handele. 
Reisen ehemaliger Bundeswehroffiziere (Trenner, Kielmanns­
egg, Steinhoff, Poser) und des CDU-Militärexperten Wörner 
nach Ch ina sorgten für den Ausbau der Beziehungen, so daß 
man Anlaß hat zu der Befü rChtung, die von F. J. Strauß reprä­
sentierten Kräfte seien gewillt , der chinesischen Führung die nö· 
tigen Waffen zu ihrer militärischen Modernisierung zu ver­
schaffe n. 

Die Einordnung des Maoismus in die aggressive Strategie d<!r 
rcchtesten Kräfte hat viele Grundlagen. Antisowj(:tismus, 
Kampf gegen Entspannung und Abrüstung, politischer und mi­
litärischer Zusammenschluß Westeuropa~ einschließl.ich des 
Griffs nach Atomwaffen, Hilfe für reaktionäre und faschisti­
sche Regimes in aller Welt (z. B. Chile) - Sabotage von antiko­
lonialen Befreiungskriegen (z. B. Angola) , das sind die Gemein­
samkeiten. 
Beim Hua-Besuch Ende Oktober 1979 in München nannte F. J. 
Strauß noch mehr: die Lage im Mittleren Osten, der Umsturz 
im Iran, der arabisch-israelische Konnikt , die AbhängigJkeit Eu­
ropas vom Erdöl, die Erdöl-Politik der arabischen Länder, das 
"Eindringen dt!T SowjelUnion" in diesen Raum , die re'volutio­
nären Umwälzungen in Afghanistan, auf dem "rohstoffrei· 
ehen" afrikanischen Kontinent und " gewisse Vorgänge" im 
Fernen Osten und Lateinamerika (gemeint waren 'wohl Kampu­
chea, Vietnam, Nikaragua) seien "Anlaß zur Wachsaml<eit" -
und, um es bar aller diplomatischen Schnörkel zu sagen: Anlaß 
zum gemeinsamen Vorgehen der imperialistischen Staaten und 
Chinas, um eine weitere Verschlechterung der strategischen La­
ge zu ihren Ungunsten zu verhindern und das Steuer rechts her­
umzureißen. 
Hilfstrupps des Imperialismus überall dort, wo es Schwäche 
zeigt - das war auch die Devise Deng Xiaopings in den USA 
gewesen; J. Carter/Z . Brzezinski und F. J. Strauß sind mehr 
denn je auf solche Freunde angewiesen. 

Uie ideologische Seite des Programms der rcchtesten Kräfte 
(und nicht nur des ihrigen) ist gekennzeichnet durch Antikom­
munismus und eine verlogene Menschenrcchtskampagne gegen 
die sozialistischen Länder. " Menschliche Erleichterungen", das 
vergißt kein CSU/CDU-Po]itiker einem Repräsentanlen des 

realen Sozialismus abzufordern. 
China jedoch bleibt von amikommunistischen Tiraden und 
Menschenrechtsforderungen verschont - obwohl sich dort, ge­
rade in der jüngsten Zeit - genug Anlaß fände. Dies sei, so er­
läuterte scheinheilig Strauß-Intimus Werner Marx, selbstef­
nannter COU-Chinaexperte, verständlich. Auf China könne 
man die Maßstäbe westlicher Demokratie nicht anwenden; aus­
schlaggebend sei der große Nutzen, den der Pekinger K:.1rs für 
eine Polit ik ä la CDU / CSU liefere 18. Soviel zum Wahrheitsge­
halt diverser "Menschenrechls"-Kampagnen aus "berufenem 
Munde" . 
Das gleiche Bild zeigt die China-Schwärmerei zahlreicher reak­
tionärer Sinologen und Politologen und solcher, die sich dafUr 
halt en. 19 Überall wird die Kalkulierbarkeit des Maoismus für 
imperialistische Zwecke wohlwollend honoriert, werden die 
brutalen Menschenrechtsverletzungen der Pekinger Führung 
oder ihr Aggressionskrieg gegen Vietnam wortreich entschul­
digt. 
Man muß sich auch fragen: Was bezwecken Bundesregierung 
und SPD-Führung - die erklärtermaßen das größenwahnsinni­
ge "Spiel mit der chinesischen Karte" nicht wollen - eigentlich 
mit intensiveren Kontakten zu China , mit ihrer Einladung an 
Hua Guofeng beispielsweise? Es ist mit Beschwichtigungen 
nicht getan. Derlei China-Politik nützt nicht der arbeitenden 
Bevölkerung, sondern den Rcchtskräften, die ihren Vormarsch 
planen. 
J. F, Strauß ist mit seinen China-Vorstellungen längst kein ein­
samer Ru fer in der Wüste mehr. Immer zahlreicher werden die 
Kräfte, die das Abenteuer mit der "chinesischen Karte" wagen 
wollen. Hua Guofengs kürzliche Westeuropa-Reise bedeutete 
- zum passenden Zeitpunkt - eine Ermunterung fÜf ihre Plä7 

ne, atomare MittelSlrcckenraketen zu produzieren \lIld an der 
Grenze des realen Sozialis~us zu stationieren, um das Wettrü­
sten weiter anzufeuern, die Entspannung zu Fall zu bringen, 
den atomaren "Zwischenkrieg" !O wieder möglich zu machen, 
die militärische Offensive (z. B. gegenUber dem Iran) zurückzu­
gewinnen und den Sozialismus zu erpressen. 
Die chinesische Karte ist kein Spiel, sondern blutiger Ernst. 
Noch ist es nichl so weit. Die Aktionseinheit aller Demokraten 
kann J . F. Strauß, kann die rechtesten Kräfte stoppen und die 
"ch inesische Karte" zerreißen. 
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Jutla von Freyberg 

"Orkan dei' Bannherzigkeit" 
gegE=n Vietnam 

"Die Bundesregierung hat mit großen finanziellen Mineln den 
Wiederaufbau Vielnams unterstü tzt und damit zur Konsolidie­
rung jenes Regimes beigetragen, das nunmehr seifl(~ Bürger 
buchstäblich ins offene Meer treibt. Wo bleibt heute die welt­
weite Empörung, wo bleibt der lautstarke Protest, WCI bleiben 
die Massendemonstrat ionen - und wo bleibt das geschlossene 
Vorgehen der freien Welt mi t a llen politisChen und winschaftli­
ehen Mineln? . .. Die Schwierigkeiten bei der Unterbringung 
der Vietnam-Flüchtlinge slehen im Zusammenhang mi[ der ho­
hen Zahl der Asylbewerber, d ie wir unterzubringen haben. 
über 90 Prozent der ständig steigenden Flut ausländischer Asyl­
bewerber beansprucht zu Unrecht das verfassungsrechtlich ga-
rantierte Asylrecht "I 

Diese Zitate aus der Regierungserklärung des bayrisch,~n Mini­
sterpräsidenten Franz Josef Strauß im Juli 1979 entha.lten alle 
wesentlichen Elemente der von der CDU/CSU gegenwärtig in 
der Öffentlichkeit propagierten Vietnam-Poli tik: Diffamierung 
der Sozialistischen Republik Vietnam und der Solidaritätsbewe­
gung; Forderung nach international abgestimmten Inwrventio­
nen in Vietnam; Kritik an der Bundesregierung wegen i.hrer an­
geblich positiven bzw. zu laschen Haltung gegenüber Vietnam; 
Ausnutzung des Problems der Vietnam-Flüchtlinge zur Ver­
schärfung des Asylrechts. 
Ausgehend von der zunächst (im November/ Dezember 1978) 
überwiegend unter "humanitären Vorz~ich!!n" geführt~n Kam­
pagne zur Aufnahme von in Seenot geratenen Vietnam­
Flüchtlil1gen, bei der die niedersächsischen CDU­
Spitzenpolitiker Albrecht und Hasselmann einen "Orkan der 
Barmherzigkeit" l entfesselten, fOhrte die CDU1CSU­
Propaganda - parallel zu der internationl konzertierten Helz-

Vlrlnames.!Cne FlilmWng$ldnder in • barmhenigen • Hfmden b" 'W,d,,', 
.amen. CDU-Chel Willried Haue/mann 
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kampagne - schrittweise Elemente der Völkerverhetzung und 
Kriegspropaganda in ihre öffentlichen Verlautbarungen ein. 
Wenn auch die C DU/ CSU die chinesische Aggression gegen 
Vietnam vom 17_ Februar 1979 nicht direkt und offen begrüßte, 
die Sympathien für Pekings Expansionismus wurden in der Fol­
gezeit offenkundig, nicht wletzt auch durch den China-Besuch 
von Gerhard Schröder (früher C DU-Außenminister) Ende 
März 1979, in einer Zeit explosiver Spannungen an der 
d ti nesisch-vietnamesischen Grenze. 
Ihren Höhepunkt fand diese Kampagne in den Wochen vor der 
UN-FlUchtlingskonferenz in Genf (Juli 1979), als die bayrische 
Regierung die Bundesregierung aufforderte, "ihre Mittel und 
ihren politischen Einfluß aufzuwenden , damit sich die Verhält­
nisse in Viet nam ändern und die bisherigen Flüchtlinge wieder 
in ihrem Heimatland aufgenommen werden können." 

Sympa thien für Pek ings Vietna m expa ns io n 

Durchgängig wird nun in C DU/ CSU-Stellungnahmen zum 
T hema Vietnam-Flüchtlinge das chauvinistische Vokabular Pe­
ki ngs übernommen. So zeichnete zum Beispiel Walter Altham­
mer, stellvertretender Vorsitzender der CDU/ CSU- Bundes­
tagsfraktion, der zur Delegation von 7 Bundestagsabgeordneten 
gehörte, die im Juli 1979 14 Flücht lingslager in Südostasien be­
-suchte, ein Bild von Vietnam, wie es aus faschistischen Diktatu­
ren bekannt ist. Er sprach von der "gewaltsamen Vertreibung" 
der chinesischen Minderheit, deren Familien "auseinanderge­
rissen" wurden, "in Lager verbracht, Drohungen und Schika­
nen der Behörden und der Geheimpolizei ausgesetzt" wurden: 
von der "Austreibung einer ganzen Volksgruppe aus rein rassi­
stischen Grunden" , vom "gefährlichen militärischen Größen­
wahn" der "Machthaber in Hanoi", die glaubten, "sie hätten 
zuerst Frankreich, dann die Vereinigten Staaten und zu letzl die 
Volksrepublik China besiegt". Er verlangte schließlich wirksa­
me internationale Sanktionen gegen Vietnam 4 , zu deren Aus­
führung Pekings Truppen .bereitstanden und -slehen. ~ 

Die Haltung der CDU/CSU unterschied sich nur durch e ine 
graduelle Verschärfung von der antivietnamesischen Propagan­
da wie sie in der SPD/ FDP-Regierung vertreten wurde. Die öf­
fentliche Hetzkampagne gegen Vietnam steigerte sich in den 
Monaten nach der niedergeschlagenen Pekinger Aggression 
derartig, daß nicht wenige demokratische Kräfte der Bundesre­
publik sich an die Nazi- Propaganda über die angebliChe Verfol­
gung deutscher Volksgruppen in der CSSR und Polen erinnert 
fühlten, die die militärische Okkupation dieser Länder vorbe­
reitet und schließlich den 2_ Weltkrieg ausgelöst hatte. 6 
Trotz prinzipeller Überei nstimmu ng mit der SPD/ FDP-Li nie 
verband die CDU/ CSU ihre öffent lichen Verlautbarungen zu 
Vietnam mll einer heftigen Polemik gegen die Bundesregierung, 
die auch vor offenkundigen Unwahrheiten (wie die anfangs zi­
tierte Behau ptung von F. J . Strauß, Bonn habe den Aufbau 
Viet nams unterstOtzt) nicht halt machte_ So behauptete z. B_ 
auch Niedersachsens Ministerpräsident Albrecht (CDU), die 
Bundesregierung setze nicht "die finanziellen und wirtschaftli­
chen Möglichkeiten" ein, "die unser Land hat, um auf das 
kommunistische Regime in Vietnam gezielt einzuwirken .7" 



Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag stell ten am 
3. Juli 1919 einen Antrag, in dem die Bundesregierung aufge­
forde rt wurde, die 1973 Süd- und Nordvietnam in Aussicht ge­
stellten Mittel fOr den Wiederaufbau den Vietnam-FIUchtlingen 
und jenen Landern, die sie aufnehmen, zur VerfOgung zu steI­
len. Ferner solle die Bundesregierung die EG und mullilaterale 
Entwicklungshilfeorganisationen zur Aussetzung aller Hilfe fO r 
Viet nam bewegen und auf die Sowjet union einwirken, "i hren 
Einfluß auf Vietnam im Interesse einer Beendigung der 
vietnamesischen Vertreibungspolitik gehend zu machen. " In 
der BegrtIndung fOr diesen Antrag wurde letzterer Aspekt be­
sonders herausgcstelll: "Ohne die politische Absicherung durch 
die SowjelUnion wäre die gegenwärtige Politi k Vietnams nicht 
durchführbar." 8 

Nach der Genfer UN- Flüchtlingskonferenz beschuldigte CDU­
Abgeordneter Werner die Bundesregierung, sie habe sich "un­
verständlicherweise passiv" verhallen und habe auch nicht er­
kennen lassen, daß sie in Zu kunft jegliche Hilfe fü r Vietnam 
verweigern werde. Er forderte Bonn auf, sich für eine offizielle 
Verurteilung Vietnams in der UNO einzusetzen .9 

Mit extrem antikommunistischen PrO\'okationen tat sich der 
Entwicklungspoli tische Sprecher der CDU/ CSU, Jürgen Ta­
denhOfer hervor. Unter der überschrift " Der Kanzler versagt", 
setzte er im Zusammenhang mit der Flüchtl ingsfrage Kommu­
nismus und Nationalsozialismus gleich, beschuldigte die "radi­
kale marxistische Linke" (sprich: Jungsozialisten) zu schwei­
gen, "wenn Sozialisten im Namen des Sozialismus morden", 
warf der Bundesregierung Komplizenschaft vor. Es sei " feige 
Appeasement- und Anpassungspolitik" , wenn sie nicht gegen 
Völ kermord protestiere. Todenhöfer verlangte verstärkten 
Druck Bonns auf Moskau und Hanoi. lo 
Die Antwort von Staatssekretär Bölling (S PO) bestätigt jedoch 
nur, wie wenig sich die Posit io nen von Regieru ng und Opposi­
tion in dieser Frage unterscheiden. Der Bundeskanzler sei be­
reits bei der sowjetischen Regierung vorstellig geworden, habe 
bei der UN-Flüchtlingskonferenz darauf gedrungen, daß Viet­
nam damit autnören müsse, seine Einwohner zur Flucht zu trei­
ben. Die Bundesregierung habe "keine einzige Mark nach Viet· 
nam" überwiesen und sich zu weiterer Hilfe für die Flüchtlinge 
bereit erklärt. I1 

Vor dem Hintergru nd der in wachsender Zahl in die Bundesre­
publik einströmenden Viet nam-Flüchtlinge drangte die 
COU/ CSU auf eine Verschtlrfung der Asylbestimmungen, mit 
dem Ziel, FlOchtlingen aus reaktionären und faschistischen Sy· 
stemen die Aufnahme weiter zu erschweren, wobei auch rassi­
stische Motivationen nicht ausgeschlossen werden können. 

. ,Beiträge" zum USo Vietnamkrieg 

Carl-Dieter Spranger, Obmann der CDU/ CSU-Bundes­
tagsfraktion im Innenausschuß, warf der Bundesregierung ei ne 
"gescheiterte Asylpolitik" vor und klagte: " Die Platze, die fü r 
die Vietnam-Flücht linge benötigt werden, sind weitgehend 
durch die Scheinasylanten blockiert. Diese sind aus aller Herren 
Länder - angelockt durch unser großzügiges Sozialhil fesystem 
- illegal über die Grenze gekommen und haben umer Miß· 
brauch des Asylrechts und unter Ausschöpfung aller Rechtsmit­
tel in der Regel einen mehrjährigen Aufenthalt in unserem Land 
erschlichen." Il Ähnlich die Landesregierung Baden· 
Württembetgs, die beklagte, Plät ze für eine steigende Flut von 
"dubiosen" Asylanten bereitstellen zu müssen und deshalb nun 
keine Plätze mehr fü r Vietnam-Flüchliinge zu haben. 1J 

.Daß die beabsichtigte Asylrechl5\'erschärfung nicht allein die 
"Wohlstandsimmigranten" (Strauß) , sondern vor allem die 
von reaktionären Regimes verfolgten politischen Flüchtlinge 
treffen sollen, darauf wies u. a. auch Amncsty International 
hin. Den COU-regienen Landern warf sie "Messen mit zweier­
lei Maß" vor: Während Inder und Pakistani zu 80"'0 abgewie­
sen, Kurden nur in Ausnahmefällen Asylrecht erhielten, bei 
Chilenen langwierige Prtlfungen vorgenommen werden. seien 

, ~elnameJIJdle Opfer dei US-Bombenklieoe, In HaJpha/lf1 1072113, wo· 
rulnr dIe CDUICSU kein War! der Krill'" verlor 

die" Vietnam-Quoten" freiwillig verdoppelt worden. I. 
Dartlber hinaus wurde in zahlreichen Presseberichten über die 
in der Bundesrepublik eingetroffenen Vietnam-Flüchtlinge _ 
u. a. auch in der Panorama·Sendung vom 11 . September 1919 
deutlich, daß es sich bei den Vietnam-Flüchtlingen vor allem 
um Winschaflsemigranten handelt, Menschen, die nicht bereit 
sind, di~ vom Krieg verursachten haften Lebensbedingungen in 
Viet nam auf sich zu nehmen. 
In der Diffamierung der Vietnam-Solidaritätsbewegung der 
60er und 70er Jahre waren sich COU/ CSU - hier dokumen· 
tiert in den Zitaten von Franz Josef Strauß und Jürgen Toden­
höfer - eben falls mit den Regierungspartein einig: An die 
"Viet nam-Generation" richteten sie den Vorwurf, zwar einst 
die Verbrechen der USA in Vietnam angeprangert zu haben, 
jetzt aber über die Verbrechen der sozialistischen Regierung zu 
schweigen. 
Generell läßt sich die gegenwärtige Vietnam-Politik der Unions­
parteien als Fortsetzung ihrer vor allem während des US­
Krieges mani fest gewordenen Regieru ngspoli tik gegenüber 
Vietnam erkennen. Diese wurde von der US-Zeitschrift US 
Ne .... 'S & World Report Mille der 60er Jahre folge ndermaßen 
charakterisiert: " Die Bonner Regierung (unter Ludwig Erhard, 
d. Verf.) unterstützt die Position der USA in Vietnam. Sie be­
hauptet, es gabe kein Ersuchen, das nicht ernsthaft bedacht und 
geprtlft worden ist." " 
Dies bezog sich nicht allein auf das Treffen zwischen US­
Veneidigungsminister McNamara und Bundesverteidigungsmi. 
nister von Hassei (COU) im Mai 1964, bei dem von Hassel den 
USA eine "feste Zusage fü r eine Unterstützung des Kampfes in 
Südvietnam" gab. 16 Dabei einigten sich die beiden Politiker 
weiterhin auf Devisenausgleichszahlungen an die USA 17 und 
die ErhOhung der Bonner Rüstungskredite für die Saigoner 
Marionenen-Regierung. I' Bereits nach einem Jahr war "die 
Bundesregierung zum zweitgrößten Geberland für Südvietnam 
nach den USA" aufgerückt. 19 

Bedingungslose Befürwortung der Völkermord· Politik der 
USA in Vietnam stellte die CDU/ CSU denn auch in jeder Phas.: 
des US-Aggressionskriegcs öffentl ich unter Beweis: 
Als 1964 die USA den 80mbenkrieg gegen das sozialist ische 
Nordvietnam (Demokratische Republik Vietnam) ausdehnten, 
telegrafierte Bundeskanzler Erhard (COU) an US-Prasident 
Johnson sein " Verständnis für das amerikanische Vorgehen in 
Vietnam". » Wenig später erklärte er sich verpfliChtet, " der 
amerikanischen Regierung in ihrer Südostasien-Politik morali­
schen Beistand zu leisten, damit Asien nicht dem Kommunis­
mus überantwortet werde. "ll Im Dezember 1965 versicherte 
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der CDU-Kanller bei einem T reffen mit US-Präsident Johnson: 
"Ich schäme mich des geringen westdeutschen Beitrages zum 
Vietnam-Krieg im Vergleich zu den Anstrengungen, die Sie 
selbst leisten." 22 
Der "größere Beitrag" - die Entsendung von T ruppen aus der 
BRD nach Vietnam - war zwar mehrfach erwogen worden. 
aber als innen- und außenpolitisch n icht durchsetzbar erkannt 
worden. Schon 1964 hatte es F, J . Strauß für "militärisch nütz­
lich" gehalten, "Offiziere aus der Bundesrepublik zur Ausbil­
dung zum Partisanenkrieg nach Südvietnam zu schicken, "2J. 
Und 1966 sprach sich CDU-Verteidigungsminister Schröder in 
interfrakt ionellen Gesprächen für den Einsatz von BRD­
Truppen in Vietnam a us. 2.4 

Auch die ersten Luftangriffe auf die Hauptstadt der Demokra­
tischen Republik Vietnam (DRV), Hanoi, wurden von der 
Unions-Regierung begrüßt. 25 Und Bundespräsident Heinrich 
Lübke (CDU) wünschte den USA aus Anlaß des Unabhängig­
keitstages: "Möge auch der gegenwärtige Kampf, den Ihr 
Land. . in SUdostasien führt, von Erfolg gekrönt sein. "26 
Bei der polit isch-propagandistischen Unterstützung des US­
Aggressionskrieges ließ es die CDU/ CSU nicht bewenden. In 
der Zeit der Unionsregierungen der 60er Jahre gewährte sie dem 
Saigoner Regime beispielsweise eine Militärhilfe in Höhe von 15 
Mio DM, lieferte sie große Posten von Stacheldraht zur Umzäu­
nung der "strategischen Wehrdörferi ' und bildete sie Saigoncr 
Gruppen an Flammenwerfern aus der BRD aus. Über die Asia­
tische Entwicklungsbank gewährte sie dem US-Marionetten­
Regime beträchtliche Beträge als Kredite und Darlehen. ~7 
Und über die Konrad-Adenauer-Stiftung finanzierte sie - wie 
197.3 aufgedeckt wurde - mit Millionen Mark deutscher Steu­
ergeIder die reaktionäre Gewerkschaft CVT in Saigon, die über 
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bcwaffnete Kampfeinheitcn verfügtc und deren Führer "einer 
der Großen des Regimes Thieu" war.!8 

Von größerem Gewicht als die militärische und finanzielle Hilfe 
ror den US-Krieg ist zweifellos die politische UnterstOtzung ge­
wesen, die eine völlige Isolierung der USA im westlichen Bünd­
nis verhinderte und von den Diktaturen in Saigon als Unterstüt­
zung im "Kampf gegen den Kommunismus" propagandistisch 
genutzt wurde. 

Angriffe auf die Vielnam-Solidarilätsbewegung 

Auch Angriffe auf die politische und die humanitäre Vietnam­
Solidaritätsbewegung gehörten damals zu einem der Schwer­
punkte christlich·sOj:ialer Vietnam-Politik. 1910 versuchte F. J. 
Strauß mit einer demagogischen Anfrage im Bundestag zum 
Aktions-Bündnis Initiative Internat ionale Vietnam-Solidarität 
Sozialdemokraten und Liberale aus dem Bündnis herauszubre· 
chen.:!9 Und CDlJ-Sprecher Weiskopf griff 1912 die Theologie­
professorin Uta Rank e- Heinemann öffentlich wegen ihrer Un­
terstützung für den Spendenappell der Hilfsaktion Vietnam 
e. V. an. XI 

Die Vietnam-Politik der CDU/CSU beinhaltet die aktive Unter­
stützung der US-imperialistischen Strategien des "Roll Back" 
und der Niederwerfung anti imperialistischer Befreiungsbewe­
gungen sowie die mehr oder minder offene Unterstützung der 
chinesischen Großmachtpolitik und der Pekinger Aggression 
gegen Vietnam. Nach innen bedeutet diese Politik : Zuspitzung 
der antikommunistischen Demagogie, nicht nur gegenüber der 
Vietnam-Solidaritätsbewegung, sondern auch der gesamten de­
mokratischen Bewegung. 

27) Ebenda. S. 189 
28) Vgl. Der Spiegel, NT. 35127. 8. 1973 
29) F, Werkmeister. Die Protestbewegung .... a.a.O .. S. 184 f. 
30) Ebenda, S. 219 
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Jürgen Ostrowsky Kontinuität 
imperialer Afrikapolitik 

• 

/)eU/amt KOlo",ali1up~n in ~ildWe"(llrilU'1 INamlbla}1 wo ,je mil dem HeterolcrleI11(J(U.Q7 elnu 
RtJrlebel1 , AJ,lkgteJ.ender rn/I Kolonia/menlalllill. F . . SltaWl 

Das Wesen der Afrikapolit ik des deutschen Imperialismus war 
seit jeher dasselbe: "Für Deutschland als Indust riemacht ... 
war Katanga (die heutige Provinz Shaba in Zaire; d. Verf.) als 
Rohslofflicferant mit das eigentl iche Ziel des neuen mitteIafri­
kanischen Kolonialreiches . . Somit beanspruchte Deutsch­
land im Westen Afrikas 1918 . .. die Herrschaft \'00 Kap Verde 
bis zur Mündung des Oranjc" . I 1941 hieß es: " Wir slehen un­
mittelbar vor einer Neuordnung in Afrika . . \Vir brauchen 
Afrika in erster Linie als ROhsloffquel1c und Absatzgebiet , und 
wir werden damit die wirtschaft liche Unabhängigkeit erlangen, 
die fOr ein großes Volk eine selbstverständliche Forderung 
ist". : 
Das deutsche Monopolkapital hat diese Zielsetzung auch nach 
1945 nicht aufgegeben, "Nicht das Endziel, sondern nur die 
Methoden, die dahin fUhren können, mUssen geändert 
werden", sehrieb 1960 einer der bekanntesten Kolonialideolo­
gen des Dritten Reiches,} So galt es erneut einem Mißstand ab­
zuhelfen: "Deutschland ist strategisch das wichtigste, wirt­
schaftlich das stärkste" , aber "politisch das schwächste Land 
Europas", kritisierte Franz Joser Strauß 1969.· Der BRD ge­
bühre eine Führungsrolle in Europa. heißt dies unmiß\'erständ­
lieh. einem Europa, fOr das es "höchste Zeit (ist), die Kräfte in 
der Weh t u verändern", und dies in eindeutiger Richtung: 
"Keinesfalls dUrfen wir einfach erklären, der Kalte Krieg sei 
nun vorüber", S 

Füh rung der Afrikaner durch den "weißen Mann" 

Auch hinsichtlich Afrikas stimmt die Linie: "Einerseits besitzt 
Afrika die grbßten ROhstoffvorkommen, ohne die die europäi­
sche Wirtschaft nicht existieren kann. , Europa braucht aber 
auc,h den afrikanischen Markt, um seine Wirtschaft in Gang zu 
halten", Um dieses Interesse abzusichern, proklamiert F. J . 
Strauß das Bestehen einer "Achse'" zwischen "Nord und 
Süd", zwischen Europa und Afrika. aus politischen, wirt­
schaftlichen und militärischen GrUnden , , . Die Stabilisierung 
dieser Achse, , ist von immenser Bedeutung und Wichtigkeit 
für den Frieden in unserer (!) Welt" ,6 Das unterscheidet sich 
grundsalZlieh nicht von den Konzeptionen ' des BRD-

Monopolkapitals, wie sie von der sozialliberalen Regierung ver­
treten werden: "Afrika liegt uns am nachsten und ist Europa hi­
storisch am engsten verbunden ; es ist daher das natUrlichste 
Feld deutscher und europäischer Interessen". 7 

Was F. J, Strauß von der gegenwärtig dominierenden Variante 
westdeutscher Politik unterscheidet, sind taktische Differenzen 
und Elemente' seines Weltbildes wie offener Rassismus, die ihn 
in die spezifische Kont inuität der reaktionarsten Strömung des 
deutschen Imperialismus einreihen, F, J. Strauß ist dabei Expo­
nent eines vielfältig vernochtenen Rechtskartells, das über die 
BRD weit hinausreicht - einer "schwarz-braunen Internatio­
nale" von Rechtsextremisten jegliCher Schattierung, 
F, J. Strauß und seine politiSChen Verbündeten betrachten sich 
dabei als engagierte Vorkämpfer des "freien Westens". In ih­
rem Denken ist Afrika Opfer des "Griffs Moskaus", einer 
"Strategie, die sich der unmittelbaren Hilfe der kubanischen 
Fremdenlegion bedient, ' .. ein Stück großangelegter, in gro­
ßen geographischen Räumen und langen Zeiträumen konzipier­
ter Strategie". 8 
Da ist es "wenigstens te ilweise eine Folge guter Kolonial­
politik"9, wenn diese "Strategie" einmal nicht aufgeht. Be­
schönigung und Verherr lichung des Kolonialismus gehen F. J . 
Strauß auch sonst ungeniert von den Lippen; in seiner Rede in 
Togo und Deutschland bestehen traditionell freundschaft liche 
Beziehungen, welche bereits aus dem 19. Jahrhundert her stam­
men , . , Ich habe oft davon erzählen gehört, daß die deutsche 
KOlonialverwaltung sowohl sehr wirksam als auch gut war." 

Zwar wird beilaufig auch Afrikanern "im Prinzip" gleiche In· 
telligenz zugestanden. In der Kombination mit ausführlichen 
Darlegungen darüber, daß diese jedOCh "einfach nicht ,Ent­
wicklungsstufen, für die andere Dutzende von Generalionen 
benötigt haben" ,überspringen" kOnnten. bleibt dies aber ei­
ne leere Floskel. Afrikaner, so die Quintessenz, benötigten eben 
noch auf lange Sicht die Führung durch "den weißen Mann". 
Wo diese fehlt, drohen "Staatsban krolt und Massaker", zu mal 
wenn es sich um die MachtUbernahmc von Befreiungsbewegun­
gen handelt. 10 

"Unfähigkeit, Mißwirtschaft, Schlamperei, Korruption und 
Willkür" pragen unabhangige Nationalstaaten 11, die sich ihrer 
kolonialen Herren gänzlich entledigt haben. Ohne "die Wei-
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Ben" geht nichts im Afrikaklischee des FJS. 

Dem globetrouenden Stammtischtheoretiker ("Ich war in dem 
Augenblick ... auf seinem Boot auf dem Fluß, dem ehemali­
gen Kongo") ist "Antirassismus" folgerichtig ;,zu einem - in 
al ler Regel kommunistisch angestimmten - Kampfruf gewor· 
den (was ausreicht, um ihn zu diskreditieren; d. Verf.), hinter 
dem sich häufig nur ein neuer, anti·weißer Rassismus verbirgt" 
(siehe Weitpolitische Diktion des F. J . Strauß in diesem Heft). 
Blindwütiger Haß pragt die Auslassungen von F. J . Strauß und 
CDU/CSU-Politikern Ober die Bef~iungsbewegungen. Unter 
der überschrift "Ordnung, Freiheit und Gerechtigkeit in Afri­
ka" (man beachte die Reihenfolge) definiert F. J . Strauß: 
"kommunistische Terrorbewegungen ... , die das Christentum 
ausrOllen, die Schwarzen unterdrucken, die Weißen vertreiben 
und dort ein revolutionäres Regime marxistischer Vorstellungen 
errichten wollen". 12 In diesem Stil eines "Stürmer" geht es 
fort: "Anbrandende rote Horden" (CSU-Md B Graf Huyn); 
"Kommunistische Mordbrenner" (Deutschland· Magazin, 
Hrsg. ist die DeutSChland-Stiftung); "kommunistische Terrori­
sten und Mörderbanden" (CDU-Md B J. Todenhöfer); "von 
Moskau geschulte Verbrecherbanden" (Graf Huyn); es feh lt 
auch nicht die Gleichsetzung mit der "Baader·Meinhof·Bande" 
(Strauß). II 
Die Bezeichnungen und Vergleiche verweisen auf die den Be­
freiungsbewegungen zugedachte Behandlung. F. J . Strauß in 
Sonlhofen: "Und zwischen kriminellen und politischen Gang­
stern ist nicht der geringste Unterschied ... Und wenn wir hin­
kommen und raumen so auf, daß bis. zum Rest dieses Jahrhun­
derts von diesen Banditen keiner es mehr wagt ... -das Maul 
aufzumachen". I. 
Aller Rassedünkel des F. J. Strauß bed~utet freilich nicht, daß 
nicht übergeordnete politische Erwagungen den ~usschlag ga· 
ben. Für ihn rangiert die Klassenfrage vor der Rassenfrage. 
FolgliCh gibt es für ihn Afrikaner, die in den Genuß von Lob 
und bevorzugter Behandlung kommen - solche, die sich die 
Verteidigung der "unternehmerisch-privalwirtschaftlich orien· 
tierten Wirtschaftsentwicklung" U zum Anliegen genommen 
haben. Prowestlich orienliert, sind sie Stützpunkte der imperia· 
listischen "Stabilisierung" Afrikas. Den reaktionärsten unter 
ihnen gilt das besondere Augenmerk des Franz Josef Strauß, 
der CSU und der Hanns-Seidel-Stiftung (HSS). 

"Modelle" Zaire und Togo 

"Ein hochinteressantes Gebiet voller natürlicher Reserven", 
befand der Ge$chäftsfOhrer der HSS, Lengl, 1978 nach einem 
Besuch Zaires. 16 Unter dem korrupten und despotischen Regi­
me Mobutus blieb Zaire ein treuer Vasall (und Schuldner) der. 
NATO·Mächte und Parlner der "Dialog-Politik" Südafrikas. 
Mobutus Massaker an Tausenden von Oppositionellen sind für 
Strauß nur "FeWer, die gemacht worden sind" (Spiegel. 
Interview). 

Togo war inzwischen fünfmal das Ziel von Strauß-Besuchen. 
1979 grUndete sich eine " Bayerisch-Togolesische Gesellschafl 
e. V. "; die Idee dazu hatte Togo-Staatschef Eyadema bei sei· 
nem Besuch in München 1977 gegeben. Den Vorsitz führt F. J . 
Strauß, seine Stellvertreter si nd Staatsminister Fritz Pirkl (zu· 
gleiCh Vorsitzender der HSS) und der Schatzmeister der Prasi· 
dent der Bayerischen Landesbank , Ludwig Huber. Ebenfalls 
1977 wurde in Togo als Filiale der HSS eine "Eyadema­
Stiftu.ng" gegründet; der CSU-Paneitag beschloß im selben 
Jahr eine jahrliche Zuweisung lIon I Mio DM. 
Weitere HSS.Niederlassungen sind in Kenia und Tansania so­
wie vor.allem in Namibia, Zimbabwe und Süda frika in Aussicht 
genommen. Die Konrad-Adenauer-Stiftung lIerfügt bereits üb!!r 
Filialen in Ägypten, Gabun, Ghana, Kamerun. Kenia, Nigeria, 
Ruanda, Tansania und Zaire. 
Nach dem 25. April 1974 wirkten CDU und CSU mit an den 
Zerschlagungsversuchen gegen die Befreiungsbewegungen in 
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M~ambique und Angola. 
Die Seidel-Stiftung finanziert ein sog. Institut für portugiesi­
sche Studien (I EP1, das unter der Schirmherrschaft des ehemali­
gen Oberseeministers unter Salazar, Adriano Moreira, steht. 
Zwischen diesem Institut und der fasch istischen Organisation 
MIRN des ehemaligen Oberbefehlshabers der Kolonialtruppen 
in M~ambique, Kaulza de Arriaga, bestehen Verbindungen. 
Bei einem Besuch von Mitgliedern der HSS, darunter von Habs­
burg und Pirk!, wurde als Perspekti\'e des IEP vorgestellt, Sam­
melpunkt fUr eine mysteriöse Orientierung Portugals zurück 
zur .. Wiederbegegnung ... mit seiner Identität und dem Ge­
schick des christ lichen , ozeanischen und europäischen Landes" 
sein zu wollen - eine nur obernächliche Kaschierung für Re­
stauration im Lande und konterrevolutionäre Manöver gegen 
die Ex·Kolonien. Ende 1978 traf sich F. J . Strauß in Lissabon 
mit dem IEP-Vorsitzenden, dem ehemaligen General Silverio 
Marques, sowie mit Kaulza de Arriaga. 17 

Mit Kaulza unterstOtzt F. J . Strauß einen Vertreter des faschi­
stischen Portugals, der nament lich in M~ambique bewiesen 
hat, daß er den konterrevolutionaren Terror zur Methode erho­
ben hat. Neben anderen Organisationen war es die FICO abge­
kürzte Bewegung rechter Weißer unter Arriaga gewesen, die im 
Herbst 1974 einen blutigen Put schversuch gegen die FRE­
Ll MO·Übergangsregierung unternommen hatte. "Partncr" de 
Arriagas war hierbei der Industrielle und Satazar-Vertraute Jor­
ge Jardim, von dem der Bayernku rier damals schWärmte: .,Wie 
ein Zauberwort wirkt der Name ... Jorge Jardim, der sich der 
Machtübernahme durch die ,Frelimos' widersetzen will". 18 

Zur Unterstützung des Krieges der Südafrikaner und internatio­
naler SOldnerbanden gegen die MPLA in Angola grOndeten 
Strauß-Freunde wie von Hassel (übrigens Verwaltungsratsmit· 
glied der noch 1975 "Kolonialgesellschaft" genannten Deutsch· 
Ostafrikanischen Geselischaft;Hamburg), 0110 von Habsburg, 
Kurt Ziesel (Vorsitzender der DS) und Gcrhard Löwenthai An· 
fang 1976 eine Initiative Internationale Angola-Solidarität, wel· 
che die "freiheitlich denkenden Bürger und die freie Wirt­
schaft " aufrief, für die "Freiheit Angolas zu spenden".19 
Strauß selber unterhält noch heute "Kontakte ... mit den bei· 
den antikommunistischen TruppenfUhrern von Angola"20; das 
sind die AnfUhrer der Terrorbanden FNLA und UN ITA, Hol· 
den Roberto und Jonas Savimbi. 

c internationale Reaktion und die hinter ihr stehenden Kräfte 
haben die Pläne, die revolutionären Entwick lungen in Afrtka 
rückgängig zu machen , nicht aufgegeben. Mit seinen Kontakten 
zu Personen wie Arriaga, Roberto und Savimbi gehört F. J. 
Strauß einem internat ionalen Netz von Verschwörern gegen die 
Unabhängigkeit Afrikas und die Linke in Europa an. Ihre Trä­
ger sind Organisationen und Einzelpersönlich keiten der in sich 
diffusen "Euro-Rechten". 
Ende 1976 trafen sich in Barcelona zu einer der inzwischen zahl. 
reichen Tagungen dieser Gruppierungen u. a. Vertreter der fa­
schistischen MSI Italiens (zu der von Habsburg Beziehungen 



F. J. Strauß in der " Modellkolonie" Togo 
TOgQ, einsl ,,'ne dtr ,.'enigen Kolonie", die dem deU/sehen Imperialis­
mus der wilhelminischen Arg VI,',.,""nl IVoren, z/lh/t zu den 1H.'\lo~ug­
leSlen Neisn:ielen des F. J. S/rou). Oe, CSU- VQ,sil~ende knüpfl hier 
an olle Tradiriarlen on. um den pali/iSchen und wiruchajllicl'ren Ein­
/I14J des 8RD-NeokQlonialismrls in der sogenannten "Schw,~il Afri­
kas" tu kOl'/Solidieren. So btgll'ilt>len ihn im Mfin. 1977, als f'r sich in 
seiner bacheidenen Art in Lomt tum vierten Mal als "Priisidenl 
S/ruu,P" empfangen ließ (da/Ni ... ar F. J. Strauß damals noch nielli 
f'innra/ bayrischer Landesl'Off'rj, der Nohnmgsmitlelkon::emchel J . 
M On. aus RQSf'nheim und der damalige VOTSitZl!nde der Hanns­
~ide'·StilluIl8 F. Pi,kl. Sie verbund bd ihrem Tf(/f mil dem logoIr­
sischtn Priisidenlen Eyodemu das gemeinsame Inter~ on der FlJr­
derun8 des .. ,uten Investitionsklimas"!ur die bundesdeutschen Kon­
~erne und das'" Ung/ilck" uber den einstigen Verlust dieYr d.!utschen 
" Model/kolonie", In seiner Rtde on den "bewunderswerle/, SIOQIS­
I/Io/m" Prilsidenl GenerIlI Gnassingbt l:.Yodima gab F, J, Strauß!ol­
gende Belehrungen ,um besten: 
"Zwischen der Republik Togo und Deutsctllan~ be5t~hen tradit ionell 
freundschaftliche Beziehungen, welche bereits aus dem 19. Jahrhun· 
dert her Stammen. Die Spuren davon sind auch heute noch sichtbar 
und sei es auch nur in der Erinnerung der Allen. Diese Zeit war be­
stimmt vom Imperialismus und vom Kolonialismus. Ich habe oft da­
von erd.hlen g~hOrt, daß die deutsche Kolonialverwahun& sowohl 
schr wirksam als auch gut war und gewisse Fortschriue gebracht hat. 
Die Eiscnbahn und auch einige Autost raßen sind der Be .. 'cls <!afOr. 
Togo wurde in dieser Zeit als "M odellkolonie" in DeulSchland gc-­
nannt. Aber alles das wäre nicht mOglich ge"'esen, .... ·enn nicht die In· 
\el ligenz und die Aktivität der Bevölkerung die deutsche Kolonialver­
wallung unterstützt häuen. Die große Sympathie der Deutschen für 
TOgo und seine Bevö lkerung geht ebenfalls auf diese Epoche zurück . 
Dt:utschland hat den I. Weltkrieg ver lorentlnd mit ihm scine wenigen 
Kolonien, In der damaligen Zeit sah man diesen Verlust als ein Uno 
glOck an . Aber später zeigten sich die Vorteile di(SCS Verlustes, etwas, 
was von den Siegern nicht vorhergesehen wurde. Dt:ut$thlalld und 
Afrika und ganz speziell Togo schen sich heute als Folge davon als 
Partner. 
Die Kolonialzeit ist zu Ende, aber zwischen Europa und Afrika gibt 
es heute eine gegenscitige Abhängigkeit ganz besonderer Art. Afrika 
ist heute auf dem Weg von der Vergangenheit in die Zukunft, Der 
größte Teil Afrikas befindet sich immer noch im Stadium der Ent­
wicklung. Afrika hat daRer Probleme, welche Konflikte hervorrufen 
können , So sc tlen wir, daß eine Großmacht, eine .. Superpower" wie 
man im Englischen sagt, schon seit lahren versucht. einen immer grö­
ßeren Teil Afrikas unter seine politische Kontrolle zu bekomrnen. Um 
dieses Ziel zu erreichen, benutzt sie sogar eine neue Fremdenlegion, 
d. h. Zehntausende von kubanischen Soldaten. Wir glauben, daß die· 
sc Entwicklung äußerst gellhrlich ist. 
Unscre BemOhungen gehen nicht dahin, Konflikte her\'orzurufen, 
sondern unseren BciulU1. zum Aufbau der Ulnder auf dem Weg ihrer 

Entwicklung zu leisten. Afrika und Europa brauchen einander gegen­
seieig. Einerseits b!:sitn Afrik.a die i rößlen RohSlOffvork.ornmcn, oh· 
ne die die europäische Wirt$thaft nicht exist ieren kann. Europa au.f 
der anderen Seite hat das Kapital, die wissenschaftlithen und techni· 
schen Kenntnisse und das Management, welche fIlr den Aufbau und 
die Entwicklung der afrikanischen Staaten unerUl.ßlkh sind. 
Es ist falsch und IrIlgeri$th, nicht sehen zu wollen, daß neben der OSt­
West·Achsc. zwischen Europa und Rußland eine andere, ebenfalls 
wichtiie Achsc . ..... enn nkht noch wichtigere Achse zwischen Nord 
und Süd, zwischen Europa und Afrika, aus politischen, wirtschaft li · 
ehen und militärischen Gründen besteh t. Die Stabilisieruns dieser 
Achsc von Nord nach Süd ist von immensrr Bedeutung und Wichtig­
keit für den Frieden unscrer Welt. 
Afrika braucht heute den europäischen AbsalZrnarkt fOr stine Roh· 
stoffe und verschiedenen Nahrungsmiuel. aber auch für einige Indu· 
strieprodukte. Mil wnehmender industrieller Entwkklung wird es in 
Europa zunehmend auch als Absatzmarkt für alle Produkte brau­
chen, die in Afrika hergestellt wurden. Europa braucht aber auch den 
afrikanischen Markt. um seine Wirtschaft in Gang zu halten und Ar­
beitslosigkeit zu \'erhindern. 
In diesem Zusammenhang kommt der Erziehung und Berufsausbil­
dung der Menschen eine besondere Rolle zu. Es ist genau dieser 
Grund, warum Europa an einem wirt$thafllich starken Afrjka inter­
cssiert ist, einem Afrika, welches in der Lage iSI, europäische Produk· 
te zu kaufen und an dem internationalen Handelsweube\o.·erb teilzu­
nehmen. 
Das wird nur möglich sein, wenn sich die Wirtschaft in Afrika in Frei­
heit entwickelt. d. h. nach den Grundsätzcn der freien Marktwirt­
schaft. Der Staat muß die Wirtschaft kontrollieren, aber er darf sie 
nicht zu schr reglementieren. Er muß freien Zugang und genügend 
Möglichkeiten fOr die Privatini liative schaffen. Die Rohstoffe und 
die Maschinen .... ·erden nur dann abllebaut und verwertet werden kö n­
nen, wenn die Menschen einen-hohen Ausbildungsstand erhalten und 
fO rlgeschrimne technische Fähigkeiten erlernen können. ( ... ) 
Toso wird heute als ein stabiles Land angesehen, in welchem das in· 
\'estierte Kapital aus der Bunde$republik Dcul5Chland und aus der 
deutschen Privatwirtschaft zum ~ten Nutzen gebraucht wird. Die 
Zusammenarbeit, die im Rahmen der ,Eyadema-Sliftung' beschJos­
scn wurde. wird zum zukünftigen Aufbau des Landes beitragen. Uf!­
ser vorrangiges Ziel wird die Erwachsenenbildung und besonders 
auch die Fortbildung der JUiendlichen sein, mit dem Ziel, ihnen so 
gut wie möglich w helfen, ihre Pnichten und Aufgaben im Dienst des 
Landes zu erfüllen. 
Die Hauptstadt Ihres Landes, Lorne. hat einen internationalen Ruf 
als internationales Zentrum fIlr Kongresse und Konferenzen erwor· 
ben. Und Lome ist zum Symbol fIlr die internationalen Vereinbarun· 
gen geworden. die zum Fortschrilt bcider Kontinente, Afrika und Eu· 
ropa, beitragen muß . ( ... )" 
(Zit.nach: Ba)'ernkurier, MOochen, 12. 3. 1977) 

Emp/anQ dei TOQo.Be,udlll!r, F. J. StrollB /pn In Lomt dwdl S'aauprdaldent Eyod~ma 
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hatl l , (Mitglieder der französischen OAS, die gegen Algeriens 
Unabhängigkeit geputscht haue, Neonazis aus der BRD sowie 
Repräsentanten der porlUgiesischen Reaktion: u. a. der FNlA­
Kommandeur SantoS e Castro, der MD LP-Organis:ator und 
Spinola-Vertraute Alpoim Calvao, Jorge Jardim. 
Zwischen diesen Kräften und einer Vers.chwörergruppe mit Na­
men ONAl (Neue Organi,sation 'für ein freies A.frika) gibt es 
personelle Verbindungen, vor allem über den französischen 
Journalisten und Vertrauten des UNITA-Chefs Savim'bi, Domi­
nique de Roux, Mitglied der mitunter verharmlosend als Grup­
pe von " Rechtsintellektuellen" bezeichneten französ ischen 
Verbindung G~ECE. Die etwa 5000 Mitglieder des G RECE 
pflegen Rassentheorien, elitäre Gesellschaftstheorien und Ger­
manenkult . ll 

Zwischen dem G RECE und dem Umkreis des F JS gibt es Bezll­
ge : "Eine besonders enge Bindung (des GRECE; d. 'ilerf.) be­
steht zu dem Publizisten Armin Mohler :], Milglied der 
"Deutschland-Stiftung" (Kuratoriumsmirglied: Fritz Pirk l). 
Der gebürtige Schweizer Mohler desertierte 1942 aus der Armee 
und "gi~g illegal nach Deutschland, um der SS beizut reten ... 
Er gilt als außenpolit ischer Berater ven Franz Josef Strauß". ~ 
Mitglied eines Komitees des GRECE ist auch der NPD- Ideologe 
Ernst Anrich, zugleich Angehöriger des rechtsradikale.n Witiko­
Bundes . Seit 1976 veranstaltet dieser Bund 'zusammen mit dem 
Coburger H ilfskomitee Slldliches Afri ka des NP D-Funktionärs 
und Schrifileiters des Blaues Nation Europa, Peter Dehoust, 
Südaf rika-Seminare. 

.;Schwarz~br~une Internationale" gegen Afrika 

In einer BroschOre die5es Komitees heißt es u. a.: Wie "die Be­
gabungen (der Menschen; d. VerL) verschieden sind. so auch 
ihre Entwicklungsstufe und die Fähigkeit, sich unter heutigen 
Bedi ngungen in Freiheit selbst zu regieren". Mit Grußadressen 
erwiesen diesen Seminaren z. B. die Unionspolitik.:r Niegel 
(CSU), H . Hupka und J . Todenhöfer (beide CDU) ihre Reve­
renz; zu den Rednern gehörten u. a. Bayernkurier-Autor von 
Studnitz und CSU-MdB Graf Huyn . lS • 

Das Hauptaugenmerk des Franz JosefStrauß und seiner Umge­
bung gilt dem Südlichen Afrika. Häufige Reisen von Unionspo­
lit ikern - in der Regel fi nanziert von slldafrikanischen Propa­
gandainstilUtionen - dienen dem Zweck, ein positives 
Apartheid-Bild zu fördern und zu festige n. Es gibt ka'um einen 
Unionspolitiker von Rang und Namen, der nicht schon Sü~afr i· 

ka, Namibia (das durchweg noch mit dem deutsch-kolonialen 
"Südwestafrika" bezeichnet wird) oder "Rhodesien'" besucht 
hätte. Häufigster Gast seit 1966: F. J . Strauß, der fas t Jedes 
Jahr seine Aufwartu ng zu machen pflegt. 
34 

Ei nhellig fallen die Lobsprilche aus. F. J. Strauß, wie stets im 
Besitz "der Wahrheit". erk lärte es für "unsin nig, von Ausbeu­
tung und Unterdrückung, ja von rassischer VerfOlgung der 
Schwarzen zu spreehen". ;:6 Bezeich nenderweise nahmen an den 
"Unabhängigkeit s"feiern für die südafri kanischen ßantustans 
aus der ß RD bislang nur C DU/CSU- Politiker teil. Alfred Dreg­
ger, der als Gast der South Africa Foundation und in Beglei­
tung des Springer-Journalisten Hans Germani, eines notori­
schen Rassisten, gereist war, beendete seine Tour mit dem Be­
kenntis: "Wenn ich Bure wäre. wOrde ich mich auch auf die Fe­
stung zurückziehen und um mich schießen." 21 
Propagandaorganisationen für die rassist ischen Regimes wie die 
aus Mitteln des skandalumwitterten südafrikanischen "slush­
fund" (Bestechungsfonds) jährlich mit rund 1 Mio DM ausge­
haltene Deutsch-Südafrikanische Gesellschaft (DSAG) oder die 
Deutsch-Rhodesische Vereinigung (DRV) erfreuen sich guter 
Kontakte zu r CDU/CSU.2B So gehört dem DSAG-Vorstand 
das DS- Kuratoriumsmitglied Conrad Graf von Roedern an. 
und der Mitbegrllnder des CDU-Wirtschaftsrates. Konsul 
Picken, war lange Vorsitzender der DSAG. 

1978 gründeten Unionspolitiker wie Eugen Gerstenmaier und 
Hans Klein eine Deutsche Afrika-Gesellschaft, die nach eigenen 
;).ngaben "die große freiheit lich gesinnte Mehrheit der Afrika­
ner gegen eine terroristische, außengesteuerte Minderheit" un­
terstützen und "Menschenrechtsverletzungen in allen afrikani­
schen Staaten entgegenwirken" will.2\I über Stellungnahmen 
zugunsten der " internen Lösung" fOr Namibia ist sie freilich 
bislang nicht hinausgekommen. 

Lob der Apa rtheid 

Das Engagement des CSU-Vorsitzenden und seiner Freunde er­
schöpft sich indes keineswegs in politischer Unterstützung . . 
Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der .BRD und Si.ld­
afrika waren bereits kurz nach 1945 wieder installiert. Ihren ei­
gentlichen Aufschwung nahmen sie jedoch nach der Krise 
1966/ 67. 1966 unternahm F. J. Strauß seine erste (von der 
DSAG arrangierte) Südafri ka-Rcise, bei der ihn Hans Germani 
begleitete. Nach seiner Rückkehr empfahl er eine "Verstärkung 
der Win schaftsbeziehungen" als "im beiderseitigen Interesse" 
liegend. » Am 2. November 1%7 trafen sich auf Initiative des 
damaligen Finanzministers der Großen Koalition F. J . Strauß 
bei Bonn Vertreter des BRD-Monopolkapitals, der Ministerien 
sowie südafrikanischer Firmen und Regierungsstellen zu einer 
Geheim konferenz. Fllr F. J. Strauß nahm der CSU-Vize­
präsident des Bundestages, Richard Jaeger, teil. Die BRD­
Delegation leitete BD I-Präsident Berg; ihr gehönen u. a. an Re­
präsentanten der Deutschen und der anderen Großbanken, von 
Krupp, Thyssen, DEMAG, Klöckner, i\EG-Telefunken, Sie­
mens, Bosch, VW, DegusS\l und Lufthansa. 
Jüngere Südafri ka- Reisen sahen F. J. Strauß als Vertreter eige­
ner Interessen als Aufsichtsratschef der Airbus-GmbH . Süd­
afrika kaufte bereits vier der auch zu militärischen Transport­
zwecken nutzbaren Großraumflugzeuge. Es liegt auf der Hand, 
daß die CDU/CSU vehement gegen die Forderung nach einem 
Wirtschaftsboykott Südafrikas zu Felde zieht. 
Die ökonomische Entwicklung des Slldlichen Afrika ordnet 
sich bei F. J. Strauß in eine bestimmte Kontinuität ein. "Süd­
afri ka", spek ulierte er nach seiner Ri.lckkehr 1%6, könnte 
du rch "seine riesigen Bodenschätze .. . zur Quelle des Wohl­
standes im ganzen südlichen Teil des Kontinents werden .. . im 
Sinne eines großen Wirtschafts-Kooperativs, das Slldwest (!), 
Rhodesien, die portugieSischen überseegebiete und einige 
schwarze Staaten umfassen könnte". ]1 1938 verfaßte das Aus­
wärtige Amt für eine Unterredung zwischen dem slldafrikani­
schen Verteidigungsminister Oswald Pirow sowie Hitler, Gö­
ring und von Ribbentrop eine Vorlage. Dort hieß es: " Pirows 
politische Ziele sind ein ausgesprochenes ,großes Südafrika ' als 
fllhre nder Staat im afrikanischen Raum. Daher der Ausspruch: 
Afrika slldlich des Äquators ist Interessensphäre der (Slldafri-



F. J. Strauß zum Internationalen Anti-Apartheid-Jahr 
A,q lkschlldJ d~r XXXII. UN·VollvtFSomm!ung ~g(lnn om 11. J . 
/978 das Inltrna/;ona/t Johr gegen die Apartheid. Ein df'nkWfJrdiger 
Tag. Am 1/. MlJn /960 nllmfich mossak,ilrl" dir süda/ri/eonucht 
Rassislenpoliui in Sharpevifle 69 DemoflSrronten, diejriedlich gegen 
das unmenschliche Aporiheids)'slem demonstriert hallen. Dieser An­
Iqß. die von der UNO unUlhlige Male Qusge5prochene Ach/rmg der 
Rassistenregimes im SUdlichen Afrika rowie Ihft VOlkerrechrliche Lr­
,itimienmg du BQrriungs/campjts dieser unterdrückten ViJlktr, dies 
alles /4ßt F. J . Strouß ungerilhr'. In ~i"er o/flliell,." Stellungnahme 
vom FrQhjohr 1978 als CSU- Vorsit;:.ender der ~um UN-Allli­
Apa'lheidjahr scheute er selbst die offene A flacke auf o'ie UNo 
Ini(Io/Ne nicht: 

.. Die g~hichllichen Voraussetzungen sind zu vietfltlig und die poli­
tischen Entwi~klu"gen und Schlullrolgerunaen zu schwierig, als daß 
man sich bei der Beuneilung von Gegenwart und Zukunft Afrikas 
von vordergründigen Parolen oder durch falsche Gespräch$panner 
irreführen lassen sollte. Man wird ni~ht zum Afrika-Expenen, wenn 
man kritiklos vorgefertigte Meinungen. übernimmt, verhetzende 
Schlagworte als Grundlage für die eigene Meinungsbildung -verwen­
det oder westlich-demokratische Maßstabe unterschiedslos auf afri­
kanische VerMItnisse übertragen will. Man muß die Lage des Landes 
kennen, seine Geschichte, seine bevOlkeruliismaDige ZusammenSCI­
zung, man muß um die verschiedenen Strömungen wissen, und dar­
um, wohiJ) diese fIIhren. Gerade bei der BewertunIl der afrikanischen 
Probleme ist ein nü~hterner und wa~her Sinn unentbehrlich; mit ro­
mamischen Schwllrmcreien kommt man nicht ... ·eiter. 
Ohne jeden Zweifel fehlt es weltweit an diesen sa~hlichen Maßstliben 
bei der BcurteUunll Afrikas, seiner Gefahren und Chancen; es fehlt 
daran in der westlichen Welt ebenso wie im Rahmen der V.::reinten 
Nationen und besonders in den USA. Allein die Tatsache. daß die 
UN das Jahr 1978 zum ,Anti-Apartheidjahr' erktart, zeugt von einer 
bewußten VerengunI des afrikanischen BJi~kwinkeI5, von einer fata­
ten Einseitillkeit und von einer lIefihrlichen Blindheit lIegenO her den 
zahlrei~hen Bcdrohunllen, denen Afrika ausgesetzt i51. Es gehe/rt in 
den allmllhlich unerträ&li~hen Bereich moralischer Doppelgldsigkeit 
ulld politischer Heuchelei. über die in der Republik SUdafrika, prakti­
zierte Apartheid ein lautstarkes Klageleschrei anzustimmen, um da­
neben bewußt und wissentlich zu übersehen, daß es in den meisten an­
deren afrikanischen Staaten um Freiheit, Gleichheit und Brüderlich­
keit unvergleichbar schle<:hter bestellt ist und dort die Lcbensverhllh­
nisse der schwarzen Bevö lkerung ungleich niedriger sind. 
Sclbstverstllndlich ist es übcrflllig, in Südafrika jene VerMItnisse ab­
zubauen, die als ,kleine Apartheid' - die getrennte Benut2:ung öf­
fentJi~her Einri~htungen wie Post, Bahn, Busse, Restaurants und Ho­
tels - abzuschaffen. Dies ist aber ein anderes Thema als das einer 
friedlich en Entwi~klunll in einem friedlichen Nebeneinander von 
Schwarz und Weiß. Der Zwang zur Egalisierung nlImlich kann genau­
$0 frustrierend wi rken wie der Zwang zur Differenzierung, wie cs 
Prof. Heinz-Dielri~h Ort lieb, ein gründlicher Kenner der alfrikani­
schen Verhältnisse und politisch nicht in meinem, sondern im Lager 
der SPD angesiedelt, formuliert hat. Ort lieb, der in kühler wissen­
schaftlicher Distanz in einer let rennten Entwicklunll mit dml gemein­
samen Ziel eines friedlichen Miteinanders die Chancen des südlichem 
Afrikas am besten gcsichert sicht, bezweifelt mit gutem Grund, ,ob in 
absehbarer Zeit die westlichen Muster einer demokratis~hc.1l politi­
schen Ordnung dem Wunsch und Willen sowie den Eilenarten der 
Mentalitat dieser Völker entsprechen und ob nicht eine Anknüpfung 
an traditionale OrdnUßiSClemente des eigenen Stammeslebens unver­
meidlich wird, wenn schwarzafrikanische Völker eine moderne, Ir­
bcitsteilille Wirtschaftsgesellschaft in VerbindunI mit einer demokra­
tischen &Ibstregierung verwirklichen und Möglichkeiten für eine 
EntwickluQg eigenstllndiger Kultur- und Gesellschaftsformen behal­
ten wollen. 
Wir dorfen nieht vergCSiCn, daß wir Europäer zweieinhalb Jahrtau­
$Cnde zur Entwi~klung moderner Zivilisation und Technik und polit i­
scher Lebensformen lebraucht haben. Von den Schwarzen Afrikas 
verlangt man, daß sie in wenigen Jahren oder Jahrzehnten, $Clzusagen 
über Nacht, Uber Jahrhunderte oder Jahrtausende hinwe~lprinllen 
sollen. Politische Agitatoren, die dies den Völkern Afrikas, vor allem 
seinen Politikern einreden wollen, sind in Wirkli~hkeit deren geflhr­
lichste Feinde. Sie betreiben eine Entwicklung, an deren Ende der 
Erdteil Afrika in Krieg und Chaos versinken mußte. Mit einer verhet-

die Probleme Afrikas nicht r.u lOsen. 

Das SchiaIwOrt des Anti-Rassismus, mit dem gegen die Weißen im 
SO~en Afrikas geradezu eine Kricgsstimmung anaeheizt werden soU, 
ist zu einem - in aller Regel kommunistisch angestimmten - Kamp­
fruf geworden, hinter dem sich hllufig nur ein neuer, anti-weißer Ras­
sismus verbirgt. 
Friedliche und zukunftsträchtige LOsungen fUr Afrika sind nur mOg­
lieh, wenn die Politiker der freien Welt den weißen Afrikanern auch 
ftlr den Fall notwendiger und unvermeidbarer Veränderungen Garan­
tien für ein Leben in Freiheit und Sicherheit geben könn.cn. Dazu ge­
hört, daß man den schwarzen Führern in Afrika, die - wie jetzt die 
drei Politiker, die, mit einer Mehrheit von rund vier Fünftel der Be­
völkerung hinter sich, einen Weg für die Zukunft Rhodesiens mit den 
Weißen zusammen gefunden haben - für Frieden und Zusammenar­
beit stehen, von Europa und Amerika aus jede nur mOgliche Unter­
stützung gewahrt . Nicht der spricht fIIr das Wohl Afrikas und der 
Afrikaner, der Haß und Tod predigt, der in einem als ,Befreiungs­
kampf getarnten Terror diesen Tod vor allem seinen schwarzen afri­
kanischen Landsleuten bringt . Sich auch im WeSten von solchem Ver­
halten einschüchtern und die eigene Polit ik davon bestimmen zu las­
sen - und die Gefahr dafür ist weltweit unübersehbar - hic6c, jede 
Hoffnung auf eine friedliche Entwi~klunll Afrikas aufzugeben." 

: Vereinte Nationen, Bonn, NT. 2/1978) 

• 
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Südafrilronj,me MarinebasIs In ':;:Imonslown, dem de-/aclo-Slldpaslen der NATO 

kanischen; d. Verf.) Union ." Die Idee eines solchen Blocks im 
Südlichen Afrika wurde noch im vergangenen Jahr vom RSA­
Außenminister Botha wieder öffentlich vorgetragen. 
In einem solchen Block sind die wichtigsten Länder zunächst 
der RSA selber Namibia und Zimbabwe. Beide soll en der sud­
afrikanischen Strategie zu folge als neokoloniale Marionetten in 
den Block integriert werden. Die CDUlCSU-Politi:k in beiden 
Ländern leistet dem tatkräflig Vorschub. 
Die von Pretoria 1978 durchgeführten Scheinwahlen in Nami­
bia befanden CDU/CSU-Beobachter (namentlich Mitglieder 
der erwähnten neuen Afrika-Gesellschaft) fü r ordnungsgemäß 
- ein Vorgang, der sich bei der Wahlfarce in Zirnbabwe im 
FrUhjahr 1979 widerholte, als eine Delegation deI!" HSS und 
MdB J. Todenhöfer diese als "frei" und "fair" era.chteten. In 
Namibia fördern CDU/ CSU und HSS die von PretQria favori­
sierte Demokratische Turnhallen-Allianz (DTA). Im Oktober 
1978 empfing F. J. Strauß persönlich eine DTA-Abordnung in 
München. Die Seidel-Stiftung installiert fllr die DT A ein "bil­
dungspolitisches Projekt". Die größte d~utschsprachige Zei­
tung des Landes, die Allgemeine Zeitung, wurde von dem Bicle­
felder Verleger und CDU-Anhänger Lauenstein aufgekauft und 
auf Kurs gebracht. 

In "Rhodesien" setzen sich Strauß & Co für die "interne Lö­
sung" zwischen Smith , Muzorewa, Sithole und Chi:rau (letzte­
rer war Gast auf dem CSU-Parteitag 1977) und ge.gen weitere 
Sanktionen ein (siehe Kasten F. J. Strauß zum Anti·Apartheid­
Jahr). Für sein Wirken nahm F. J. Strauß 1978 den höchsten 
Orden des Staates, den "Grand Officer of Legion of Meril", 
entgegen; mit dem "Oberbefehlshaber der rhodesischen Strei t­
kräfte, für die (er) voll des Lobes ist", verbinden ihn gute Bezie­
hungen . J2 Der Rechtsaußen im Kabineu des lan Smith, Piet van 
der Byl, wünschte sich nichts sehnlicher als "Deutschland mit 
einem Franz Josef Strauß an der Spilze"; dieses "würde dann 
machtpolitisch die Rolle übernehmen, die es jetzt schon auf 
dem Winschaflssektor spielt. Dieses Deutschland würde uns 
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helfen. "lJ 
Die Propaganda des Rassistenregimes in Pretoria wird nicht 
müde, Südafrikas Bedeutung als Rohstoffreservoir, Inveslilions­
paradies, strategische "Bastion" und "treuer Verbündeter des 
freien Westens" hervorzuheben~· l m schlichten Weltbild der 
Strauß- Kamarilla ist dies alles au fs höchste bedroht. "letZI 
wird in Afrika ein Slück gemeinsamen Schicksals der in der EG 
und der NATO zusammengeschlossenen Länder cnt­
schieden"ll, mahnt F. l . Strauß düster. 
"Eine einseitige EntwiCklung im südlichen Afrika ... muß mit 
aller Kraft verhindert werden", fol gert der als West berliner 
CDU-MdB im "antikommunistischen Nahkampf" bewährte 
Jürgen Wohlrabe nach Visiten in SUdafrika und Namibia. Ent­
sprechend betätigen sich F. J. Strauß und Freunde als Befür­
worter der Aufrüstung Südafrikas. Schon 1971 stellte F. J. 

Gemeinsamer G riff nach der Atombombe 

Strauß für den Fall eines CDU/ CSU-Wahlsieges im Jahre 1972 
Waffen lieferungen an Pretoria in Aussicht. 
Das 1977 von den Vereinten Nationen beschlossene Waffenem­
bargo stieß in der CDU/ CSU auf Ablehnung. 36 Das F. J. 
Strauß mit seinen zahlreichen Beziehungen zum militärisch­
industriellen Komplex der BRD (MBB, VFW-Fokker, Siemens; 
Siemens-Vorstandsmitglied Gisbert Kley war z. B. CSU-Md B 
und DS.Kuratoriumsmitglied) eine zent rale Figur der europäi­
schen Rüslungsindustrie ist, trifft sich vorteilhaft mit den Auf­
rüstungsbestrebungen Südafrikas . 

In der Frage der Lieferung nuklearer Technologie an Südafrika 
nehmen CDU/CSU-Politiker eine erklärtermaßen positive Hal­
tung ein. 1975 schrieb der forschungspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion, Christian Lenzer: .. Es ist nicht einzuse­
hen, warum Südafrika von der Bundesrepubli k Deutschland 
diskriminien werden soll. Besonders im Bereich der Energiever-



sorgung weist SOdafrika Uranreserven auf. Es ist höchste 
Zeit, daß die Diskriminierung Südafri kas durch bestimmte poli­
tische Kreise in der Bundesrepublik aufllört." 11 
Franz Josef Strauß gehört zu den traditionellen Verfechtern ei­
ner atomaren Bewaffnung der Bundeswehr bzw. einer westeu­
ropäischen Streilmacht. Diese Forderung stellte er u.a. in sei­
nem Bueh "Entwurf rur Europa" 1966 auf (S. 94). In jU.ngster 
Zeit wurde die Debatte über eine französisch-westdeutsche 
AtomSlreitmacht von interessierter Seite erneUi angefacht, vor 
allem in der FAZ. Die Idee eines Sonderbündnisses zw ischen 
Frankreich und der BRD beherrscht seil langem auch da:; Den­
ken des F. J . Strauß. Die überlegung ist daher legitim, daß sich 
die um ihn gruppierten wirtschaftlichen, politischen und militä­
rischen Kräfte von einer Kooperation mit Frankreich und 
Südafri ka den Zugang zum nuklearen Druckknopf verspre· 
chen. 
Innerhalb der NATO-Diskussion steht F. J. Strauß au:f dem 
äußersten rechten Flügel. Zu dessen Maximen zählen u_ a. die 
Einbeziehung des SOdatlantik in den NATO-Aktionsb.~reich, 

respektive diejenige Südafrikas , die bedingungslose" Treue" zu 
noch so reaktionären Regimes und der immer lauter werdende 
Ruf nach offenem Interllentionismus. Offiziell verhält sieh F. J. 
Strauß in dieser Diskussion vorsichtig. Wie so oft "läßt" er an· 
dere reden. Es widerspräche jedoch geradezu seinem politischen 
Profil, wären seine Sympathien nicht auf der Seite derj~:nigen, 
die nach einer Neuauflage von " Kanonenboot politik" rufen 
(llgl. auch Beitrag lIon R. Falk in diesem Heft). 
Die enge Kollaboration des Franz Josef Strauß und seiner Ver­
bOndeten, ihre Unterstütwng für ein Regime wie das SUdafri­
kas ist ernst zu nehmen. SOda frika hat seine Aggressivit:1it wie­
derholt unter Beweis gestellt. Es hat unmißversländlkh be­
kannt: ., Wenn wir angegriffen werden, (gibt) es überhaupt kei­
ne Regeln mehr, wenn es wr Frage unserer Existenz kommt. 
Wir wollen alle uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
nutzen, was sie auch sei n mögen. Es ist richt ig, daß wir gerade 
unsere eigene Pilotanlage (zur Urananreicherung; d. Verf.) fer · 
tiggestellt haben. . und daß wir größere Uranvorkommen be­
sitzen" .1S Was "Angriff" oder Berührung der "eigenen Inter-

essen" ist, pflegt das RaSSistenregime selbst zu definieren. 
"Existenz des Volkes", "Lebensrechte" usw. sind Vokabeln, 
die dem ehemaligen NS-Schulungsoffizier F. J. Strauß gel:lufig 
si nd - die Lektüre lIon "Mein Kampf" wirkt nach. Derartige 
völkisch-nationale Formeln haben Tradition. F. J. Suauß, der 
sich als Deuter "geschichtlicher Zusammenhänge" begreift, der 
"rät und warnt" J9, dessen gesamtes Denken vom " Kampf ge­
gen den Bolschewismus" bestimmt ist , dessen Hang zum polili­
schen "Risiko", spricht: Abenteurenum, offenkundig ist, dem 
Afrika ein Exerzierfeld macht politischer Interessen ist - dieser 
Franz Josef Strauß erklärt Afrika zum "Schicksalskontinent 
für Europa" . 
Ein solcher Mann ist eine Gefahr für den Weltfrieden . 
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Hinweis Strauß- Türkei 
Der versclliedenttich vorangekllndigte FIDEF-Beitrag zu den Bezie­
hungen des F. J. Strauß bzw. der CDU/ CSU und zu den tllrkischen 
Faschisten mußte aus Termingrtlnden entfallen. Er erscheint aber im 
regulär~n AlB 2/1980. 



Jose Soto CDUlCSU 

Der Putsch vom 11. September 1973, der die Demokratie hin­
wegfegte, und bei dem der verfassungsmäßigen Präsidenten 
Salvador Allende und Tausende andere Patrioten ermorder! 
wurde, rUckte Chile in den Mittelpunkt des Interesses der Welt­
öf(entlichkeil. Die breitesten demokratischen Kreise verurteil­
ten entschieden die Verbrechen der Faschisten und solidarisier­
ten sich mit der verfolgten Unidad Popular, einem BOndnis, an 
dem sich Marxisten, Christen und Sozialdemokraten beteilig­
ten. Eine Minderheit, zu der die großen multinationalen Kon­
zerne und die politischen Kreise gchören, die sie vertreten, un­
terstützte die b:utige Absetzung einer demokratisch geWählten 
Regierung. Einige taten es versteckt, andere völlig unverhohlen. 
Zu den letzteren zählten in der BRD die CSU und die CDU. 
Der damalige Bundestagspräsident Karl Carstens (~rklärte un­
mittelbar nach. Bekanntgabe der Nachricht des PUlSches: "Mit 
dem Sturz Allendes ist das Experiment gescheiten, Marxismus 
und freiheitliche Grundsätze zu vereinen". I Was die Faschisten 
ta~chlich zum Scheitern brachten, und das auf d.ie blutigste 
Weise, war eine demok ratische Regierung. Aber das ließ und 
läßt Herrn Carstens, mittlerweile Bundespräsident, ungerührt. 

Kaum zwei Wochen nach dem Putsch karn eine Abordnung der 
Dresdner Bank nach Chile, " um wirtschaftliche Unterstützung 
zum Wiederaufbau des Landes anzubieten".l Auc:h nicht viel 
länger wartete der CDU-Abgeordnete Heinrich Gewandt, der 
Ende Oktober 1973 in Santiago auftauchte. In Chile war er be­
reits seit der Regierungszeit Eduardo Freis (1964-1970) unter 
dem Namen "Der kleine Dicke mit dem Geld" bekannt, da er 
der regelmäßige Überbringer der finanziellen Hilfen der C DU 
für ihre chilenische Schwesterpartei, die Christdernokratische 
Partei (PDC), war. Der Presse erklärte er, Ziel seiner Reise sei 
eS",sich über die Möglichkeiten zu informieren. einen Kredit 
zur EntwiCklung der Wirtschaflspläne zu gewähren". l Beide 
Besuche machen die übereinstimmenden Interessen der Ban­
kiers der BRD und der CDU deutlich. 
Aber die Sympathiekundgebungen für die terroristische Dikta­
tur blieben nicht nur auf die C DU/CSU beschränkt. Ein Beweis 
dafür ist die Hilfe, die die Regierung der Bundesrepublik 
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Stütze der 
M rjunta 

Deutschland der Junta zukommen ließ: Am 29. Oktober 1973 
überreichte Botschafter LOdde-Neurat der chilenischen Armee 
eine als Spende von Medikamenten und medizinischen Geräten 
deklarierte Schenkung im Wert von 30000 DM, im November 
1973 erhielt die Junta 15000 t Weizen von der BRD. 
Anfang Januar 1974 besuchten eine Gruppe bundesrepublikani­
scher "Touristen" und elf Abgeordnete der CDU Chile. Sie 
überbrachten der Diktatur finanzielle Unterschützung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung. Zu den C DU-Abgeordneten gehör­
te Liesclotte Berger, die sich in einer Pressekonferenz "gegen 
den Einsatz von Gewalt als politischCli Mittel aussprach". 4 Die­
se zweifellos humanitären Äußeru ngen machte sie im gleichen 
Moment, als das Regime, das sie unterstützte. Tausende von 
Patrioten folterte und ermordete. 
Seit einigen Monaten werden immer wieder neue Beweise für 
das furchtbare Treiben in jener Zeit bekannt: geheimgehaltene 
Massengräber in Lonqucn, Yumbel, Cuesta Chada, Cuesta 
Barriga, über 300 Gräber ohne Namen im Hauptfriedhof in 
Santiago, in denen vermutlich jeweilS 7-19 Leichen liegen. Die 
meisten dieser Chilenen wurden eben in jenen Tagen umge­
bracht, als die CDU-Abgeordneten Chile besuchten. Es ist be­
kannt , daß bis zum 30. Mai 197425000 Chilenen ermordet wor­
den sind. 
Eine weitere Äußerung, die wegen ihres Zynismus Anthologie­
wert besitzt, ist die des ehemaligen Bundesministers der CDU 
BrUIiO Heck, der von dem im Nationalstadion in Santiago ein· 
gerichteten Konzentrationslager 1974 meince, es sei "bei sonni­
gem Wetter recht angenehm". s Eine grausame Verhöhnung der 
Hunderte von Menschen, die dort gefoltert und ermordet wur­
den. 
Die Bundesregierung sah sich durch die internationale Isolie­
rung der Junta und den Druck der demokratischen Öffentlich­
keit der BRD zwar veranlaßt, sich von der Junta politisch zu di­
stanzieren, praktisch wurde jedoch die UnterstUtzung fort ge­
setzl. 1974 gab sie mehreren Projekten der Diktatur, die angeb­
lich zur wirtschaftlichen Entwicklung dienen sollten, finanzielle 
Unterstützung; im Januar 1975 erteilte sie ihr einen Kredit über 
8,4 Mio Dollar und im Juli des gleichen Jahres spendete sie wie­
der medizinische Geräte. Nachdem die Bundesrepublik 1974 
und 1975 die Verbrechen von P inochets Diktatur bei der Ab-

I der UNO mitverurteilt hatte, 

K. U. von HaueIICDU/ wurde als Bunde,lal)",vlztPrd.tldtnl btl Junlame/ 
Plnomtl varstell/I)" 



emhielt sie sich im Dezember 1976 der Stimme, was einer weite­
ren Aufwertung des Regimes gleichkam. Wenige Tage später. 
am 21. 12. 1976 war sie entscheidend am Beschluß der Welt­
bank beteiligt, der Juma einen Kredit Ober 60 Mio Dollar zu ge­
währen. 
Die CDU/ CSU setzte ihre Unterstützung der Diktatur ununter­
brochen fort. Auch die chilenischen Christ demokraten erhiel­
ten ihre Hilfe, solange sie mit den Faschisten kollaborierten, 
d. h. bis Ende 1975. So .finanzierte z. B. die Konrad-Adenauer­
Stiftung das Nationale Institut für Gesellschaftsstudien, das 
VOll christdemokratischen Gewerkschaftsführern organisiert 
wurde. 
Die Unterstützung der Großunternehmer fOr die Faschisten 
wurde durch die Ausweitung der WinSChaftSbeziehungen zwi­
schen beiden Ländern deutlich. 1975 emwickelte sich die BRD 
zum wichtigsten Abnehmer chilenischer Produkte. Die Kaufe 
stiegen von 11 6 Mio Dollar im Jahr 1972, unter der Regierung 
Allende, auf 239 Mio Dollar, d. h. um mehr als das Doppelte. 
Die UnterstUlzung durch bundesrepublikanische Bankl!n war 
und iSl lebenswichtig fOr die Diktatur. Im Dezember 1916 erteil­
te ihr die Deuisch-Südameri kanische Bank in Hamburl~ einen 
Kredit Ober 50 Mio DM . Um eine Ausweitung dieses Kredits zu 
besprechen, reiste der Generaldirektor der Bank am 21. 3. 1971 
nach Samiago. Wenig später, im April 1911, kam Hermann Ja­
seph Abs, Generaldirektor der DeUlschen Bank in Fran kfurt, 
die der Junta einen Kredit über 50 Mio DM erteilte, naeh Chile. 

Der Besuch des FOhrers der extremen Rechten der BRD in Chile 
ist als einer der ernsthaftesten Versuche anzusehen, Pinochet 
politisch aufzuwerten. F. J . Strauß kam im November 1911 
nach Chile, als der antifaschistische Widerstand bereits aus der 
Defensive in die Offensive Obergegangen war. Nach dem ersten 
Hungerstreik von Angehörigen der verschwundenen politischen 
Gefangenen im Juni jenen Jahres, hatte eine ganze Reihe wich­
tiger Aktionen der Arbeiter eingesetzt: Streikbewegun.gen bei 
den Bauarbeitern, in den Häfen und, zwei Wochen vor Strauß' 
Ankunft, ein Streik der Kupferarbeiter von EI Tenienw. 
Der Führer der CSU traf am 11. NO\'ember 1977 in Samiago 
ein. Tags darauf führt e er ein Gespräch mit Pinochet in dessen 
Sommerresidenz in Vina dei Mar. Es folgte eine Pressekonfe­
renz, bei der Strauß heftige Kritik an den chilenischen Christde­
mokraten übte. Auf die Frage eines Journalisten zur Lage in 
Chile meinte er, es sei wohl "etwas vermessen für einen A.uslän­
der nach einem halben Tag Aufenthalt eine fundierte Meinung 
geben zu wollen."6 Aber wenige Stunden später, als ihm in der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der staatlichen Universität 
Universidad de Chile der Titel eines Honorarprofcssors erteilt 
wurde, erklärte er, er kOnne ,.die Fortschritte fesmeIlen . die bei 
der Führung des Landes erreicht wurden".1 Für den Honorar­
professor einer unter faschistischem Stiefel stehenden U niversi­
tät war wohl doch ein Tag genug, um tiefgreifende Einblicke in 
die Lage des Landes zu gewinnen. 

EfloJgIQ.~r V~,mllllung_.v~r.udl d~s CDU· Vo"lIlend~n H. Kohl IM.! ~I· 
.m~n F. J. StrlluB und E. F,~I /lJ Im Ju//1911/n Bonn 

Am 19. November reiste Strauß in den SOden, nach Puerto 
Monu, um an den Feierlichkeiten zum 125. Jahrestag der deut­
schen Einwanderer teilzunehmen. Die Rede, die er dort hielt 
(Auszug siehe Kasten), drückte seine volle Unterstützung für 
das faschistische Regime aus. Unter anderem erklärte er, "er 
habe keinen Zweifel, daß Chile ein freies und demokratisches 
Land ist, zu dem man in den letzten vier Jahren noch die grund­
legenden Konzepte der deutschen Demokratie hinzugefilgt ha­
be: die Diziplin, den Respekt und den Arbeitseifer" .• Die Tra· 
ger des Regimes fordert er auf: "Sorgen Sie dafür, daß die Frei­
heit in Ihrem Lande, gleichgühig von woher sie bedroht wird, 
erhalten bleibt und arbeiten Sie daran, daß Disziplin, Fleiß, Lei­
stung, Opferbereitschaft und Gemeinschaftssinn ein blOhendes 
Land Chile schaffen, in dem jeder Bürger mit Stolz sagen kann, 
ich bin ein freier Chilene".' 
Nach knapp einer Woche Aufenthah in Chile fühlte sich Strauß 
befähigt, kategorisch zu behaupten, "heute gebe es auch keine 
Morde und Folterungen mehr". 10 Doch die Tatsachen und die 
von der Katholischen Kirche Chiles darüber bekanntgegebenen 
Informationen dementieren Strauß. Im Jahr 1911 und auch 
noch danach sind Hunderte von Chilenen willkü rlich verhaftet, 
gefoltert, verschleppt oder ermordet worden. Allein im Monat 
Augusl 1919 wurden vier Gegner der Diktatur ermordet. Einer 
dieser Fälle, der des Lehrers Alvarez, weckte eine solche Empö. 
rung, daß der Oberste Gerichtshof sich gezwungen sah, einen 
Sonderrichter mit seiner Aufklärung zu beauftragen und ein 
Verfahren einzuleiten, in dessen Verlauf auch der Leiter der Ge­
heimpolizei CN I zur Aussage bestellt wurde. 
Mit kahem Zynismus versuchte der soziale und christliche F. J . 
Strauß, das Ausmaß und die Bedeutung des Terrors herunter­
zuspielen mit der Bemerkung: "Wenn das Militär zugreift, geht 
es eben anders zu als beim Franziskaaerorden, der Suppe an die 
Armen verteilt. "li Pinochet freilich, den Strauß mit diesen Äu­
ßerungen rechtfertigen will, ist nicht nur kein Franziskaner­
mönch, sondern der grOßte Terrorist und Menschenverschlep­
per unserer Tage. Doch es handelt sich nach Strauß' Meinung 
offensichtlich um gerechtfert igten Terror, da er zum "SchutZ" 
der "Demokratie" , zum "SchUIZ" der "Freiheit" eingesetzt 
wurde und wird. 

Strauß conlra chilenische Christdemokralen 

Die Reise von F. J . Strauß fiel zusammen mit einer verstärkten 
Repressionswelle gegen die chilenischen Christdemokraten. Die 
PDC war am 12. März 1971 endgültig verboten, ihre VermOgen 
beschlagnahmt, mehrere Parteimitglieder von ihren Ämtern an 
den Universitäten entlassen, verhaftet oder aus dem Lande ver· 
wiesen worden. Bei Strauß fand sich jedOCh keine solidarische 
Geste mit den verfolgten Vertretern der Schwesterpartei; im Ge­
gemeil, wo er konnte, hat er sie aufs härteste kritisiert. 
Damals und auch heute noch wird die PDC vom rechten FlOgel 
kontrolliert, deren FUhrer Eduardo Frei eine reaktionäre Posi­
tion einnimmt. Aber vor die Wahl zwischen den rechten Christ­
demokraten und den Faschisten gcstellt, identifIZiert Strauß 
sich mit letzteren . 
Am 20. November 1971 führten Strauß und Frei in dessen Woh­
nung ein Gesprach hinter verschlossenen TUren. Es zog sich 
über zweieinhalb Stunden hin, führt e jedOCh nur dazu, die Dif­
ferenzen zwischen beiden noch zu vergrößern. Ohne Frei direkt 
zu nennen, aber deutlich auf ihn bt'zogen, sprach Strauß spater 
von "greinenden, verbrauchten und verschlissenen Typen, die 
mit der ganzen Welt Uberworfen seien. weil sie ihr obelnahmen, 
daß sie selbs't in ihrer geschichtlichen Bewährungsstunde versagt 
hätten." 12 

Frei bemerkte zu diesen Angriffen, daß es "wahrhaft tragisch 
(ist), daß Herr Strauß diejenigen, die zum Schweigen gebracht 
wurden, bekämpft und damit zwangsläufig zum Verbündeten 
derjenigen wird, die nicht an die Demokratie in Chile 
glauben." II 
F. J. Strauß' wenig christliche AnRrifre gegen die chilenischen 
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F.J.Strcluß' Lanze für Pinochet 

UNSERN AHNEN 

Am /9. November /977 nahm F. J. Stral{ß an der Gedenkfeier zum 
11$, Jahres/ag der deutschen Einwanderung nach Chile auf dem 
TOlOral- H lJgef bei PutrIO Monll leil. Es wurde eine poli/ische De­
monstration der Zweisamkeit des CSU- VOf'$irz.enden mir den Junta­
reprflsentanlen. Staolspri1sident Pinochel, drei seiner "'finisler, der 
sfel/venrende Oberkommandierende des Heeres, der P,ovin~ouver. 
neur, weilere hohe M ;);UJrs und etwa 400 Bundesdeutsche versammel­
len sich hier an/erden Klangen einer Ehrenkompanie. Die Zeitung La 
Tereyr(l bezeichnete F. J. Slro!t.ß, den "FUhrer der OpfJQ:filion in sei­
lIem LOllde", lags darauf 01$ den "eminen/esten Besucher". Dil'ser 
Auffassung war Quch der offi:::ief/e Redner der JuntO, der deulseh­
s/timmige Gesundheitsminisler Femando Mal/hei, der seine Anspra­
che mit der Anrede on F. J. Slro/{ß er(Jffnete: "Abgeordneter, Pnr 
fe~ol Fram Josef Stro/{ß ... Daß sie ;:u uns gekommen sind, Irot;: 
Acht und Bann, den die Welf über uns ,·erhlingf hat, macht Ihren Be­
such uns doppeil wert. Wir hoffen, daß Sie sich bei uns wohljühlen 
und unsere Landsleute in jeder Hinsicht alle Türen gooJfnet haben. 
Es ·ist unsere besondere Sorge, dajJ sie alles sehen und Miren m(Jgen, 
was Sie wunschen, in voller Freiheit, wie esje und ewig bei IIns in Chi­
le war. " So spruch der deu/sch$l(lmmige Generul und Swa/sminiSler 
Eduardo MUllhei. 
Und ob sich F. J. Sfruuß wohljahlte. Er revanchier/e sidr prompt in 
seiner Rede, indem er die "Kraft der Freiheit" verteidigte _ die 
"Freiheit" des Chile Pinochets: 

"Unter deu tschen Landsleuten darf ich sowohl die ehemaligen BOr­
ger Deutschlands anspr«hen, deren Vorfahren vor hundert und mehr 
Jahren nach Chile gekommen sind, wie auch die zahlreichen Gaste, 
die als Bürger der Bundesrepublik Deutschland heute sich hier an die- ' 
SC"I1I Ehrentag unter diesem Ehrenmal eingefunden habem. Ich freue 
mich, daß ich im Zusammenhang mit einer seit langem geplanten Rei-
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se die Einladung bekommen habe, heute an diesem 125. Jahrestag, 
das ist immerhin das Achtel eines Jahrtausends, hier zu Ihnen spre­
chen darf. Ich möchte mich bei den vielen'Hunderten, um nicht zu sa­
gen Tausenden, die meine Frau und mich auf dem Weg hier herauf so 
herzlich begrußt haben, ebenso herzlich bedanken: ich bin mir beina­
he vorgekommen, als ob ich in Bayern, in meiner Heimat, wäre und 
von meinen Landsleuten begrüßt würde. (. .) 
Ich sage es nicht aus irgendeiner falschen Begeisterung oder aus einer 
euphoristischen Gesinnung heraus. aber auch wir sind stolz darauf, 
daß wir in etwa 15 J ahren aus diesem kleinen Rest, der von dem Deut­
schen Reiche übriggeblieben war als freier Teil Deutschlands, die 
Stärkste Wirtschaftsmacht Europas, die bestausgebaute Sozialorgani· 
sation und die zweite Wtlthandelsnation geschaffen haben. Und wi r 
sind stolz darauf, daß wir das geschaffen haben mit den Prinzipien 
der Freiheit, mit einer freiheitlichen Wirtschaft, daß wir es geschaffen 
haben nicht in Zwangswirtschaft und Planwirtschaft, nicht unter 
marxistischer Ideologie, die ein Land zerstört, aber nicht die Freiheit 
und nicht die Zukunft garantie rt. 
Wir sind stolz da rauf, einen freiheitlichen, einen liberalen, einen tole­
ranten Staat, eine neue deutsche Demokratie geschaffen zu haben. 
Aber wir wehren uns auch heute dagegen, daß dieser Teil Deutsch­
lands in der Welt wieder Opfer einer neuen Kampagne, Opfer einer 
gefährlichen Agitation, Opfer einer großen Verleumdungsaktion 
wi rd, wie wir es im Laufe der letzten lahre, Monate und Wochen be­
sonders erlebt haben. ( ... ) 

Wir erkennen an, daß ei n Staat die Aufgabe hat, die Sicherheit seines 
Landes nach außen sicherzustellen, daß ein Staat die Aufgabe hat, die 
Freiheit im Inneren, aber eine Freiheit in Ordnung herzustellen. Und 
wir verwahren uns dagegen, daß die Kräfte des Chaos und der Anar­
chie auch heute wieder in unserem Lande aufstehen woUen, um unse­
re neue Demokratie zu zerstören. Und wir verwahren uns dagegen, 
daß man Ober uns in der ganzen Welt versucht, die Unwahrheit zu 
verbreiten. Ich bin ein leidenschaftlicher Anhanger der vollen Wahr­
heit und auch dort. wo die Wahrheit unbequem ist. Aber wir wollen 
nicht mit Halbwahrheiten abgespeist werden, wir wollen die volle 
Wahrheit Ober Deutschland und unsere Geschichte. 
Wir wollen auch die volle Wahrheit Ober Chile und seine politische 
Entwicklung. Keiner meiner Gesprächspartner hier in Chile wird be­
haupten, daß ich irgendjemandem nach dem Munde rede. Aber wer 
die chilenische Geschichte über das letzte Jahrhundert hinweg und 
über die letzten Jahrzehnte hinweg verfolgt hat, der wei.ß, wie groß 
der Unterschied ist zwischen der Wahrheit und der Halbwahrheit, wie 
groß der Unterschied ist zwischen den Realitäten und der Verleum­
dung und wie groß der Unterschied ist zwischen denen, die ein mar~i­
st isches Paradies auf Erden verheißen haben und dem. was sie auch in 
diesem Lande hier angerichtet haben. 

Wir erleben es immer wieder, daß marxistische G1Ucksverheißer das 
Paradies auf Erden ve rsprechen. aber in Wirklichkeit den Weg zur 
Hölle pflastern. Wir wollen nicht das Glück von den Plakaten lachen 
sehen, wir wollen das Glück aus den Gesichtern der Menschen able­
sen können. Das ist der große Unterschied. Denn für un~ ist eine freie 
Gesellschaft die Summe freier Menschen und nicht die Freiheit der 
Funktionare Ober einer t ntmenschlichten Masse, der man ihrt Indivi­
dualität genommen hat. Das ist die Auseinandersetzung, die geistige 
Auseinandersetzung, in der wir heute in Europa stehen, die aber auch 
in anderen Teilen der Erde, nicht zuletzt auch in Lateinamerika, sich 
vollzieht. 
Ich kann Ihnen nur eines sagen: arbeiten· Sie als loyale. fleißige und 
treue Bürger Ihres Landes am Aufbau und weiterem Ausbau Ihres 
Landes, sorgen Sie dafür, daß die Freiheit in Ihrem Lande, gleichgOI­
Hg, von woher sie bedroht wird, erhalten bleibt, und arbeiten Sie dar­
an, daß Disziplin, Fleiß, Leistung, Opferbereitschaft und Gemein­
schaft ein blühendes Land Chile schaffen, in dem jeder BOrger mit 
Stolz sagen kann. ich bin ein freier Chilene, gleichgOltig, von welcher 
Nation meine Vorfahren sind. In dem Sinne wOnscht ich jedem eine 
freie und gJOckliche Zukunft und in dem Sinne hoffe ich, daß wir uns 
noch manches Mal begegnen können." 

(zit. nach: Politische Studien, Chile - ein schwieriger Weg, MUn­
chen,Sonderheft 1/ 1978. S. 103- 107) 



Christdemokraten stießen in seinen eigenen Reihen auf Ableh­
nung. Die Junge Union, die Jugendorganisation der CDU/ ­
CSU, schickte am 25 . November 1977 ein Telegramm an den 
Parteivorsitzenden der PDC Andres Zaldivar, in dem sie ihrer 
"vollen Solidarität" Ausdruck gab.l~ Der Vorsitzende der 
CDU-Sozialausschüsse, der Bundestagsabgeordnete Norben 
BIOm, erklärte seinerseits, daß "die Christlichen Demokraten in 
Chile bei ihrem Kampf um die Wiederherstellung der rechts­
staatlichen Tradition ihres Landes die Unterstützung der 
CDU/CSU verdienten" .1' 
Wenige Tage nach der Rückkehr von Strauß aus Chile besuchte 
Eduardo Frei die Bundesrepublik . Helmut Kohl, Parteivorsit­
zender der CDU. nahm die Gelegenheit wahr, um ein erneutes 
Treffen von Frei und Strauß zu organisieren, in der Hoffnung, 
daß dabei die Kluft. die sich zwischen beiden Politikern aufge­
tan hatte, überwunden werden könnte. Aber nach zwei Stunden 
Diskussion wurde nur einmal mehr deutlich, daß es unmöglich 
war, die antidiktawrische Position Freis mit Strauß' profaschi. 
stischer Haltung in Einklang zu bringen. 
Die Chilereise des Führers der extremen bundesrepublikani· 
schen Rechten markierte den Beginn einer Etappe verstärk ter 
Unterstützung von Seiten der bundesrepublikanischen Reak· 
tion für die Faschisten. 
Im März 1978 besuchte eine Kommission der Deutsch(~n For­
schunssgemeinschaft (DFG) Chile, um Ober mögliChe Hilfsab­
kommen' zu verhandeln. Im selben Monat investierte eine von 
der chilenischen Presse nicht näher idelllifizierte Gruppe aus 
der BRD 160 Mio Dollar in den Kauf von zwei Kupferminen. 
Im Mai 1979 wurde ein Abkommen über unternehmerische Zu­
sammenarbeit und technische Hilfe vom chilenischen Brauerei­
monopol Compania Cervecerias Unidad und dem Oetkl:r Kon­
zern unterzeichnet. Am 9 . November 1978 geWährte die Deut­
sche Bank der Diktatur wieder einen Kredit über 50 Mio Dollar. 
Etwa in den gleichen Tagen kam Siegfried Lengl, Vorsiuender 
der Hanns-Seidel·Stiftung (CSU) "mit einer persOnlichen Bot­
schaft von JosefSlrauß"16 nach Chile, um dort ein Abkommen 
zur Finanzierung einer Gewerkschaftsschule zu ulllerzeichnen. 
In deutlichem Gegensatz zur Haltung der Unternehmerkreise 
stimmte die Vertretung der BRD 1978 bei der Abstimmung der 
XXX II I. UN-Vollversammlung für eine Verurteilung der Ver­
brechen der faschistischen J unta in Chile. 

Strauß-SchaUen minister A. Drt'gger im "Glück" 

Das Jahr 1979 brachte dagegen wieder eine Intensivierung der 
Beziehungen auf allen Ebenen. Mille Januar reisten leitende 
Vertreten der Dresdner Bank und der Deutsch· 
Südamerikanischen Bank nach Chile, wo sie Unterredungen mit 
Pinochet und anderen Angehörigen des faschistischen Regimes 
führten. Der Presse erklärten sie: "Wir befinden· uns in Chile, 
um unser Vertrauen in das Land auszudrücken" .17 
Im Februar übergab das Magirus- Deutz Unternehmen der 
Pullmann·Chile 112 Dieselbussc. Der Wirtschaftsverkc:hr zwi­
schen der BRD und der Diktat ur nahm weiterhin zu. In den er­
sten vier Monaten des Jahres 1979 kaufte man in der BRD chile­
nische Waren im Wert von 153,8 Mio Dollar, was gegenüber 
dem Vorjahr einer Zunahme von 42,3 '7. entsprach. 
Wie eng sich die Beziehungen zu den bundesdeutschen Banken 
inzwischen gestaltet hatten wurde deutlich, als Pinochet dem 
Bankier Abs den Orden "Grand Omcier Bernardo O'Higgins" 
für seine .. großen Aktivitäten bei der Verstärkung de.r Bezie­
hungen beider Lander' , verlieh. I' 
Am 18. Mai 1979 übergab in Bonn der neue Botschafter der 
Diktatur, Vasco Undurraga; sein Akkreditivschreiben. Bei die­
ser Gelegenheit erklärte Bundespräsident Walter Scheel: "Ihr 
Land, Herr Botschafter, hat bis heute nichts von j(~ner u ... 
sprünglichen Anziehungskraft verloren, die es immer ftlr die 
Deutschen ausübte ... Unsere kulturel1en und wirtscha.ftlichen 
Beziehungen sind seit langer Zeit gut. Auch auf zahlreichen an­
deren Gebieten gibt es eine gute Zusammena~beit unserer bei-

den Lander" . 19 

Zehn Tage später überrachte in Santiago der neue Botschafter 
der BRD, Heinz Diltmann, Pinochet sein Akkretitiv und er­
klärte dabei: " Heute zentrieren sich die Beziehungen unserer 
beiden Lander auf den Bereich der Wirtschaft. Die BRD steht 
an erster Stelle der Kaufer chilenischer Exporte, insbesondere 
von K.upfer. Ein Zeichen ftlr das große Vertrauen, das die chile­
nische Wirtschaft und ihre Entwick lungsmöglichkeitel'l in unse­
rer Heimat genießen, ist, meiner Meinung nach, die Erteilung 
langfristiger Kredite von 'deutschen Banken an die chilenische 
Zentralbank und an andere, die an den Geschäften teilhaben .. 
Ich möchte somit meine besondere Aufmerksamkeit der -zu­
künftigen Ausweitung unserer Handelsbeziehungen wid-
men".20 . 
Im AugUSt 1979 ..... eilte Alfred Dregger, stellvertretender Vorsit· 
zender der CDU/ CSU-Bundestagsfraktion, in Chile. Wie schon 
zuvor F. J. Strauß, drückte er seine volle Unterstützung für den 
von Pinochet betriebenen Staatsterror:smus aus. Er verdrehte 
die historischen Tatsachen, als er behauptete, .. Chile wurde 
du rch Allende ins Unglück gestürzt" und die Regierung der 
Unidad Popular habe "ein Chaos verursacht und damit die 
Voraussetzungen für das Eingreifen des Militärs geschaffen":! 
Damit versuchte er nichts anderes, als den Putsch zu recht fet:t i­
gen. Zur gegenWärtigen Lage erk lärte er darüber hinaus: 
"Wahrend des Umsturzes und auch noch einige Zeit danach hai 
es Menschenrechtsverletzungen gegeben .... Inzwischen hat 
sich die Lage ..... esentlich gebessert". 12 Diese.: Behauptung traf er 
fast in den gleichen Tagen, als vier Patrioten von den Schergen 
der Diktatur ermordet wurden. 
Doch damit nicht genug, lobte Dregger auch "die ökonomi· 
schen Erfolge der streng marktwirtschaftlichen Poli tik 
Chiles".:3 Zu den "Erfo lgen" gehören: eine Arbeitslosenrate 
von 25 '10 und minimale Löhne, die Tausende von Arbeitern 
zwangen, trotz der schwierigen, von der Tyrannei dikt ierten Be­
dingungen in den Streik zu treten. 

De'n vorläufigen Abschluß der Serie von Staatsbesuchen6ifdete 
der Aufenthalt von Pinochets Außenminister Hernan Cubillos 
am 17. September 1979 in der Bundesrepublik. Breiteste Kreise 
der demokratischen Öffentlichkeit drückten ihre Ablehnung 
dagegen aus. Er wurde nur von einem Minister empfangen: Au­
ßenminister Genscher (FDP). Während er bei der CDU/ CSU 
natürlich willkommen war, wies die SPD ihre Mitglieder und 
Partcileiter an, davon Abstand zu nehmen, dem Vertreter der 
blutigen Diktatur die Hand zu reichen. ~ 
Ihre Ablehnung der Diktatur und ihre Solidarität mit dem chile­
nischen Volk drückten in Bonn über 3000 Demonsuan\en aus, 
mit den Rufen: Chile si, Junta no! Keine Kredite rur die Faschi­
sten ... 

An merkungen: 
1) Sllddeul$chc Zeilung, Il. 9. 1973 
2) La Tercera, Samiago. 18. t. 1979 
3) EI Mercurio, Sainigao, 29. 10. ]973 
4) QUt Pasa, Samiago, Nr. t42 I t. l. 1974 
5) Tat, 25. ] l. 1977 
6) Hoy. Santiago. Nr. 26 23.-29. 11. 1977 
7) Ebcnda 
~ Ebcnda 
9) Frankrurter Allgemeine Zeilung, 25. 11 . 1977 

10) Ebcnda 
11) UnsereZeit,26. tl .1977 
12) SIlddeutsche Zeitung, 25. 11 . 1977 
Il) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2S. 11. 1977 
14) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26. 11. 1977 
1 S) SllddeulSche Zeilullj;. 26.127. tl. 1977 
16) EI Mercurio, 12. Il. 1978 
17) La Tcrcera, 18. l. 1979 
18) Neues Deutschland, 30. 8. 1979 
19) EI Mcrcurio, Santiago, 23. S. 1979. 
20) La TcrceTa, Sanliago, I. 6. 1979 
21) Unsere Zeit, 23. 8.1979 
22) Frankfurter Rundschau, 22. 8. 1979 
23) Ebcnda 
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Rezensionen . 

Lektüre zur CDU/CSU und F. J. Strauß 

---
~ ~-
~ 1tIor_-......... .-

0Iu1_' 
Ü'E_7 

BlIcher, \'on Strauß selbst geschrieben odcr RedenverschnillC, gib! 1:$ 

nur wenige:, Ober ihn aber um so mehr - SOlllr in Großformat (30 x 24 
cm): 
H. W. ld,Wlgenbu'1/ H. Klein , ff1ln"tJo~dSlnull. Bildband lind Bio. 
graphit. Vtrta. K. S. Schub, München 19"19. 130 Sriten , Lrin .. n 49,­
DM , l.tdtr (mit Goklpriguogl 120.- UM . 
"Dieser Bildband gibt FraHz 1m.cf Strauß .... ieder, wie er is(", so Strauß 
Ober Strauß im Vorwort. Abgesehen von beiliegender Sc:hallplauc mit 
Strauß-Originalton ist dem nicht so. Vielmehr erfahren wir, wie er gese­
hen werden möchte; als ein aufgewecktes Kind. ein SWdent, der schon 
frOh Nazigcgner wurde, ein weltgewandter Politiker der Mille, ein Aus­
bund bayrischcr Lebensfreude. Den wahren Strauß lern! man woanders 
kennen : 
D. Halfmann ( JI ~II.), Das Konupl der deu tschen Rechlrn. Aus Reden 
lind !khriflell des F. J . SlrauD, Plhl·Rugensteln Vert lg, Köln 1971 , 24(1 
Sflten. 9.SO DM 
K. SIMeck (Hrsg.), Elnschliglge Wortf des Kandldllrn Straull. Siridl 
Vertall, GÖllingen 1979, 187 Srflen, .5,- DM . 
In einer Sysiphusarbeil hai D. Halfmann prrsönliche Äußerungen von 
SlrauD IUS Ober 20 Jahren zusammenge,ragen und sie nach Themenbe­
reichen wie Staat und Wirtschaft, Autoritä re Grundhaltung. Strategk 
des Kalten KriegC5 usw. gegliedert. Das Kapilel .. Im Bunde mit Unter­
drUckern und Aggressoren in aller Welt' : zeigt den 8eitrag von Strauß 
an den 8RD-Waffenlieferungen nach Israel , und offenban seine Sym­
pathie sowohl fOr die Bevormunduug der arabischen Völker wie f(Jr die 
Apartheidpolitik im Sodl iehen Mrika. Leider ist in dem Buch die Ent­
\\'ieklung d('T 70cr Jahre nicht mehr enthalten, eine AklUalisierung wOr­
de sieh aber lohnen. Die neuesten und markigsten Aussagen des F. J. 
Strauß ki nn man, ebenfalls nach "Sachgebielen" seordnet. in dem 
handlichen BIlchlein von K. Staeck finden. bedauerlich nUT, daß Kapi· 
tel 8 ("Ober Spezies in der ganzen Welt: z. B. Chile, Rhodesien, SOd­
afrika") etwas knapp ausgefallen isl. 
Wer die Strauß-Strategie zusammenhängend und von ihm selbst mit 
unmißverständlicher Klarheit fo rmulien nachlescn möchle, fiudct sie 
im Wonlaut dokumentiert in der "Sonthurencr Rede", in: 
K. D. lI~dthauer (Hrsg.), Kandidat StrI~uD, Uolwmente und Analy­
sen, "ahl-Rugensleln Verlag, IIdlf Nr. 40, Köln 1979.48 &ollen, .5,­
DM . 
Dartlber hinaus analysien K. D. Bredthaucr hier die Substanz des pol i· 
tischen Programms von F. 1. Strauß und seine autoritären Krisen lö­
sungsvorschläge, ergänzt um Dokumente "on CDU·internen Differen­
un über die Nominierung des F. J . Slrauß zum Kanrlerkandidaten. zur 
C'.ewtrkschaftspolitii:: der CSU sowit der Reaktionen darauf. 
Ebenfalls kritisch setzen sich mit F. 1. Strauß auseinander: 
R. Kühnl , Dir von'" J . Strauß repf"iwntlerten politlsc:ht n Kriflr und 
Ihr VerhiUnls zum '-aschismus, Pahl-Rugrnsfeln Verlag, Hdtr Nr. 2, 
Köln 1972, 32 Stilen, 4,- DM 
8 . t;ngelmann , ~hwa ... ~buch: SII"IIull, Kc>hl &: Co. Presstdiensf demo. 
krillflsc: hf Init latl~t (POl), PI)I-konkret 6, Köln 1976: 142 Stiten, 5.80 
DM 
K. WunHke, F. J. Slraull im Zwieli~ ht der Geschichte, PI>I _ 
Sondrrhdl 5, München 1978, 66 Stilen, 3.- 1)11.1 . 

Wahrentl R. Kühnl die festen organisatoriSCh-politischen Komakte 
zwischen den von Straull reprllSCmlcrlen Kräften und den Neofaschi. 
sten nachweist. zeichnet B. Enlclmann die poli tische Vergangenhcil 
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von e)lponierlen Rccillskrafcen wie Hel1l1ut Kohl, Hauns Martin Sellle· 
ycr, Frhz Ries, Kurl ßicdcnkopf und natürlich auch Franz Josef Strauß 
nach. Engdmann packl die polilischen Affa ren und Skandale aus, in 
die diese n3mh3ften Polit iker ve r .... idelt gewesen sind und uigl vor al­
lem ihre .... irtschaftlichen Interessen sowie ihre Verstrickung mit den 
größten Banken und Industrickonzcrnen der BRD aur. K. Warnecke 
beschäftigt sich vornehmlich mit den Skandalen im Militlirseklor. in 
die F. J . SlrauO während der ßescharfung beispielsweise der Schützen· 
panzcr HS 30 od('T der Starfighter-Kampfnugzeuge für die Bundeswehr 
verwickelt war. Kurz wird hier auch (auf 6 Seiten) durch eine rechl brei­
te Zeilschriftenschau die Poshion von F. 1. Strauß zu Chile umrissen. 
7,u Veröffentlichungen, die nicht nur anhand der Person des F. J. 
Strauß auf Gesamtfragen der Rechtsem wkklung in der BR I) dugehen, 
l.II hlcn: 
"l)I (Hrsg.) , RcchlSlfndenu n In der Hundesrepublik - t;ine nUIWU· 
dige Auselnpndusefzung. l' UI_TIIsc:henbuch 2. München 1979, 1111 
~it fn , 6,60 I)M 
II .·G. Koch / H.·I>. 8ambrrg, CI)U/ CSU "erhindulr Slaa tsplirtfl , 
Werner Raith Verlag, SlIrnbrrg 1974, 239 Stiten . 14.80 I)M 
J . KatS tner, Oie gtgen .... i rtige Grse llsc:hl fls- und StaatSliurrassung du 
CSU, Rita G. n scher Verlag, .-ranl.:furt / Main 1979. 73 Stittn , 9,110 
UM 
11 . Adamo, Oie CUU/ CSU, Wrsen und Politik. Verlll l!: Mar~ls tlsc: hf 

lJl ii tter , .·ranl.:furt am ,\hin 1976, 285 &oiten . 9.- 1)11.1 
G. K~de, Uie deutsche II r rllusfordcrun)t ... Modell I)eutsc:hl~nd" fiir 
EurUjJlI? l'ahl-RugenSleln Verla!:, IWI" 1101711, 255 Seiten, 12,80 DM . 
Im PDI.Tascl1eubuch sind Dokumentc und Beiträge von SPD/ FDP­
Bundestagsabgeordneten wie Vertretern der demokratischen ÖffC)lt­
lichkeit zum Rechtsextremismus in der BRD, darunter auch Stellung­
nahmen zur Chile-Reise "on Strauß 1977, zusammengestellt, allerdings 
ohne einen klar ersichtlichen thematischen Zusammenhang. Dieser ist 
hingegen in den "on H. D. Koch/ H.·D. Bamberg zusammengestellten 
innen- und auOcnpolitisc:hen Argumentationen der CDU/ C5U gege­
ben, wenngleich das Buch einiges an Aktualität "erloren hat. Es entha lt 
einen ergiebigen auOcnpolit ischen Teil. der in der Hauptsache die "Ost­
und Dcutschlandpolitik", aber auch Chile behandelt. Z. B. wird der 
chilenische Militärputsch auf seine eventuelle Relevanz fur eine Mach· 
lIlbernahme durch die CDU/CSU in der I.IRO überprüft. 
In der mehr akademisch gestal!clen, aber auch fUr die politische Praxis 
brauchbaren Publikation von 1. Kaest ner ste llt sich der Autor die Auf­
gabe, " mit einer materia listischen Parteientheorie ... die IkwußI­
scinsformen und die ihnen zugrundclitgendcn gesellschafl lichen Inter­
essen, die poli tischen Gehalt und Dynamik der CSU ausmachen ... als 
ein Teil einer notwendigen Gcsamtanalyse der CSU" aufzusuchen (5. 
7, 12 und 73). Al1erdil\&S bleibt J. KaCStner dabei Slfhen, lediglich den 
"mit der CSU konkurrierenden Parteien" zu empfehlen", in "den wi· 
dersprüchliehen EntwicklungsprozeO der CSU .. praktisch einzu· 
wirken" (S. 72). 
Mit dem Anliegen, eine Hilfe fü r die Auseinandersetzung mit der 
CDU/CSU zu leisten, untersudll H. Adamo vor allem ihre geschicht li­
che Entwicklung und Sl:hwerpunktrnäßig die Wirtschafts- uud Gesell ­
schaflspolitik, den Abbau demokrat ischer Rechte sowie die Außenpoli ­
tik der CDU/CSU. Unter dem letztgenannten Kapitel analysiert H. 
Adamo die CDU/CSU·Politik gegenüber den sozialistischen Ländern ; 
ausführlich ist ein Abschnilt zur China-Poli tik und eingegangen wird 
schließlich auch auf das .. 8ündnis mit Kolonial ismus und 
Faschismus". Wünschens ..... ert wlre allerdings eine starkere Betonung 
der außenpolitischen Komponente der Rüst ungs· und NATO-Poli tik 
der BRD. 
G. Kade bilanziert schließlich sehr aktuell die gegen ..... ärtige Rolle der 
BRD. insbesondere die "Modell-Dcutschland"-Politi i:: , im europäi· 
schen Kontext. Obwohl ,'om Thema her "eurozcntriert" eingegrenzt, 
wi rd hier auch das neue wtltpolitische Gewicht der 8RD eingesch:ltzt, 
belcgt ~or allem durch die BRD- und EG-Wirtschaftspolitik in Afrika, 
zur Rohstoffrage oder zur Stützung rassistischer bzw. faschistischer 
Regimes am Ikispiel ChilC5 und des Südlichen Afrika. 
Insgesamt mangelt es bei dem Großteil der Literatur gegen (oder für) 
Rechts an einer fundiertCß Einschätzung bzw. Vorstellung der außen. 
politischen und ..... irtschaftlichen BesITebungen der CDU/CSU und ih­
res KanzlerkandidatCß F.1. SlTauO. P .Maaskola, U. Rupp, H. Vortlsch 



w. RUNGE V1ERLAG 

•• mehr als nur ein Ge!ich lchlsbuchl 
1st Geschichte langweilige'r Schulstoff? Ja, wenn sie nur 

von Taten großer Politiker berichtet. Geschichte ist aber 
mehr. Die Geschichte der Gesellschaft ist die Geschichte 
von Klasserikämpfcn. Gesdlichte der Herrschenden und 
Geschichte der Unterdrückten. Die Unterdrückten weh­
ren sich gegen die Herrschenden. Und daher können 
die Unterdrückten von heute von den Unterdrückten 
von gestern lernen. Damit es morgen keine Unterdriik­
kung mehr gibt! 

Dieses Buch handelt vom "besten Blatt, das die Partei 
je besessen" (Engels). T rotz Sozialistengesetz gelang es 
dem "Sozialdemokrat", die Organisation zu erhalten und 
den Marxismus weiter zu verbreiten. Das Blatt ist heute 
noch Vorbild für linke 2:eitungsarbeit. Daher dieses 
Buch: Nicht nur Jubiläumsschrift, sondern Material für 
linke Pressediskussion - Geschichte als Anleitung zum 
Handeln! • 

Das Standardwerk übelr die JUSO 
Mittlerweile gibt es eine Reihe von Untersuchungen 

über die JUSO·s. Trotzdem bleibt das Buch von Chri­
stoph Butterwegge das Stlnndardwerk, denn der Autor 
vertritt in seiner Arbeit keine Fraktion, sondern unter­
sucht das Verhältnis der JUSQ's zur SPD vor dem Hin­
tergrund der sozialökonomischen und politischen Ent­
wicklung der BRD. Dabe i werden Hinweise zum Verlauf 
der Richtungskämpfe in dl~r SPD ebenso gegeben wie 
das einem ständigen Wandlungsprozeß unterworfene 

.Selbstverständnis der JUSQ's analysiert. Abschließend 
gibt der Verfasser eine Prognose der Entwicklung der 
JUSQ's und ihrer Rolle bei der Veränderung der SPD. 
160 Seiten, DM 6.50. • 

SK-Bücberdlenst W . RUDlJe-Verlag, Postfach 60 81 67 . 

Er kommt. O.r Sozl.lIlmuI. Er macht k.ln.n Bog.n um dl. 

BRO. Aber der Weg Iit nicht 1.lcht.. IN~;u~:r~;' i~:'~:~:~~:J 
zu Ichaften. Uns.r Beitrag : Klar. SI 
Orl.ntlerung. 
Im Mltt.lpunkt d.r steht 
d.r Kampf für die Int.r .... n d.r 
für den sozlal.n Fortschritt und für die 
des W.g.s zum Sozlallamus. 
Mit klarer sozialistischer PosI11on : 

Geg.n B.rufsverbote .- für 
Demokratlslerung - Gi.gen 80zlalen Abbau 

- für Ourchselzungl wichtiger Reform.n 
- Gegen Blockad. der KSZE-B.schlü •• e -
für RÜltunglkürzungen 

Infor",atlonen ohne T.abus - Wir leuchten 
hinter die Kullss.n .,nd enthüll.n g.s.lI­

schaftllche Zusamm.n~ling. - Schonungslos 
deck.n wir auf.Wlr schreiben da weiter, wo andere aufhören 
müllen. Mit eigenen Artikeln und ExkllJslvbelträgen 
prominenter Sozialisten, mit Nach-­
drucken aua der Internationalen ~ 
Pre .. e. Mit Analysen und Ols- eJ 
ku •• lonen zur Strategl. und Tek- J.iI~a: 
tlk der Linken In der sozialdemokra - • 
tischen Bewegung.SK Informiert über IIInke Plattformen und 
das Ringen um die Ourchselzung sozialistischer Positionen 
In aer sozialdemokratischen Bpwegun!l. 
Nur tür Abonnenten: SK-Leserdlenst. Blrlngt Paper und 
Materialien. Broschüren. Audl International. 
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